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Vorbemerkung

Teil 111 - Entwicklungsperspektiven 111 - 3

Wie schon aus der Gliederung des Theorieteils deutlich wird, geht es uns bei der
Entwicklung von Alternativen um zwei grundlegende Forderungen: einerseits um
einen anderen Umgang mit menschlichen Bedürfnissen und andererseits um einen
anderen Umgang mit der Natur. Die zwei entsprechenden Diskussionsstränge ziehen
sich wie ein roter und ein grüner Faden durch das ganze Projekt und müssen eng
miteinander verwoben werden. Auch bei der Erarbeitung von neuen Entwicklungsper­
spektiven kann der eine oder der andere Aspekt stärker im Vordergrund stehen.
Innovationen - sowohl technische als auch soziale -können stärker aus einer stoff­
lich-technischen Betrachtungsweise, aus überlegungen über einen anderen Umgang
mit der Natur entstehen, oder stärker gesellschaftlich motiviert, von menschlichen
Bedürfnissen ausgehend. Das gilt auch für die im folgenden dargestellten Entwick­
lungsperspektiven. Die ersten beiden, Flachs und Wasser sind eher im Zusammenhang
stofflich-technisch-ökologischer Fragestellungen entstanden, obwohl auch sie sich
recht eindeutig einzelnen Bedürfnisbereichen zuordnen lassen. Die Perspektiven für
Transport und Kommunikation hingegen wurden stärker von den Bedürfnissen her
entwickelt und enthalten deshalb wohl auch mehr soziale Innovationen, obwohl
natürlich gerade im Transportbereich ökologische Aspekte ganz entscheidende Gründe
für eine Umgestaltung des heutigen Systems sind.

Leider war es im Rahmen der zweijährigen Projektlaufzeit nicht möglich, für alle
Bereiche, zu denen wir Vorarbeiten geleistet haben, ausführliche Entwicklungsper­
spektiven auszuarbeiten (insbesondere für die Bereiche Ernährung, Naturfarben und
-lacke sowie Energie, einzelne Hinweise hierzu finden sich in den Szenarien). Wir
haben uns deshalb auf die folgenden vier Beispiele beschränkt, die unserer Ansicht
nach einige neu~, für das Bergische Land besonders interessante Anregungen ent­
halten und breites Spektrum verschiedener Aspekte beinhalten.
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1. Flachs in der Konkurrenz mit anderen textilen Fasern

Der Flachs bzw. Faserlein (Linum usitatissimum) ist eine der ältesten Kulturpflanzen
überhaupt (Funde ab 7000 v. ehr., vgl. Körber-Grohne 1988: 375). Die Verarbeitung
von Flachsfasern und der Handel mit Leinengewebe war eine der wesentlichen
ökonomischen Grundlagen der spätmittelalterlichen bzw. frühneuzeitlichen Kultur­
zentren Oberitaliens (Venedig, Mailand), des süddeutschen Raums (Augsburg, Ulm,
Kempten) und Flanderns (Gent, Brügge, Antwerpen, Kortryk). Die Hauptanbau- und
Hauptverarbeitungsgebiete des Flachses lagen im deutschsprachigen Raum zunächst
vor allem im Bodenseegebiet und in Schlesien, dann auch im Allgäu, auf der
Schwäbischen Alb, im Wuppertal, in der Ravensberger und Osnabrücker Region, in
der Gegend von Hannover und Braunschweig, in Friesland, Sachsen, Thüringen, in
Böhmen und Ostpreußen.

Flachs war sowohl weltweit als auch in Europa bis weit ins 19. Jahrhundert hinein
nach "der Wolle der wichtigste Faserlieferant für Bekleidung und Haushaltstextilien.
Ende des 18. Jahrhundert entfielen vom Weltfaserverbrauch 78% auf Wolle, 18% auf
Flachs/Leinen und 4% auf Baumwolle (vgl. Pattis 1969: 39). Obwohl der durchschnitt­
liche Pro-Kopf-Verbrauch von Wolle weltweit mit ca. 0,5 kg im Jahr in den vergan­
genen zwei Jahrhunderten weitgehend konstant blieb, schrumpfte durch eine starke
Steigerung des Pro-Kopf-Verbrauchs an Textilfasern insgesamt (von 2,3 kg im Jahr
1890 auf 6,8 kg im Jahr 1984) der prozentuale Anteil der Wolle am Welt­
faserverbrauch drastisch auf 11,8% im Jahr 1938 und auf 5,9% im Jahr 19851. In
Westeuropa, das sich mit 14,5 kg/Jahr einen mehr als doppelt so hohen Pro-Kopf­
Verbrauch an Textilien wie im Weltdurchschnitt leistet (1984: BRD 19,4 kg/Jahr,
USA sogar 23,8 kg/Jahr), und wo die Wolle traditionell eine größere Rolle spielt
(Pro-Kopf-Verbrauch 1984: 1,5 kg), waren diese Verschiebungen nicht ganz so
dramatisch. Hier sank der Anteil der Wolle zwischen 1938 und 1964 von 22% auf
14,5% und liegt heute bei 8-9%.

Auch der Pro-Kopf-Verbrauch von Flachs/Leinen stagnierte hier zunächst im 19.
Jahrhundert. Zwischen 1878 und 1913 halbierte er sich allerdings innerhalb von nur
35 Jahren von 1,5 kg/Jahr auf 0,7 kg/Jahr. Die zweite große Abstiegsphase folgte
dann nach einer Zeit der relativen Stagnation nach dem zweiten Weltkrieg. Heute
liegt der Pro-Kopf-Verbrauch an Flachs/Leinen sowohl weltweit als auch in West­
europa und in der BRD bei 0,2 kg/Jahr, was einem Anteil am Gesamtfaserverbrauch
zwischen einern und zwei Prozent entspricht (vgl. zu den Verbrauchszahlen Schmoller
1870: 474, Harder-Gersdorff 1986: 223, Gesamttextil 1988a: 57).

Der Anteil der Flachsfasern am Weltfaserverbrauch ging also im Laufe der vergan­
genen zwei Jahrhunderte von 18% auf 2% zurück (BRD 1,03%). Die Gewinner dieser
Entwicklung waren In der ersten Phase dIe Baumwolle und in der zweiten Phase die
Chemiefasern. Die Baumwolle war bis zum Ende des 19. Jahrhunderts ein relativ
teures Luxusprodukt mit einem Anteil von weniger als 4% des westeuropäischen
Textilfaserverbrauchs. Leinen dominierte auf dem Markt und erst recht im Bereich
der Selbstversorgung mit pflanzlichen Naturfasern. Heute ist es umgekehrt. Baum­
wolle beherrscht den Markt pflanzlicher Textilfasern, und L~inen ist ein relativ

1vgl. Pattis 1969 und Gesamttextil 1988a, Verbrauchszahlen aus dem 18. und
19. Jahrhundert sind allerdings mit Vorsicht zu behandeln, weil 1. die Statistik noch
nicht sehr weit entwickelt war, 2. das Bezugsterritorium wechselte und vor allem 3.
die Hausproduktion und Selbstversorgung, die gerade bei Wolle und Leinen eine sehr
große Rolle spielte, statistisch nicht erlaßt werden konnte.
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teures Produkt. Schon ab der Wende zum 19. Jahrhundert wurde Baumwollgewebe
billiger als Leinen. Mitte des 19. Jahrhunderts wurde in den Webereien Preußens
schon genausoviel Baumwolle wie Leinen verarbeitet (je 40%, sowie 20% Wolle, vgl.
Blumberg 1960: 72, Harder-Gersdorff 1986: 223). In jener Zeit waren in Preußen
immerhin 1-1,5% des gesamten Ackerlands mit Flachs bebaut (vgl. Böckler 1937: 27).
Seit den vierziger Jahren des 19. Jahrhunderts ging der Anteil des Flachses/Leinens
am gesamten Faserverbrauch in Preußen bzw. Deutschland kontinuierlich zurück. Im
letzten Viertel des Jahrhunderts beschleunigte sich dieser Rückgang. Während der
Pro-Kopf-Verbrauch von Leinen sich zwischen 1878 und 1913 von 1,5 auf 0,7 kg/Jahr
halbierte, stiegen die Rohbaumwolleeinfuhren von 2,85 auf 7,25 kg/Kopf/Jahr. Der
relative Anteil der Baumwolle am Weltfaserverbrauch erreichte im Jahr 1928 mit
84,8% seinen Höchststand. Seither stagniert der Pro-Kopf-Verbrauch bei 3,2 kg/Jahr
(vgl. Pattis 1969, Gesamttextil 1988a). Durch das starke Ansteigen des Verbrauchs
der nun aufkommenden Chemiefasern ging der prozentuale Anteil der Baumwolle am
Weltfaserverbrauch bis 1938 auf 77,3%, 1966 62,2% auf heute 47% zurück. In West­
europa war allerdings der Anteil der Baumwolle nie ganz so hoch. Er ging hier
zwischen 1938 und 1964 von 59% auf 46,2% zurück und lag im Jahre 1985 bei ca. 40%
(BRD '43,3%).

Die Zunahme des weltweiten Pro-Kopf-Verbrauchs an Textilfasern von 3,5 kg/Jahr in
den 20er Jahren auf 6,8 kg im Jahr 1984 kam also fast ausschließlich den Chemie­
fasern zugute, deren Anteil in dieser Zeitspanne von 1,6% auf 45,5% stieg. Die
Chemiefaser konnte dabei auch in die klassischen Einsatzbereiche von Leinen und
Wolle eindringen2 • Eine seit Ende der 70er Jahre flacher werdende Produktionskurve
für Chemiefasern zeigt allerdings wohl auch das vorläufige Ende dieser Zuwachsraten
an. Vor allem im Kleidungsbereich gibt es eine Trendwende zurück zu den Natur­
fasern. Die Chemiefasern werden mehr und mehr im technischen Bereich eingesetzt.
In der BRD werden für den Kleidungsbereich heute nur noch 45% der eingesetzten
Textilrohstoffe verarbeitet, 35% gehen in den Bereich der Heim- und Haushaltstex­
tilien und schon 20% in den Bereich Technische Textilien (vgl. GesamttextiI1988b)3.

Bei der Frage nach den Gründen für den Niedergang des Leinens müssen vor allem
die Konkurrenz von Leinen und Baumwolle im 19. Jahrhundert und die Konkurrenz
von Leinen und Chemiefasern nach dem zweiten Weltkrieg betrachtet werden. Zur
Abschätzung eines zukünftig wieder möglichen Einsatzes von Leinen muß zudem auf
mögliche Einsatzbereiche bei Technischen Textilien geachtet werden. Zunächst
sollen allerdings die Entwicklungen im Flachsanbau betrachtet werden. Hier erfolgte
der Rückgang nämlich noch früher und erheblich rasanter, was darauf schließen läßt,
daß hierfür noch andere Gründe maßgeblich waren.

Die Flachsanbaufläche reduzierte sich in Deutschland im letzten Viertel des vorigen
Jahrhunderts um 86% (t) von 215.000 ha auf 30.000 ha (vgl. Böckler 1937). Der Anteil
des Flachses am gesamten Ackerland sank damit auf 0,5%. Die deutsche Leinen-

2pro-Kopf-Verbrauch BRD 1985: Chemiefasern 9,1 kg/Jahr =47%, Baumwolle 8,4
kg/Jahr = 43,3%, Wolle 1,7 kg/Jahr = 8,8% und Leinen 0,2 kg/Jahr = 1,03%, vgl.
Gesamttextil 1988a: 57.

3Die Rohstoffverarbeitung in den verschiedenen Einsatzbereichen teilte sich
1986 folgendermaßen auf: Kleidung: Chemiefaser 50%, Baumwolle 40%, Wolle 10%;
Heim- und Haushaltstextilien: Chemiefasern 69%, Baumwolle 25%. Wolle 6%; Tech­
nische Textilien: Chemiefasern 90%, Baumwolle 9%, Wolle 1%, vgl. Gesamttextil1988b.
Das von der bundesdeutschen Textilindustrie verarbeitete Leinen, das weniger als 1%
ihres Rohstoffverbrauchs ausmacht, ging zu 15% in den Bereich Kleidung und zu 85%
in den Bereich Heim- und Haushaltstextilien, vgl. Wurster u.a. 1985: 124.
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industrie bezog im Jahr 1872 schon 40% des von ihr verarbeiteten Flachses aus dem
Ausland, vor allem aus Rußland sowie besonders hohe Qualitäten aus Belgien. Zur
Deckung des Bedarfs der deutschen Leinenindustrie, die mit 18,2% an der damaligen
Weltleinenproduktion nicht unmaßgeblich beteiligt war, wären damals mindestens
80.000 ha Flachs erforderlich gewesen. Erst im Rahmen der Autarkiebestrebungen des
nationalsozialistischen Regimes, von deren Geist auch die Studie Böcklers durchdrun­
gen ist (vgl. Böckler 1937), erlebte der Flachsanbau in Deutschland noch einmal
einen kurzen Aufschwung. Ende der 50er Jahre wurde dann aber der Flachsanbau in
der BRD ganz eingestellt. In Europa wurde er weiterhin nur noch in den Niederlan­
den, in Belgien, Nordfrankreich und in einigen osteuropäischen Ländern betrieben
(vgl. Tabelle 1)4.

Tabelle 1: Anbauflächen von Faserlein nach Ländern (EUROSTAT, 1986)

Land 1975 19
Anbauf äche 1 00 ha

EG 62 59 52 52 53 65 74
Belgien 9 7 6 8 7 10 11 8 10
Frankreich 44 46 41 40 42 50 59 47 51
Italien 3 2 2 2 1 1 1
Niederlande 5 4 3 3 3 4 4 3

UdSSR 1 215 1 120 946 1 014

europäische
RGW-Länder 184 193 170 150

Welt 1 507 1 477 1 277 1 330

(aus: Kuratorium für Technik und Bauwesen und der Landwirtschaft (KTBL) 1986a und idw 1987)

Doch auch in diesen Ländern, die sich immerhin die Erfahrungen und eine gewisse
Infrastruktur des Flachsanbaus und der Flachsverarbeitung bewahren konnten,
spielen Flachs und Leinen nur eine marginale Rolle. Weltweit gesehen lag der Anteil
des Flachsanbaus an der Erzeugung von Textilrohstoffen einschließlich Chemiefasern
in den 80er Jahren nur zwischen 1,5 und 2,2% (vgl. Gesamttextil 1988a: 56).

1.1. GrÜnde für den Niedergang des Flachsanbaus und der Leinenindustrie

Die Verdrängung des Flachs/Leinen zunächst durch Baumwolle und später auch
durch Chemiefasern erfolgte nicht aufgrund etwaiger Vorteil~ von Baumwolle und
Chemiefasern in bezug auf Tragekomfort und Gebrauchstauglichkeit, sondern haupt-

4Flachsweltproduktion 1985: Anbaufläche 1.342.000 ha, davon 76% in der UdSSR,
5,3% (71.000 ha) in der EG. Faserausbeute im Weltdurchschnitt: 530 kg/ha (EG 1800
kg/ha !). Faserproduktion 711.000 to (EG 11 7.000 to =16,4%); vgl. Jahrbuch der FAO
1986.
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sächlich aufgrund der Tatsache, daß Baumwoll- und Chemiefasergewebe billiger auf
den Markt gebracht werden konnten. Bis ins 19. Jahrhundert war die Baumwolle
noch erheblich teurer als das Leinengewebe. Die Baumwolle hatte allerdings zwei
Eigenschaften, die ihr schon ab dem 14. Jahrhundert einen gewissen Anteil am
Textilverbrauch sicherten. Es war dies ihre größere Weichheit und ihre intensivere
Färbbarkeit mit den damaligen Mitteln. Um die jeweils besseren Eigenschaften von
Baumwolle und Leinen zu kombinieren, wurde schon ab dem 14. Jahrhundert vor
allem in Oberschwaben Halbleinen (Barchent) gewoben und in fast ganz Europa
vermarktet. Bei Barchent bestand wegen der weitaus größeren Haltbarkeit des
Leinengarns die Kette aus Leinen und der Schuß aus der weicheren Baumwolle (vgl.
von Stromer 1978: 77). Die Flachsfaser ist etwas härter als die Baumwolle, aber sie
ist unübertroffen in ihrer Reißfestigkeit, sie ist neben Ramie die reißfesteste im
Kleidungsbereich einsetzbare Naturfaser überhaupt. Auch die Saugfähigkeit der
Flachsfaser ist unübertroffen. Ihre Wärmeleitfähikgkeit wird für Sommerkleidung und
Bettwäsche geschätzt. Ihre Glätte bedingt den Glanz des Leinengewebes und, hygie­
nisch und ökologich nicht uninteressant, dessen Schmutzunempfindlichkeit. Leinen ist
äußerst haltbar und muß bedeutend weniger oft gewaschen werden als Baumwolle.
Beliebt war und ist auch immer noch die unregelmäßige Struktur des Leinengewebes.
Seinen Glanz und seine Struktur versuchte man vielfach zu imitieren. Leinen ist
somit in seinen Gebrauchseigenschaften auch heute noch unübertroffen in den Ein­
satzbereichen Sommerkleidung, Haushalts- und Tischwäsche (Bettwäsche, Hand­
tücher, fusselfreie Gläsertücher, Tischdecken), Möbelbezugs- und Dekostoffe, Ta­
schen, Koffer, Sport- und Freizeitschuhe bis hin zum Einsatz in der Malerei (Lein­
wand). Gerade in den letztgenannten Einsatzbereichen wird die unregelmäßige
Struktur des Leinengewebes besonders geschätzt (vgl. zu den heutigen Einsatzbe­
reichen und zu den Ergebnissen einer Verbraucher- und Händlerbefragung den
Anhang 1). Ihre Reißfestigkeit und Unempfindlichkeit macht die Faser auch für
technische Einsatzbereiche immer interessanter.

Die Gründe für den Rückgang des Leinengewebes und des Flachsanbaus sind, das
wurde schon angedeutet, vorwiegend ökonomischer Natur, wobei der relativ kon­
tinuierliche Rückgang des Leinengewebes am gesamten Textilverbrauch andere
Gründe hat, als das rasante Absinken der Anbaufläche im zweiten Drittel des
vorigen Jahrhunderts.

1.1.1. Die Trennung von Flachsanbau und Leinengewerbe

Ein wesentlicher Grund für den Rückgang der Anbaufläche, der von einem fast
ebenso großen Anstieg des Flachsimports begleitet war, dürfte zunächst die Verdrän­
gung des Leinens von den besseren Böden gewesen sein. Vor allem für landwirt­
schaftliche Erzeuger in der Nähe von Großstädten und Industriegebieten war der
Anbau von Futtermitteln für die Viehwirtschaft sowie von Getreide und Hackfrüch­
ten zur Befriedigung des Nahrungsmittelbedarfs dieser Gebiete wesentlich profitabler.
Ein weiterer Grund war sicher die Abwanderung von Arbeitskräften in diese Gebiete,
in denen verhältnismäßig hohe Löhne gezahlt wurden. Der Flachsanbau und die sehr
arbeitsintensive Flachsaufbereitung wurden deshalb Anfang dieses Jahrhunderts fast
nur noch in ländlichen Gebieten betrieben, "die abseits von den großen Verkehrs­
straßen und den Brennpunkten industrieller Tätigkeit liegen, sowie in rauhen Ge­
birgslagen" (Böekler 1937: 34; vgl. auch Freckmann, Simons, Grunsky-Peper 1975: 29).
Es war schon Mitte des 19. Jahrhunderts billiger, den in Rußland und Osterreich­
Ungarn gepflanzten Flachs in die Zentren der Leinenindustrie zu importieren.
Russischer Flachs kostete nur die Hälfte des inländischen, wobei Rußland den
Transport auch subventionierte. Selbst in den Kreisen Bielefeld und Herford, also in
einem damaligen Zentrum der Leinenindustrie, gab es 1913 überhaupt keine Flachs­
feider mehr (Böekler 1937: 36). Im Bergischen Land, diesem jahrhundertealten
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Zentrum der Flachs- und Leinengarnverarbeitung, wurde schon im 17. Jahrhundert
Flachs fast nur noch für die Selbstversorgung der Bauern angebaut. Die durch die
Garnnahrung!S von 1527 privilegierte Leinengarnveredelung im Wuppertal (v.a. Bleiche
und Färberei) basierte weitgehend auf importiertem Garn, das zunächst in Westfalen
und der Braunschweiger Gegend, dann auch in Schlesien gekauft wurde (vgl. Dietz
1957, Hoth 1975).

In Deutschland begann also in manchen Gebieten schon sehr früh die Trennung des
Flachsanbaus von der Leinenverarbeitung. Aber erst Ende des 19. Jahrhunderts setzte
sie sich allgemein durch. Diese Trennung war aus sozioökonomischer Sicht nicht un­
problematisch. Erst nachdem die vorherrschende enge, nicht marktförmig vermittelte,
"jahrhundertealte Kombination von agrarischem und gewerblichem Arbeitseinsatz ge­
sprengt" wurde, konnten frühkapitalistische Ausbeutungsverhältnisse wie das Ver­
lagssystem greifen (vgl. Harder-Gersdorff 1986: 224). Als Gründe für diese Trennung
ermittelte Harder-Gersdorff "ausnahmslos Faktoren, die auf der wachsenden über­
regionalen und vertikalen Arbeitsteilung der Produktion und auf einer intensivierten
Verkehrswirtschaft" beruhen (ebd.). Auch im Bergischen Land hatte sich aus diesen
Gründen schon sehr früh das Verlagssystem durchgesetzt, im Ravensberger und
Osnabrücker Raum sowie in Schlesien, wo noch weit in das 19. Jahrhundert hinein
der in der Region angebaute Flachs verarbeitet wurde, dagegen überhaupt nicht (vgl.
Harder-Gersdorff 1986: 213 f.).

1.1.2. Probleme bel der Mechanlslerung der Flachsverarbeitung

Im Vergleich zu den eher sozio-ökonomischen Gründen des Rückgangs des
Flachsanbaus, bei dem erstaunlicherweise die natürlichen Anbaubedingungen wie
Bodenbeschaffenheit, Klima und dergleichen auch für die regionale Verteilung der
verbleibenden Anbaugebiete eine sehr geringe Rolle spielten, hatte der Rückgang des
Anteils des Leinengewebes am gesamten Textilverbrauch in Mitteleuropa eher
technisch-ökonomische Gründe, die sehr stark mit der 'Natur' der Flachsfasern
zusammenhängen. Die Baumwolle war, wie schon erwähnt, bis zum Beginn des 18.
Jahrhunderts teurer als das Leinen, weil Baumwolle als Rohstoff oder als Garn von
weither eingeführt werden mußte. Die Baumwolle hat aber einen sehr viel kürzeren
Verarbeitungsweg von der Pflanze zum Garn, und das Verspinnen der Baumwolle war
viel leichter zu mechanisieren. Die Baumwollflocken bestehen aus einzelligen kurzen
Fruchthaaren, die, nachdem sie von den Samenkapseln getrennt sind. sofort verspon­
nen werden können. Die Flachsfasern bestehen dagegen aus mehrzelligen Stengel­
faserbündeln (Bastfasern). die zwar sehr lang. aber auch sehr unregelmäßig sind. Bei
der Verarbeitung von Stengelfasern sind nun im Vergleich zu der von Fruchthaaren
etliche zusätzliche Arbeitsschritte notwendig, um die Fasern aus den Stengeln
herauszulösen. Neben mehrmaligem Trocknen handelt es sich dabei vor allem um das
sogenannte Rösten (Wortstamm Rotten). d.h. um einen mikrobiologischen Prozeß. bei
dem die Fasern im Stengel durch mikrobiellen Abbau des pflanzenleims Pektin
gelockert werden. und um die mechanischen Prozesse des Brechens und Schwingens,
bei denen die Holzteile aus den Fasern herausgeschlagen werden. All diese Schritte
sind sehr arbeItsintensiv und waren zunächst nicht mechanisierbar. Die Röste ist
zudem noch ziemlich riskant und führt leicht zu einem Totalverlust der Ernte (vgl.
für einen überblick über den Faseraufschluß und die Faserverarbeitung beim Flachs
den Anhang 2). Auch weitere Arbeitsschritte wie das Hecheln, d.h. das Auskämmen
und weitere Aufteilen der Fasern und das Verspinnen der Flachsfasern waren

!SDie Garnnahrung war ein vom Herzog von Berg erteiltes Privileg, das es nur
den Elberfelder und Barmer Garnbleichern erlaubte, in seinem Einflußbereich Leinen­
garn zu veredeln.
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arbeitsintensiv und zunächst nicht mechanisierbar. Das Handverspinnen der langen
Flachsfasern war zwar viel einfacher als das der kurzen Baumwollfasern, aber beim
Versuch der Mechanisierung dieses Schritts kehrten sich die Verhältnisse völlig um.
Die Mechanisierung des Verspinnens der gleichmäßigen kurzen und relativ homogenen
Baumwollfasern war viel einfacher und schritt rascher voran als die Mechanisierung
des Verspinnens der unregelmäßigen und langen Flachsfasern.

Die Entwicklung und relativ rasche Durchsetzung von Spinnmaschinen (Hargreave
1764, Arkwright 1769), mechanischen Webstühlen (Cartwright 1786, Jacquard 1805)
sowie von mechanischen Baumwollentkörnungsmaschinen (Whitney 1794) rief deshalb
schon Anfang des 19. Jahrhunderts eine gewaltige Verbilligung der Baumwollwaren
hervor. Böckler schrieb über die technischen Gründe für den Rückgang der Flachs­
verarbeitung zusammenfassend: "Da die Baumwollfaser gleichmäßiger ist, konnten
Spinnmaschine und mechanischer Webstuhl in der Baumwollindustrie viel eher Ein­
gang finden als in der Leinenindustrie. Die Flachsspinnmaschine konstruierte erst
Girard 1810. Auch seit der Mechanisierung der Leinenindustrie bleibt die Baumwolle
weiter im Vorteil. Der Fabrikationsweg des Leinen ist von der Ernte bis zur Her­
stellung des fertigen Gewebes fünfmal so lang wie der der Baumwolle. Infolge der
geringeren Dehnfähigkeit der Leinengarne ist die Produktion der Leinenwebstühle
weit geringer. Zur Bedienung von 10.000 Flachsspindeln sind 400-500 Arbeiter not­
wendig, für 10000 Baumwollspindeln nur 40-50. Die Leinenbleiche ist teurer als die
Baumwollbleiche" (Böckler 1937: 41).

Als die Mechanisierung der Flachsverarbeitung Mitte des vorigen Jahrhunderts
schließlich geglückt war, gingen von ihr wiederum rückwirkend höhere Ansprüche an
die Qualität und Gleichmäßigkeit des Rohstoffs aus, die viele inländische Flachsan­
bauer mit ihren Mitteln und ihrer Erfahrung nicht erfüllen konnten. Dies war ein
wesentlicher Grund für den rasch ansteigenden Import von qualitativ hochwertigem
Flachs aus Flandern und von nicht ganz so gutem, aber wenigstens innerhalb großer
Lieferungen gleichmäßigem Flachs aus Rußland.

Daß die Mechanisierung des Spinnens und Webens sowie der vorangehenden Faser­
aufbereitung Ende des 18. Jahrhunderts bei der homogenen, gleichmäßigen Baumwolle
sehr viel rascher voranging, als bei den unregelmäßigen Flachsfasern, verwundert
eigentlich nicht. Schließlich sind gerade Homogenität und Gleichmäßigkeit des zu
verarbeitenden Materials wesentliche Voraussetzungen für die mechanische Automa­
tisierung (vgl. v. Gleich/Lucas/Schleicher 1987: 118 ff.). Die Entwicklung und vor
allem die Durchsetzung der mechanischen Flachsverspinnung gelang deshalb erst
mehr als ein halbes Jahrhundert später als bei der Baumwolle6 • Die Entwicklung und
Verbesserung des mechanischen Naß-Spinnverfahrens von Flachs ist mit den Namen
Girard (1810), Alberti (1816) und Kay (1825) verbunden. Dle Durchsetzung des
mechanischen Leinenwebstuhls, der wiederum auf die Verarbeitung des gleichmäßige­
ren Maschinengarns angewiesen war, erfolgte erst in den 60er Jahren des vorigen
Jahrhunderts. Als die technischen Probleme der mechanischen Flachsverspinnung
schließlich gelöst waren, konnten sich die Spinnmaschinen aus ökonomischen Gründen
nicht durchsetzen. Die maschinelle Flachsspinnerei erforderte in der ersten Hälfte
des 19. Jahrhunderts verglichen mit anderen Spinnfabriken das höchste Anlagekapital
(160 Franken pro Spindel im Vergleich zu 50 Franken für die Baumwollspinnerei und
60 Franken für dle Wollspinnerei, vgl. Blumberg 1960: 109), so daß die mechanische
Flachsspinnerei noch lange Zeit durch die zu minimalen Löhnen arbeitende Neben­
erwerbsspinnerei auf den Bauernhöfen unterboten wurde. Harder-Gersdorff spricht
hier von einer 'Unterhungerung' des Kapitaleinsatzes (vgl. Harder-Gersdorff 1986:
220). Erst als die mechanischen Leinenwebstühle auf das gleichmäßigere mechanisch

6Im Rheinland war das erst ab 1850 der Fall; vgl. Adelmann 1966: 173.
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gesponnene Flachsgarn technisch angewiesen waren, setzte sich die Mechanisierung
des Flachsspinnens letztendlich durch.

Doch auch bei der mechanisierten Flachsspinnerei und Leinenweberei führte die
unregelmäßige Struktur der Faser und des Garns weiterhin zu Schwierigkeiten. Neben
den Unregelmäßigkeiten der Fasern selbst führten noch vorhandene Verunreinigungen
aus der Faseraufbereitung wie Staub und Holzteilehen aus dem Stengel zu prozentual
mehr Garnbrüchen und Stockungen als bei der Baumwollverarbeitung. Selbst heute
noch liegt die Produktivität der Spinntechnik bei Flachs hinter der bei Baumwolle
schon erreichten. Auch heute wird vorwiegend noch mit dem im Prinzip schon von
Girard entwickelten Naß-Spinnverfahren gearbeitet, während in der Baumwollver­
spinnung die Ringspinnverfahren zunehmend durch die nach einem völlig anderen
Prinzip arbeitenden Open-End-Verfahren, vor allem durch das Rotorspinnen abgelöst
werden (vgl. Abschnitt 2.2.1.). Auch auf neuen Hochleistungsweb- und -strickma­
schinen bereitet die Verarbeitung der steiferen Flachsgarne noch Probleme. "Die
Sprödigkeit des Materials, seine geringe Dehnung und der stark anfallende Staub
lassen hohe Eintragsleistungen nur bedingt zu. Bei Greiferwebmaschinen macht
besonders die starke Verschmutzung der Greiferzange das Arbeiten mit Leinengarn
schwer. Die Stricker klagen hauptsächlich über die große Unregelmäßigkeit des
Garns. Dickstelien, die nicht mehr durch den Nadelkopf passen, führen durch den
dadurch entstehenden Fadenbruch zu Löchern in der Ware" (Wurster u.a. 1985: 134).

An der Verbesserung der Flachsverarbeitung ist allerdings in den vergangenen
Jahrzehnten kaum noch gearbeitet worden, so daß Wurster u.a. zum Schluß kommen,
daß die mechanische Flachsverarbeitung eigentlich erst am Anfang ihrer Entwicklung
stehe (vgl. Wurster u.a. 1985: 135). Mit dem ohne Zweifel vorhandenen Flexibili­
sierungspotential der Mikroelektronik (Regelkreistechnik) sollten sich die geschilder­
ten technischen Probleme der Verarbeitung inhomogener und unregelmäßiger Fasern
und Garne eigentlich lösen lassen? Die derzeitig von BMFT und BMELF und den
Ländern geförderten Entwicklungsarbeiten auf dem Gebiet der Flachsverarbeitung
gehen allerdings leider in der Hauptsache in eine andere Richtung. Um die Flachsfa­
ser in den Rotorspinnmaschinen einsetzbar zu machen, soll sie weitgehend in Ele­
mentarfasern zerlegt (cottonisiert) bzw. in der Faserlänge an die Gegebenheiten bei
der Baumwolle angeglichen werden, wobei natürlich auch die typische Leinenstruktur
und viele positive Eigenschaften des Flachsgarns und Leinengewebes verloren gehen.
Anstatt also die Maschinen an die Eigenschaften der Faser anzupassen wird immer
noch versucht, die Faser an die Anforderungen der Maschinen anzupassen.

1.2. Gründe für die Wiederbelebung des Flachsanbaus und der Leinenindustrie

1.2.1. Markt und Ökonomie

Ein wichtiger Antrieb für die in den letzten Jahren wieder zunehmende Beschäf­
tigung mit Flachs und Leinen liegt ohne Zweifel in der Tatsache begründet, daß in
den letzten Jahren die Nachfrage nach Leinengarnen und -geweben wieder gestiegen
1st. Dies führte aufgrund von auftretenden Angebotsengpässen zum Teil zu abrupten
Preissteigerungen bei Leinengarn und -gewebe. Mehr Leinen zur Befriedigung des
Bedarfs war zeitweise auf dem Weltmarkt einfach nicht zu bekommen (vgl. Wurster
1985: 92 ff.). Die Flachsfaser wird in ihren Gebrauchseigenschaften zunächst vor

?Vgl. v. Gleich/Lucas/Schleicher 1987: 115 ff. Immerhin gibt es als ersten
Schritt einer solchen Entwicklung schon automatische Dickstellenerkennungsgeräte.
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allem im Bekleidungsbereich wiederentdeckt. Hier gewinnt sie im Zusammenhang mit
einem deutlichen und anhaltenden Trend in Richtung auf qualitativ hochwertige
Naturfasern erheblich an Bedeutung. Beflügelt wurde diese Entwicklung zusätzlich
durch die Mode, in der bisher als nachteilig erachtete Eigenschaften des Leinen­
gewebes wie das Knittern nun positiv bewertet werden.

Der Abstand des Preises von Schwungflachs zu denen der konkurrierenden Natur­
fasern hat sich außerdem über die extremen Preisschwankungen hinweg, denen alle
pflanzlichen und tierischen Rohstoffe in den letzten Jahrten ausgesetzt waren8 ,

insgesamt verringert, so daß der Flachs zunehmend nil'ht nur für eine Exklusiv­
nachfrage, sondern ganz allgemein wieder interessant wi~'d. Im Jahr 1980, dem Jahr
des höchsten Baumwollpreises der letzten 15 Jahre, das hier zur Indexbasis = 100
gesetzt wird, kostete das Kilogramm Baumwolle im Durchschnitt ca. 4 DM und das
Kilogramm Schwungflachs 2,53 DM. Die Schwankungsbreite des Baumwollpreises
reichte in den vergangenen acht Jahren von 1,12 DM/kg im August 1986 (Jahres­
durchschnitt 2,30 DM/kg) bis zu Spitzenwerten von über 5 DM/kg im Jahre 1980.
1988 lag der Baumwollpreis bei durchschnittlich 2,95 DM/kg. Der Flachspreis hatte
in der betrachteten Zeitspanne seinen höchsten Stand bei 3,99 DM/kg im Jahre
1984. 1986 lag er bei 2,71 DM/kg (vgl. Bremer Baumwollbörse 1988, Wurster u.a.
1985, KTBL 1987). Die relativen Preisentwicklungen der textilen Rohstoffe und die
Preisentwicklung der Flachsprodukte sind in den folgenden Tabellen dargestellt. In
der Tabelle der textilen Rohstoffpreise ist der Flachs leider nur im Rahmen der
Rubrik 'andere Pflanzenfasern ' aufgeführt.

Tabelle 2: Preise von Flachsprodukten (in DK/kg)

Flachsprodukte 1978 1986

Roh/Geröstet 3,55 2,80 3,23 2,93 3,82 3,96 2,20 1,95 1,54

Gebrochen 1,90 2,07 2,02 1,26 1,56 1,31 2,98 5,51 1,70

Geschlungen 2,71 2,56 2,53 2,28 2,78 3,03 3,99 3,76 2,71

Gehechelt 4,74 4,34 4,66 4,61 4,46 4,86 8,02 9,16 5,29

Werg 1,92 2,20 2,03 2,18 1,69 2,33 3,50 3,37 2,29

Abfälle 0,96 0,14 0,46 0,64 1,32 0,75 1,34 0,89 0,76

Gesalt 2,51 2,57 2,61 2,65 2,54 2,78 4,01 4,00 2,81

(aus: K'fBL 1987)

8vgl. als Beispiel die Entwicklung der Baumwollpreise in Anhang 3
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Tabelle 3: Index der ausländischen textilen Rohstoffpreise (Einfuhrpreise)
(1980 = 100)

Importierte andere
Textilrohstoffe synthetische andere Pflanzen-

Insgesalt Spinnfasern Schafwolle Tierhaare Bau.lolle fasern

1983 111,1 105,9 118,3 112,8 121,2 113,9
1984 131,6 115,4 130,2 152,5 138,3 150,6
1985 121,1 118,3 125,6 201,1 122,1 149,9
1986 _ 96,0 110,2 _ 94,9 153,0 75,5 100,3
1987 97,9 100,1 106,0 118,3 19,3 89,5

(aus: Gesamttextil 1988, 28)

1.2.2. AgrarpolItIk

Die Wiederbelebung einer öffentlichen Debatte über den Flachsanbau und die Bemü­
hungen für den Wiederaufbau einer technischen Infrastruktur für Flachs in der BRD
(vgl. dazu die Aktivitätenliste des BMELF, Anhang 5) haben aber vor allem einen
anderen Grund. Die EG-Landwirtschaftspolitik mit ihrer gezielten Förderung der
Rationalisierung, Mechanisierung und Chemisierung der Landwirtschaft ist in eine
Sackgasse geraten. Die gewaltige nicht zuletzt auf dem stark ausgeweiteten Einsatz
von Energie, Maschinen und Chemikalien basierende Produktivitätssteigerung in der
Landwirtschaft, die seit 1950 allein in der BRD fünf Millionen Arbeitskräfte "frei­
setzte", führte zu einer in einzelnen Bereichen extremen überproduktion von
Nahrungsmitteln (vgl. Agrarbericht 1988: 72). Die Ausgaben für die dadurch notwen­
dig werdende Marktregulierung im EG-Agrarmarkt übersteigen inzwischen die finan­
ziellen Möglichkeiten der EG Kommission. Als Lösungsstrategien werden Subventions­
abbau, Flächenstillegungen und eine andere nicht im Nahrungsbereich liegende
Verwendung der Agrarüberschüsse v.a. bei Stärke, Zucker und Pflanzenölen verfolgt.
Eine prinzipielle Änderung der hoch mechanisierten und chemisierten Landbaumetho­
den, also eine Extensivierung der Produktion, lag bei diesen Reaktionen auf die
Oberschußproblematik von vornherein außerhalb des Blickfeldes. Selbst die Erweite­
rung der Fruchtfolgen um Nichtnahrungspflanzen, um sogenannte 'Industriepflanzen',
die als vierte Möglichkeit ins Spiel kam, wird bisher nicht verbunden mit über­
legungen zu einer gezielten Extensivierung der landwirtschaftlichen Produktion, die
allein das gesteckte Ziel erreichen kann, und die gleichzeitig die Situation der
bäuerlichen Landwirtschaft verbessern und auch eine Entlastung der Umwelt be­
wirken würde. Stattdessen entsteht bei den bisher verfolgten Ansätzen die Gefahr,
daß die Flächenstillegungen durch weitere Intensivierungen auf den verbleibenden
Flächen begleitet und rasch kompensiert werden und daß die landwirtschaftlichen
Betriebe als Zulleferer für die weiterverarbeitende Industrie noch stärker in den
'Agroindustriellen Komplex'9 eingebunden werden.

9Als 'Agroindustrieller Komplex' wird hier die Verflechtung der Landwirtschaft
mit ihrer Zulieferindustrie für Betriebsmittel (Maschinen, Dünger, Pestizide, Saatgut)
und mit der verarbeitenden Industrie (Lebensmittelindustrie, chemische Industrie)
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Der Anbau von Flachs könnte demgegenüber, obwohl er auf EG-Ebene und im
BMELF auch im Rahmen dieser bisherigen Strategie diskutiert wird, interessanter­
weise eine Ausnahme bilden, und zwar sowohl was seine Anbaumethoden als auch
was die Rahmenbedingungen seiner Weiterverarbeitung anbelangt. Die wichtigsten
Initiativen gehen hier derzeit denn auch von den Bauern selbst aus. In fünf Regio­
nen der Bundesrepublik haben sich inzwischen schon Bauern zusammengeschlossen,
die Flachsanbau betreiben und die auch zumindest die ersten Schritte der Weiter­
verarbeitung deos Flachsstrohs dezentral in eigener Regie durchführen wollen. Die
ersten Flachsschwingen haben im letzten Jahr im nordhessischen Altmorschen und imo
niedersächsischen MeIle ihren Betrieb aufgenommen (vgl. Frankfurter Rundschau vom
16.8.1988, Osnabrücker Zeitung vom 30.9.1988), weitere sind, wie die folgende Ober­
sicht zeigt, im Bau bzw. im Planungsstadium.

Schleswig-Holstein:

Niedersachsen:

Nordrhein-Westfalen:

Hessen:

Rheinland-Pfalz:

Baden-Württemberg:

Interessengemeinschaft "Flachs Ost­
Holstein" (IFOH), Anbaufläche 1987 ca.
150 ha; Schwinge geplant

Betriebsgemeinschaft "Schwinge" GmbH &
Co KG in MeIle, Anbaufläche 1987 ca. 150
ha; 1988 360 ha; die Schwinge ist in
Betrieb

Anbauer in Ost-Westfalen, die nach MeIle
orientiert sind, sowie die 'Erzeuger­
gemeinschaft Flachs' und die 'Gesell­
schaft Rhein-Lein', die in den Nieder­
landen schwingen lassen will; Anbau­
fläche 1987 ca. 40 ha

Erzeugergemeinschaft unter der Regie der
RWZ Hessenland, Kassel; Anbaufläche 1987
ca. 100 ha (1988: 380 ha, verteilt auf
200 Betriebe); die Schwinge in Altmor­
schen bei Melsungen wurde im August 1987
in Betrieb genommen

Projekt in Zusammenarbeit mit dem staat­
lichen Seminar in Emmelshausen; Anbau­
fläche 1987 ca. 50 ha; die Schwinge wird
im Dezember 1988 in Kirchberg bei
Simmern montiert

Anbaufläche 1987 ca. 110 ha; vier
Fördervereine, und zwar im Odenwald, in
Schwäbisch Hall, Heidenheim und Ober­
schwaben; die geplante Versuchsschwinge
in Füssen soll mitbenutzt werden

bezeichnet, innerhalb der die vor- und nachgeschalteten Industriezweige immer mehr
Einfluß auf die Art und Weise der landwirtschaftlichen Produktion und auf ihre
Produkte bekommen.
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Bayern:

Teil III - Entwicklungsperspektiven

"Landesverband Bayerischer Flachserzeu­
ger"; Anbaufläche 1987 215 ha Faserlein
und 30 ha Ollein; eine Versuchsschwinge
mit einer Verarbeitungskapazität für
1250 ha Flachs soll demnächst in Füssen
in engem Zusammenhang mit der 'Füssener
Textil AG'gebaut werden

A

(aus: eHA 1987, 21, aktualisiert)

1.2.3. ökologie und Regionalentwicklung

Das Engagement dieser Bauern wird noch durch eine dritte Entwicklung beflügelt,
nämlich durch zwei sich intensivierende und zugleich immer mehr konvergierende
Diskussionen über 'eigenständige Regionalentwicklung' einerseits und über eine
'Umorientierung der Wirtschaft in Richtung auf größere ökologische Verträglichkeit'
andererseits. Okologisch ist zunächst vor allem der Flachsanbau aufgrund des
geringen Nährstoffbedarfs des Faserleins interessant. Der Flachs ist eine ideale
Pflanze für einen extensivierten Ackerbau. Aber auch die Weiterverarbeitung dieser
Naturfaser könnte, wenn entsprechend 'sanfte' Verfahren gewählt werden, ein
Beispiel sein für ein umweltfreundliches Gewerbe bzw. für eine umweltfreundliche
Form der Industrie.

Der Faserlein verträgt keine hohen Stickstoffkonzentrationen im Boden. Die über­
düngung der Böden mit Nitraten wird zur Zeit ja im Zusammenhang mit der Nitrat­
belastung des Grundwassers von Seiten der Wasserwerke und im Zusammenhang mit
der überdüngung der Oberflächengewässer auch von ökologischer Seite zunehmend
als ein Problem diskutiert, dem mit drastischen Sofortmaßnahmen begegnet werden
muß. Flachs bereichert durch seinen geringen Nährstoffbedarf den Fruchtwechsel und
ermöglicht die Bodenregeneration. Er könnte sogar selbst in Trinkwassereinzugs­
gebieten ganz ohne Stickstoffzugabe und mit geringstem Phosphateinsatz angebaut
werden. Dies würde nicht nur der Trinkwasserreinhaltung dienen, sondern wäre
überall, wo Flachs angebaut wird, ein Beitrag zur Entlastung des Grundwassers und
der überdüngten Oberflächengewässer und damit auch der überdüngten Nordsee,
deren erschreckender Zustand gerade in diesem Sommer durch Algenpest und Rob­
bensterben allgemein bekannt wurde.

Okologisch und für den Arbeitsschutz ist zudem der Einsatz von Flachsfasern in
technischen Bereichen als Alternative zu gesundheitlich und/oder ökologisch bedenk­
lichen Chemie- und Mineralfasern von großem Interesse. Die bei der Faseraufbe­
reitung als minderwertiges Material anfallenden Kurzfasern können weitgehend das
krebserregende Asbest in Faserzementplatten sowie in Kupplungs- und Bremsbelägen
ersetzten. Auch im Bereich der Papierherstellung eröffnen sich interessante Perspek­
tiven, z.B. für den Ersatz der besonders problematischen formaldehydhaitigen Naß­
festiger durch den Einsatz von Kurzfasern (vgl. Brenndörfer 1986: 476). Schließlich
kann das aus den Leinsamen gewonnene Leinöl in Lacken und Firnissen synthetische,
bei der Herstellung und Verwendung nicht unproblematische Lacke und Holzschutz­
mittel ersetzen.

Im Rahmen der Debatte über eigenständigen Regionalentwicklung und neue Perspek­
tiven für die bäuerliche Landwirtschaft ist besonders wichtig, daß der Flachsanbau
gerade auf weniger guten Böden (sogenannten Grenzertragsflächen) neue Einkom­
mensquellen erschließen kann. Eine dezentrale Faseraufbereitung und die Weiter­
verarbeitung von Flachshaupt- und -nebenprodukten im ländlichen Raum würde die
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regionale Wertschöpfung stärken. Dies wäre ein Beitrag zu einer eigenständigen,
nicht auf Finanztransfers von außen angewiesenen Okonomie des ländlichen Raums
und würde dort zusätzliche Arbeitsplätze schaffen.

Schließlich bietet die Verarbeitung der zahlreichen Flachsnebenprodukte neue
Chancen für eine regionale Verflechtung von landwirtschaftlicher Produktion und
regionaler handwerklicher und industrieller Weiterverarbeitung, die weit über den
Textilbereich hinaus in die Lebensmittelverarbeitung, die Farben- und Lackherstel­
lung, die Papierherstellung, den Landschaftsbau, in den Hochbau und in den Bau­
stoffsektor hineinreicht. Betrachten wir deshalb zunächst die vielfältigen Einsatz­
möglichkeiten von Flachshaupt- und -nebenprodukten.

2. ökonomische und stoffiich-technische Perspektiven

Die Angaben über durchschnittliche Flächenerträge des Flachses differieren er­
heblich. Angaben über 9-10.000 kg Flachsstroh pro ha als durchschnittlichem Flä­
chenertrag stammen aus EG-Ländern wie Frankreich, Belgien und den Niederlanden,
in denen noch viel Erfahrungen mit dem Anbau von hochwertigem Faserlein vorhan­
den sind. Der absolute Flächenertrag sagt allerdings noch nichts über die Qualität
der Fasern aus. Das Ziel, hochwertige Fasern zu gewinnen, ist mit einer bloßen
Steigerung der Hektarerträge gerade nicht zu erreichen. Ab einem bestimmten Punkt
geht eine weitere Steigerung der Hektarerträge zu Lasten der Faserqualität (vgl.
Jahn-Deesbach 1965). Die Erträge der einzelnen Flachshaupt- und Nebenprodukte auf
der Basis der oben angegebenen durchschnittlichen Hektarerträge sind in den
folgenden übersichten dargestellt10 •

lOwobei allerdings die Menge des anfallenden Schwungwergs uns etwas hoch
erscheint. Ein Verhältnis von Schwungflachs zu Schwungwerg von 1:3 scheint eher
der Wirklichkeit zu entsprechen (vgl. Wurster u.a. 1985: 37). Der jeweilige Anteil
hängt allerdings stark auch von der Qualität des Flachsstrohs und der Technik der
Faseraufbereitung ab. Auch müßte der Ertrag an Nebenprodukten im zweiten Schema
noch um ca. 80 kg Flachswachs ergänzt werden.
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2.1. Elnsatzmögllchkelten von Flachshaupt- und -nebenprodukten

Das geerntete Flachsstroh ist, wie aus den obigen Abbildungen hervorgeht, potentiell
zu 73% nutzbar, was aber nicht zugleich bedeutet, daß mit Flachsstroh 100% der
organischen Substanz den Feldern entzogen wird. Ein Großteil der Blätter fällt schon
vor der Ernte ab. 27% des Erntegewichts fallen außerdem als kompostierbare Spreu,
Wurzeln, Staub, Erde und Abfall an, die eventuell auf den Acker zurückgeführt
werden könnten11. Den Hauptbestandteil der verwertbaren Pflanzenteile bilden die
sogenannten Schäben, die Holzanteile des Stengels mit 45%. Sie fallen beim Brechen
und Schwingen des Flachsstrohs an und werden bisher hauptsächlich verfeuert12,
zum Teil werden sie aber auch in der Spanplattenherstellung verwendet. Im Jahr
1986 wurden solche Spanplatten aus Flachsschäben im Wert von 6,8 Millionen DM in
die BRD eingeführt. ·Das geschätzte Jahresmarktpotential dieses Einsatzbereichs
beträgt der "Centralen Marketinggesellschaft der deutschen Agrarwirtschaft" (CMA)
zufolge 950.000 to/Jahr. Weitere Einsatzmöglichkeiten für Flachsschäben bestehen bei
der Herstellung von Hohlraumziegeln für die Wärmedämmung sowie vermutlich am
sinnvollsten als Mulchmaterial beim Landschaftsbau (vgl. CMA 1987: 38, BMELF
1987a: 5).

Elf Prozent des Erntegewichts entfallen auf die Samen. Die Leinsamen, die beim
Anbau von Ollein im Zentrum stehen13, fallen auch beim Anbau von Faserlein als
nicht unwichtiges Nebenprodukt an. Der Olgehalt der Samen des Faserleins liegt
immerhin bei 32-38%. Die Bundesrepublik Deutschland ist der größte Leinsaaten­
importeur der Welt (vgl. KTBL 1986a: 10). Von den im Jahr 1983 importierten 201.580
to Leinsamen flossen 10% in den Lebensmittel- und Heilmittelsektor (Leinsamenbrot,
leichtes Abführmittel). In diesen Bereichen wäre auch eventuell eine Direkt­
vermarktung durch die Bauern möglich und vielversprechend. 90% der eingeführten
Leinsamen wurden zu technischem Leinöl verarbeitet, das vor allem in der Farben­
und Lackherstellung Verwendung findet. 14 In der Naturfarbenherstellung wird Leinöl
unverarbeitet in Leinölfirnissen sowie in Lacken als durch Erhitzung eingedicktes
Leinölstandöl eingesetzt. In der konventionellen Farben- und Lackindustrie wird es
starken chemischen Veränderungen unterzogen. Zum Beispiel werden bei der Produk­
tion von Alkydlacken aus Leinöl und Maleinsäure-Anhydrid die halbsynthetischen

I1Vorher müßte allerdings mehr bekannt sein über die reale Basis der Selbst­
unverträglichkeit des Flachses. Falls wirklich Pilze wie z.B. Fusarien daran maß­
geblich beteiligt sind, würde sich eine solche Rückführung nicht empfehlen. Da der
Flachs dem Boden auch kaum Nährstoffe entzieht - mit Ausnahme von Kalium, das
mit kompostiertem Mist gut nachzuliefern wäre - ist eine solche Rückführung
organischer Substanz auch nicht so relevant wie bei starken Nährstoffzehrern.

122 kg Schäben entsprechen ungefähr dem Heizwert von einem Liter leichtem
Heizöl.

131987 wurden in der BRD 468,3 ha Ollein und 866,6 ha Faserlein angebaut.
Auch mit Leinsorten, die sowohl Fasern als auch Samen in akzeptabler Menge und
Qualität liefern (sog. Kombinationslein) wird derzeit am Institut für Pflanzenbau der
Universität Bonn wieder experimentiert (mündliche Mitteilung B. Kämmerling,
Universität Bonn).

14Wollte man die Menge des eingeführten Leinöls in der Bundesrepublik produ­
zieren, müßte dafür auf ca. 85.000 ha Ollein angebaut werden.
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Alkydharze hergestelltl~.Eine mit geringeren chemischen Umformungen verbundene
Einsatzmöglichkeit für Leinöl ist das im Rahmen des Trends zum 'ökologischen
Bauen' wieder verstärkt nachgefragte Linoleum, das früher aus luftoxidiertem Leinöl
und Pflanzenfasern hergestellt wurde (vgl. Bauer 1928: 400 ff.).

Der Leinkuchen schließlich, der nach dem Pressen des Ols übrig bleibt, ist ein
wertvolles Hühner- und Pferdefutter mit einem Roheiweißgehalt von 20-30%.

Neun Prozent des Erntegewichts entfallen nach Angaben der CMA auf die soge­
nannten Langfasern und sieben Prozent auf das Schwungwerg, also auf Kurzfasern,
die beim Schwingprozeß anfallen. Der jeweilige Anteil von gewonnenen Lang- und
Kurzfasern ist allerdings stark abhängig einerseits von der Qualität des verarbeiteten
Flachsstrohs sowie andererseits vom technischen Stand der Aufbereitungsverfahren,
also der Röste, des Brechens und vor allem- des Schwingens u-nd Hechelns. Ein
Verhältnis von 2/3 Langfasernund 1/3 Schwungwergwird heute schon in den
meisten Fällen erreicht (vgl. Wurster u.a. 1985: 37). Auch beim Hecheln (Kämmen),
dem nächsten Verarbeitungsschritt fällt noch einmal Werg an, das sowohl aus
Kurzfasern als auch aus Langfasern in Wirrlage besteht. Die Angaben über die
Menge des anfallenden Hechelwergs schwanken zwischen 25 und 40% (t). Gerade hier
dürften durch intensive Forschungs- und Entwicklungsarbeit erheblich bessere
Ergebnisse relativ rasch zu erzielen sein (vgl. Wurster u.a. 1985: 48).

Den Langfasern gilt das Hauptinteresse der Textilindustrie. Für gute Qualitäten
werden sehr hohe Preise gezahlt. Den Kurzfasern, die nur ca. ein Viertel des Preises
der Langfasern erzielen, und die bisher hauptsächlich gemischt mit anderen Fasern
zu groben Garnen versponnen wurden, gilt zur .Zeit ein wachsendes Interesse im
Hinblick auf technische Einsatzbereiche16. Kurzfasern könnten nicht nur als Neben­
produkt de~ Langfasergewinnung, sondern auch gezielt durch Mähdrescherernte und
mechanisch unter völligem Wegfall der Röste aus dem Flachsstroh des Faserleins
und auch des Olleins gewonnen werden, dessen Fasern für die textile Nutzung zu
kurz und zu verzweigt sind (vgl. Wurster u.a. 1985: 67 ff.). Vielfältige neue tech­
nische Einsatzbereiche für Flachskurzfasern sind zur Zeit in der Diskussion bzw.
werden schon praktiziert. Am wichtigsten dürften dabei alte und neue Faserver­
bundwerkstoffe sein. Hier werden Flachsfasern erfolgreich als Ersatz für die
krebserregenden Asbestfasern eingesetzt. Sie werden für diesen Zweck nach einem
von H. Kober patentierten Verfahren durch Tränken mit einer Salzlösung 'minerali­
siert' und dadurch hitzebeständig gemacht. Inzwischen scheint damit sogar die
völlige Unbrennbarkeit der Faser erreicht worden zu seinl7. Die wichtigsten Ein­
satzbereiche sind Brems- und Kupplungsbeläge, Faserzement (3,5 Gewichtsprozent
Fasern), Stuckateurgips und Faserbitumen. Experimentiert wird darüber hinaus

l~vgl.· den überblick über die Möglichkeiten zur Verwendung von Flachsneben­
produkten, insbesondere auch die Möglichkeiten der chemischen Leinölverarbeitung,
Anhang 6.

16S0 konzentriert sich z.B. das Bundesministerium für Forschung und Tech­
nologie im Rahmen des vom Bundesministerium für Ernährung. Landwirtschaft und
Forsten (BMELF) entworfenen Programms 'Faserlein' auf die Kurzfasertechnologie
und auf die Meß- und Regeltechnik (v.a. für Qualitätsbestimmungen), während sich
das BMELF auf die textile Flachsverarbeitung konzentriert (mündliche Mitteilung Dr.
Koch BMFT und KFA JÜlich).

17Mündliche Mitteilung von Herrn Hensel von der Firma Setral Armierungs­
technik GmbH, Martinsried, die diese mineralisierten Fasern unter dem Namen
Setralitfasern produziert und vertreibt.
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anderen mit Matrizes wie z.B. Folien auf Latexbasis oder mit Gips für medizinische
Verbände, bei denen die verwendeten Glasfasern ersetzt werden könnten. Die
großtechnische Produktion des Faserzements läuft bereits seit 1984. Kommendes Jahr
soll die Produktion von Brems- und Kupplungsbelägen begonnen werden. Die CMA
rechnet mit einem Jahresbedarf von 20.000 to für Faserzement. Die Firma Setral
schätzt die allein für Brems- und Kupplungsbeläge absetzbare Menge auf 25.000 to.

Weitere technische Einsatzmöglichkeiten von Flachsfasern sind im Baubereich
Baumatten für den konstruktiven Einsatz, Trockenmörtel für Maschinenputz (3%
Faseranteil, etwas längere Abtrocknungszeit), Texttiltapeten, Bedachungsmaterial
(Ersatz von Glasvlies), Dämmstoffe (erprobt sind Leichtbauplatten, Faser-Aufsprüh­
verfahren und Dämmplatten), sowie Fließestriche und Gips. In der Automobilin­
dustrie, im Boots- und Flugzeugbau ist der Einsatz von Flachsfasern für Formpreß­
teile und sogenannte Sandwichstrukturen denkbar (vgl. AG Flachs- und Faserpro­
dukte 1987: 14). Einsatzmöglichkeiten für Vliesstoffe, also für textile Flächen aus
nicht versponnenen und nicht verwobenen Flachsfasern liegen in den Bereichen der
Geo- und Agrotextilien sowie der Hygiene und der Verpackungen. Auch der Ersatz
von 40.000 to Chemiefaserbindegarnen allein in der Landwirtschaft jährlich wäre ein
ökologisch nicht unwichtiger Schritt. Sehr reelle Möglichkeiten eröffnen sich im
eben schon angesprochenen Bereich der Geo- bzw. Agrotextilien aus Flachsfasern im
Landschaftsbau. Die Centrale Marketinggesellschaft der Deutschen Agrarwirtschaft
errechnete für alle diese Einsatzgebiete zusammen ein Jahresmarktpotential von ca.
300.000 to (vgl. CMA 1987: 31 ff.). Die Flachsfasern konkurrieren in diesen techni­
schen Einsatzbereichen allerdings mit anderen Naturfasern wie Jute, Hanf. Nessel
und mit Ramie, das noch dIe ähnlichsten Fasereigenschaften besitzt, und natürlich
mit alten und neuen Mineral- und Chemiefasern18.

Besonders interessant gerade unter dem Gesichtspunkt der Entlastung der Umwelt
dürfte der Einsatz der Kurzfasern in der Papierherstellung sein. Papier wurde
traditionell aus Pflanzenfasern (Hadern und Lumpen) hergestellt. Heute noch spielen
Pflanzenfasern (Baumwolle und Flachsfasern) bei der Herstellung von Spezialpapieren,
z.B. von besonders wertvollem Briefpapier, von besonders haltbaren Dokumenten­
papieren und von Zigarettenpapier eine Rolle. Seit der zweiten Hälfte des vorigen
Jahrhunderts wird jedoch für die Massenproduktion von Papier Holzschliff verwen-

18vgl. Chemiefasern/Textilindustrie 3/88, Schweizerische Gesellschaft für
Tüllindustrie 1988, Schmidt 1988; einen überblick über rein technische Daten von
Natur-, Mlneral- und Chemiefasern als Asbestersatz in technischen Textilien gibt
Anlage 11, wobei darauf hingewiesen werden muß, daß zur Zeit die für den As­
bestersatz favorisierte Aramidfaser 45 DM/kg kostet, und daß selbst noch die
vergleIchsweise billige Glasfaser, die auch in einigen Bereichen als Asbestersatz
infrage kommt. mit 7.50 DM/kg immer noch teurer als die mineralisierte Flachskurz­
faser 'Setralit' ist. Entscheidungen für oder gegen eine bestimmte Faser als As­
bestersatz dürfen darüber hinaus nicht allein nach Kriterien der technischen Brauch­
barkeit oder des Preises entschieden werden. Solche Entscheidungen sollten vielmehr
die gesamte Produktlinie berücksichtigen, angefangen bei der Rohstoffbeschaffung bis
hin zur Müllbeseitigung. So ist z.B. für die Beurteilung der Aramidfaser, die zur Zelt
für den Asbestersatz favorisiert wird. nicht unerheblich, daß sie bei Temperaturen
von über 400 0 C Blausäure abspaltet. Ein solcher umfassender Vergleich zwischen
Flachsfasern und verschiedenen Chemiefasern in einigen Einsatzbereichen war
ursprünglich im Rahmen dieses Projekts geplant, war aber in der zur Verfügung
stehenden Zeit nicht zu realisieren. Es spricht aber sehr viel dafür, daß die Flachs­
kurzfasern in sehr vielen Bereichen sowohl technisch und ökonomisch konkurrieren
können, als auch darüber hinaus noch nach ökologischen und arbeitsmedizinischen
Gesichtspunkten haushoch überlegen sind.
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det. Bei der Papierherstellung aus Holz handelt es sich um ein besonders aufwendi­
ges' rohstoff-. energie-. wasser- und chemikalienintensives Verfahren, weil die
Holzstruktur vollständig zerstört und mehr als die Hälfte des Ausgangsmaterials Holz
(v.a. Lignine. Hemizellulosen, Harze, Gerbstoffe, Wachse) chemisch herausgelöst
werden muß. Das Verhältnis von Rohstoffeinsatz, Energieeinsatz, Abfall- und Abwas­
seraufkommen einerseits und Produktausstoß andererseits ist bei dieser Art der
Papierherstellung extrem ungünstig (vgl. Bayerl/PichoI1986). Anstatt die gewachsene
organische Struktur des Holzes in diesem aufwendigen Prozeß fast vollständig zu
zerstören, wäre es mit Blick auf das Technikbewertungskriterium Mitproduktivität,
dem die Pflanzenfas~rproduktionja schon sehr entspricht, sicher sinnvoller, die
gewachsenen Strukturen der Pflanzenfasern, die sich vergleichsweise leicht aus dem
Stengel herauslösen lassen, als ganze zu nutzen. Papier aus Pflanzenfasern ist nicht
nur umweltfreundlicher herzustellen, es ist auch sehr viel haltbarer, reißfester und
feuchtigkeitsunempfindlicher. Auch Teilzugaben von Flachsfasern zu Holzschliff­
und vor allem Altpapier wäre schon sinnvoll, ·weil nach mehreren Durchläufen des
Recyclingpapiers den immer kürzer werdenden Zellulosefasern längere Fasern bei­
gemischt werden müssen, und vor allem. weil durch Flachsfasern in naßfesten
Papieren formaldehydhaltige Naßfestiger ersetzt werden können (vgl. Brenndörfer
1986: 476). In den letzten Jahren wurde in Frankreich immerhin schon Flachs von
2.500 ha in der Papierindustrie verarbeitet (vgl. iwd 1987: 6). Die CMA sieht für
Flachskurzfasern vor allem bei der Herstellung von naßfesten Mülltüten und Kar­
tonagen einen großen Bedarf (CMA 1987: 36). Besonders intensiv wird die Frage der
Haltbarkeit von Papieren zur Zeit auch von Bibliothekaren diskutiert, denen manche
Holzschliffpapiere regelrecht unter der Hand zerfallen (vgl. Bayerl/Pichol 1986:
222).

Das Flachswachs schließlich, das immerhin noch ein Prozent des Erntegewichts
ausmacht, hat eine wertvolle pflegende und wundheilende Wirkung auf der menschli­
ehen Haut. Für dieses Nebenprodukt gibt es also Abnehmer in der Kosmetika- und
Pharmaproduktion. Wurster rechnet hier mit einem starken Anstieg der Absatzmög­
lichkeiten auf einem Markt mit hoher Wertschöpfung (vgl. 1986: 120).

Der bisher dargestellte Stand der Forschung und Entwicklung von neuen Einsatzbe­
reichen von Flachshaupt- und -nebenprodukten ist, auch wenn die Ergebnisse
mittlerweile auf Veranstaltungen des BMFT und BMELF vorgestellt werden, fast
ausschließlich durch private Initiativen erreicht worden. Eine dringend notwendige
systematische Förderung von Innovationen auf all diesen Gebieten fehlt bisher völlig.
Gerade wenn aufgrund knapper Mittel nicht alles gleichzeitig und gleichermaßen
gefördert werden kann, wäre ein systematisches Vorgehen notwendig. Eine Kon­
zentration auf die vielversprechendsten technischen Einsatzbereiche von Flachs­
kurzfasern wie Faserverbundwerkstoffe, Asbestersatz, Herstellung naßfester Papiere,
Zuschläge zu Recyclingpapier und Geotextilien sowie den pharmazeutischen Einsatz
von Flachswachs würde sich unseres Erachtens anbieten. Die Förderung des BMELF
ist jedoch mit Blick auf die Agrarüberschüsse bisher gekennzeichnet durch eine
kurzsichtige Konzentration auf den Anbau und die ersten Verarbeitungsschritte
Rösten und Schwingen (vgl. Anhang 5), während die Förderung des BMFT zu sehr
auf sogenannte Hochtechnologien fixiert ist. Selbst beim nächsten Schritt im tradi­
tionellen textilen Bereich bleiben die Textilfirmen und das Institut für Textilfor­
schung (ehern. Institut für Bastfaserforschung) in Bielefeld bei der Entwicklung oder
auch nur Adaption modernster Spinn- und Webverfahren (Rotorspinnen, Friktions­
spinnen) für die Flachsverarbeitung auf ihre Eigeninitiativen angewiesen.
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2.2. Märkte und Wertschöpfung in der textilen Flachs- bzw. Leinenverarbeitung

Märkte für die traditionellen textilen Einsatzbereiche von Flachs und Leinen müssen
nicht erst erschlossen werden, sie existieren schon lange. Im Durchschnitt der
letzten zehn Jahre wurden jährlich mehr als 4.300 to Flachsrohprodukte und Leinen­
ware in die Bundesrepublik importiert (vgl. BMELF 1987a: 3). 1985 betrug der
Importüberschuß bei Flachsrohprodukten 3.300 to, bei Leinengarnen 1.500 to, bei
Leinengewebe 1.300 to, bei Fertigware 900 to (vgl. CMA 1987: 23). Der Wert allein
der importierten Rohware betrug 15,7 Millionen DM. Zur Befriedigung der gegen­
wärtigen Nachfrage in der BRD nach Flachsrohprodukten, Leinenwaren und Konfek­
tionsware wäre eine Gesamtanbaufläche für Flachs in der BRD von 20.000 ha nötig
(Wurster u.a. 1985: 162). Einer Steigerung des Anteils des Leinen am Gesamttex­
tilfaserverbrauch auf 3-5%, die nach einer Umfrage in der Textilindustrie als durch­
aus realistisch angesehen wird, entspräche ein Flächenäquivalent von bis zu 90.000
ha (vgl. BMELF 1987a, Wurster u.a. 1985: 163). Abzüglich der vermutlich weiter­
gehen'den Importe wären das immer noch ca. 65.000 hat Für die Aufbereitung des
Flachsstrohs einer solchen Fläche wären ca. 110 Schwinganlagen und 44 Hechel­
maschinen nötig, die zusammen mit den entsprechenden Erntemaschinen (pro
Schwinge zwei Rauf- und 2-6 Wendemaschinen) ein Investitionsvolumen von minde­
stens 500 Millionen DM darstellen und mehr als 1.000 neue Arbeitsplätze in diesen
ersten Phasen der Weiterverarbeitung für den ländlichen Raum in der BRD bedeuten
würden (vgl. Wurster u.a. 1985: 37 ff.). Die Verarbeitungskapazität der bun­
desdeutschen Flachsspinnereien, die 1985 noch bei 5.000 tolJahr lag, müßte zur
Deckung dieses Bedarfs verzehnfacht werden19• Bei einem solchen Wiederaufbau
einer Infrastruktur für Flachs wäre, im Sinne des Konzepts einer eigenständigen
Regionalentwicklung und einer Stärkung des ländlichen Raums, besonders darauf zu
achten, daß möglichst viele Verarbeitungsschritte in der jeweiligen Anbauregion und
dort möglichst im ländlichen Raum erfolgen. Das Rösten, Schwingen und je nach
verwendeter Technik Hecheln kann z.B. problemlos noch von Erzeugergemeinschaften
selbst übernommen werden. Falls das Trockenspinnverfahren gewählt wird, das in
Belgien und österreich weit verbreitet ist, können auch noch dezentral kleine
Spinnbetriebe angeschlossen werden. Das Naßspinnverfahren und die modernen
Spinnverfahren sind allerdings inzwischen so kapitalintensiv, daß hier die Tendenz
zur Zentralisierung schwerlich aufzuhalten sein wird. Dies bedeutet deshalb nicht,
daß solche Fabriken in den Ballungsräumen oder Städten angesiedelt werden müssen.
Beispiele dafür, daß auch eine moderne Textilindustrie im ländlichen Raum florieren
kann, gibt es etliche, so z.B. die Textilindustrie in der ehemaligen Flachsregion
Schwäbische Alb in Baden-Würtemberg.

Der Beitrag, den die Flachs- und Leinenverarbeitung zur regionalen Wertschöpfung
liefern kann, ist nicht unerheblich. Leinenprodukte sind Produkte von höchster
Wertschöpfung. "Durch know-how in der Textilindustrie wird aus 1 kg Rohstoff
(Stroh vom Feld) zum Preis von 0,60 DM ein Produkt geschaffen, z.B. eine Bluse,
die schließlich 200 DM kosten kann", schrieb, die Produktionskosten (z.B. Maschinen

19Je eine Flachsspinnerei existierte bis vor kurzem in Füssen und in Bielefeld.
Hinzu kamen 23 Spinnereien, die Mischgarne mit einem Faseranteil zwischen 5 und
40% verarbeiteten. Inzwischen hat allerdings eine der beiden letzten bundesdeutschen
Flachsspinnereien, die traditionelle 'Ravensberger Spinnerei' (gegr. 1852 (t» ihre
Tore für immer geschlossen. Informationen über die Gründe im Einzelnen liegen uns
nicht vor. Auf jeden Fall ist damit ein weiterer Teil der ehemaligen Flachsinfra­
struktur der BRD verloren gegangen, der in einigen Jahren vermutlich wieder
mühsam aufgebaut werden muß.
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und Energie) allerdings unterschlagend, die im Auftrag der baden-württembergischen
Landesregierung arbeitende 'Arbeitsgruppe Flachs und Flachsfaserprodukte' (1987:
2). Doch nicht erst bei der Konfektionierung, schon in den ersten Ver­
arbeitungsschritten, beim Schwingen und Hecheln, sodann beim Verspinnen und
Weben und schließlich beim Veredeln bzw. Färben erfolgt diese Wertschöpfung. So
lagen z.B. die Importpreise des gerösteten Flachses zwischen 1978 und 1986 im
Durchschnitt bei 3,24 DM/kg, bei geschwungenem Flachs lagen sie bei durchschnitt­
lich 5,97 DM/kg (aufgeteilt in 3,29 DM/kg für Langfasern und 2,68 DM/kg für die
Kurzfasern, das sogenannte Schwungwerg). Für gehechelte Langfasern mußten dann
schon durchschnittlich 6,26 DM/kg gezahlt werden, wobei auch hier der Erlös für
das sogenannte Hechelwerg noch dazuaddiert werden muß (vgl. BMELF 1987a).20 Bis
auf die rohen und dicken Garne unter Nm 15 oder gar Nm 8,5, für die in den Jahren
1978 bis 1983 nur durchschnittliche Preise zwischen 6,58 un-d 11,80 DM/kg erzielt
werden konnten, lagen die Importpreise für die besseren Leinengarne je nach Typus
(FE, geglättet FE, NFE, roh und ausger. Nm 15-45) in jener Zeit durchschnittlich
schon zwischen 13,50 DM/kg und 21,50 DM/kg mit Spitzenwerten bis zu 148,90
DM/kg (vgl. Anhang 4c und 4d)21. Für Leinengewebe und Halbleinen lagen in dieser
Zeit die Preise je nach Typus durchschnittlich bei 10,33 DM/kg () 85% FL < 400
G/M*M) bzw. 17,88 DM/kg (> 85% FL > 400 G/M*M) für Leinen und bei 8,61 DM/kg
für Halbleinen. Auch hier sind die Preissprünge nach dem Bleichen auf 18,35 DM/kg
bzw. 13,43 DM/kg (Halbleinen) und nach dem Buntweben bzw. Färben auf 30,88
DM/kg bzw. 24,60 DM/kg (Halbleinen) und erst recht nach dem Bedrucken auf 40,50
DM/kg bzw. 32,84 DM/kg (Halbleinen) auffallend (vgl. Anhang 4). Preissprünge von
je über 100% lagen also nach dem Schwingen und Hecheln, und Preissprünge von
über 200-300% lagen nach dem Spinnen und Färben bzw. Bedrucken.

2.2.1. Technik und Innovationen in der textilen Flachs- bzw. Leinenverarbeitung

Wir überspringen hier zunächst die Prozesse des Stengelaufschlusses (Röste) und der
Faseraufbereitung (Schwingen und Hecheln), die später behandelt werden, und
wenden uns gleich dem Spinnen, Weben und Veredeln zu.

2.2.1.1. Konventionelle Spinnverfahren

Die sich an das Hecheln anschließenden Verarbeitungsschritte erfolgen auf der
'Anlege' (Bändermaschine), der 'Strecke' und der Vorspinnmaschine, dem sogenannten
'Flyer' (vgl. Oeser 1971: 231 ff.). Auf der Anlege wird aus den Bündeln von Lang­
fasern, den sogenannten 'Handvollen' , die aus der Hechelmaschine kommen, ein
gleichmäßiges Band gebildet. Mit Hilfe eines einfachen Nadelstab-Streckwerks werden
bei gleichzeitigem Verziehen der Vorlagen die Fasern weiter verfeinert (vgl. Ab­
bildung 3). Auf den dann folgenden 'Strecken' werden die Anlegebänder doubliert
und verzogen und dadurch weiter vergleichmäßigt. Mit modernen Strecken werden
Liefergeschwlndigkeiten von 150-200 m/min und mehr erreicht (Hochleistungs­
strecken in der Baumwollverarbeitung erreichen 300-500 m/min). Da die Flachsfein-

2°Insgesamt kann natürlich nicht von den Preissprüngen direkt auf die Wert­
schöpfung rückgeschlossen werden, sondern müssen die jeweiligen Ausbeuten und
Verluste mitberücksichtigt werden.

21Wir beziehen uns hier auf Durchschnittspreise, weil solche Spitzenpreise und
der auffallende Preisanstieg um die Jahre 1983/84 hauptsächlich der plötzlichen
Nachfrage und einer daraus resultierenden Verknappung auf dem Markt geschuldet
waren.
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spinnmaschinen auf eine verhältnismäßig feine Vorlage angewiesen sind, die feinen
Faserbändchen beim Flachs aber zu wenig Haftfestigkeit haben, muß ihnen mit einer
Vorspinnmaschinen eine Drehung gegeben werden (vgl. Abb. 4). Fasertypische
Eigenschaften sind in der Anlege, der Strecke und Vorspinnerei kaum zu berücksich­
tigen. Diese Verarbeitungsstufen sind auf dem derzeitigen Stand der Technik.

Das Feinspinnen erfolgt heute noch fast ausschließlich auf Flügelspinnmaschinen
(Gillspinnen, vgl. Abb. 5) bzw. auf Ringspinnmaschinen (Trocken- und Naßspinnen).
Die Gilispinnmaschine ist für Garnstärken von Nm 2-8 konzipiert (4-6-facher Verzug,
4.100 Flügeltouren/min). Sie wird heute hauptsächlich noch eingesetzt, um grobe
Werg- oder Effektgarne zu produzieren (vgl. Wurster u.a.: 49).

Mit Trockenspinnmaschinen können Garne bis etwa Nm 15 aus Hechelflachs verspon­
nen werden (aus Werg bis etwa Nm 10). Die Lieferungen und der Automatisierungs­
grad moderner Trockenspinnmaschinen entsprechen modernem Standard. Die auf
Trockenmaschinen gesponnenen Leinengarne weisen am deutlichsten in der Faden­
struktur die für Leinengarn typischen Unregelmäßigkeiten auf.

Um den Flachs feiner (über Nm 16) und zu einem glatteren Faden auszuspinnen,
wird das Naß-Spinnverfahren angewendet (vgl. Abb. 6). Hierbei werden die Möglich­
keiten genutzt, die die an den Fasern noch haftenden Pektine (Pflanzenleime)
bieten, indem diese in einem beheizten Wasserbad etwas angelöst, die Fasern dann
verstreckt und beim Trocknen im Garn neu verklebt werden. Das Garn hat dann
zwar kaum noch die unregelmäßige Leinenstruktur, aber dafür eine höhere Festigkeit
als das trocken ausgesponnene Material. Es muß allerdings in einem energieauf­
wendigen Prozeß erst wieder getrocknet werden. Ein weiteres Problem stellen beim
Naß-Spinnverfahren die Geruchsbelästigungen, die Wärme und die Feuchtigkeit für
die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten und für das Raumklima dar. Andere auf
Trockenheit angewiesene Prozesse (z.B. die Chemiefaserverarbeitung) können nicht
gleichzeitig im selben Raum erfolgen.

Die konventionellen Flachsspinnverfahren sind insgesamt etwa auf dem technischen
Stand der entsprechenden konventionellen Verfahren bei Baumwolle und Wolle. Ein
Problem für die Flachsspinnerei sind allerdings die hohen Investitionskosten. Der
Markt für diese Spezialmaschinen ist klein, was hohe Preise bedingt. Für Naß­
Spinnmaschinen hat ein ausländischer Hersteller z.Zt. praktisch ein Herstellermonopol
(vgl. Wurster u.a. 1985: 42).
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2.2.1.2. Open-End-Splnnverfahren

In der Spinntechnik vollzieht sich in den letzten Jahren eine grundlegende Um­
wälzung. Die bisher beschriebenen Spinnverfahren haben zwar im Laufe der Jahre
viele Detailverbesserungen erfahren, die z.B. beim Ringspinnen auch eine Verdop­
pelung der Produktivität alle zwanzig Jahre mit sich brachten, im Prinzip beruhen
sie aber immer noch auf den Erfindungen Arkwrights (1769) und Roberts (Selfactor
1830) für die Trockenspinnverfahren und Girards (1810) für das Naß-Spinnverfahren.
Die sogenannten 'Open-End-Spinnverfahren', die seit Anfang der 70er Jahre ver­
stärkt, hauptsächlich in Form des Rotorspinnens, an Boden gewinnen, stellen dem­
gegenüber eine grundlegende Umwälzung, also eine wirkliche Basisinnovation dar22 .
Bei den Open-End-Spinnverfahren wird die Drehung des Garns und das Aufwickeln
des Garns auf die Spule, die bei den konventionellen Spinnverfahren in einem Gang
und bei ununterbrochenem Faserfluß erfolgt, getrennt (vgl. die Abbildungen 7 und 8).
Dadurch können eine ganze Reihe prinzipieller Begrenzungen und Nachteile der
konventionellen Spinnverfahren (z.B. max. Ringläufergeschwindigkeiten von ca. 38­
40 rn/sec) überwunden werden. Die Masse der Drehungseinrichtung kann erheblich
reduziert werden, was gegenüber dem Ringspinnverfahren eine erhebliche Steigerung
der Drehzahlen errnöglicht23 . Da die Garnaufwicklung unabhängig vom eigentlichen
Spinnvorgang erfolgt, ist nun auch eine kontinuierliche Weiterproduktion während
des Wechsels der vollen Spulen möglich (vgl. Ripken 1981: 52 f.). Durchgesetzt hat
sich von den verschiedenen Open-End-Spinnverfahren bisher allerdings nur das
Rotorspinnen (vgl. Artzt/Egbers 1979). Beim Rotorspinnen entfällt das Vorspinnen
(der Flyer) und entfällt z.T. auch das anschließende Umspulen auf Kreuzspulen. Der
Produktionsprozeß wird erheblich verkürzt. Gleichzeitig erhöht sich die Arbeits- und
Maschinenproduktivität durch die höheren Drehzahlen. Auch die Rotorspinnmaschinen
haben allerdings ihre technischen und wirtschaftlichen Grenzen, weshalb sie vor­
aussichtlich die Ringspinnmaschinen nicht ganz verdrängen können. Ab Nm 60 bzw.
schon ab Nm 50 arbeiten z.B. Ringspinnmaschinen wirtschaftlicher. nie Wirtschaft­
lichkeit der Rotorspinnmaschinen nimmt mit zunehmender Garnfeinheit ab. Bei Nm 20
liegen sie zur Zeit allerdings immer noch 33% günstiger als die Ringspinnmaschinen.
Auch die Struktur der Fertigungskosten verschiebt sich. In der Rotorspinnerei ist
der Anteil der Lohnkosten geringer, dafür sind die Kapital- und Energiekosten
höher24 .

22vgl. zur Vorgeschichte, zum Durchsetzungsprozeß und zum Leistungsvergleich
Ripken 1981

23Entwicklung der Rotordrehzahlen: 1967: 30.000, 1971: 45.000, 1975: 60.000,
1988: 90.000 U/min. Mittlerweile wurden auf Versuchsanlagen schon Rotordrehzahlen
von 100.000 bis 110.000 U/mln und damit allerdings anscheinend auch eine vorläufige
Grenze erreicht; vgl. Artzt 1988.

24Für das Rotorspinnen wurde ein mindestens 10% geringerer Personalbedarf
errechnet; vgl. Ripken 1981, vgl. auch Derichs 1988 mit noch drastischeren Ergebnis­
sen; hingegen ist der Anteil der Energie- und Kapitalkosten vor allem bel feineren
Garnen erhebllch höher (vgl. Anhang 7). Der Obergang zum Rotorspinnverfahren
verstärkt somit eine ohnehin schon nicht unproblematische Tendenz in der gesamten
Textilindustrie zu stark steigender Kapital- und Energieintensität (elektrischer
Strom) der Produktion bei sinkender Beschäftigung. Die Kapitalintensität der bundes­
deutschen Textilindustrie ist inzwischen höher als die der Automobilindustrie, des
Maschinenbaus und der elektrotechnischen Industrie; vgl. Gesamttextil 1988. Dies
führt zu einem wachsenden ökonomischen Druck in Richtung auf längere Maschinen­
laufzeiten, d.h. zu Mehrschichtbetrieb und Sonntagsarbeit.
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Wie schon vom Schritt zur Mechanisierung des Spinnens und Webens bekannt, gehen
auch vom Obergang zum Rotorspinnverfahren neue spezifische Anforderungen an die
zu verarbeitenden Fasern aus, an deren Feinheit, Reinheit, Homogenität bzw. Durch­
mischung und Gleichmäßigkeit (vgl. Ripken 1981: 75, Derichs 1988: 298). In dieser
technischen Entwicklungslinie wirkt also die Tendenz zur Anpassung der Naturstoffe
an die Anforderungen der Maschinen, die Tendenz zur Zurichtung, Reinigung und
Homogenisierung der Rohstoffe noch ungebrochen weiter. Eine eindeutige tech­
nologische Grenze für das Rotorspinnen scheint durch die Faserlänge gegeben zu
sein. Sie muß offenbar kleiner sein als der Rotorumfang (vgl. Derichs 1988: 301).

Doch selbst wenn feines, reines und gleichmäßiges Ausgangsmaterial verwendet wird,
sind die Garne aus Rotorspinnverfahren rauher, steifer und um 15-20% weniger
reißfest als vergleichbare Garne aus konventionellen Spinnverfahren. Sie haben
allerdings auch eine höhere Bruchdehnung und Scheuerfestigkeit sowie eine erheblich
größere knotenfreie Lauflänge. Die größere Rauhigkeit führt wiederum zu einem
höheren Schlicht- und Färbemittelbedarf. Am besten können in Rotorspinnmaschinen
also feine und reine (gekämmte) und kurze Fasern zu mittelstarken Garnen ver­
arbeitet werden. Bei der Verarbeitung von Langstapelfasern (Faserlänge < 60 mm)
arbeitet das Rotorspinnverfahren nur in den Garnbereichen Nm 0,5-20 eventuell bis
30 wirtschaftlich. Das heißt, im Bereich sehr feiner Garne und bei der Verspinnung
langer Fasern wird das Rotorspinnverfahren das Ringspinnverfahren auf absehbare
Zeit nicht verdrängen können (vgl. Derichs 1988: 305).

2.2.1.3. Flachsgarne aus Open-End-Splnnmaschlnen?

Alle die genannten Anforderungen an das Ausgangsmaterial für Rotorspinnmaschinen
lassen schon ahnen, daß das Verspinnen von Flachsfasern auf Rotorspinnmaschinen
nicht einfach sein wird. Flachs ist eine eher unreine, ungleichmäßige und sehr lange
Faser. Um Flachsfasern auf Rotorspinnmaschinen verspinnen zu können, müssen ­
zumindest bisher - die Fasern zuerst an die Anforderungen der Maschine angepaßt,
d.h. sehr stark gereinigt und sehr stark gekürzt, also baumwollähnlich gemacht bzw.
'cottonisiert' werden. Dadurch gehen allerdings so ziemlich alle leinenspezifischen
Eigenschaften des Garns verloren2!S. Auf der Basis solcher Zurichtungen des Aus­
gangsmaterials ist es bereits gelungen, ein 100%iges Flachsgarn auf einer Rotor­
spinnmaschine bis zu einer Garnstärke von Nm 10 zu verspinnen. "Als Vorlage diente
dabei ein gebleichtes, also weitgehend sauberes Faserband. Die Liefergeschwindigkeit
betrug bei diesem Versuch 80 m/min" (Rotordrehzahl 50.000 U/min). "Stellt man die
Liefergeschwindigkeit einer Ringspinnmaschine von ca. 20 m/min gegenüber, so
ergibt sich ein Produktivitätsverhältnis von 1:4" (Wurster u.a. 1985: 79). Wurster u.a.
weisen auch auf die besondere Eignung der Rotorspinnmaschinen für 4ie Herstellung
von sehr homogenen Leinenmischgarnen hin.26

2!1Dies gilt z.T. auch schon für die Vorgarnbleiche im Rahmen des Naßspinn­
verfahrens, die, neben der Cottonisierung von Wurster u.a. als Verfahrensinnovation
bei der Flachsverarbeitung propagiert wird (vgl. Wurster u.a. 1985: 43 ff.). Dort
wird mit aggressiven Bleichmitteln wie Natriumhypochlorit und Chlordioxid ge­
arbeitet, dle nicht nur Abwasserprobleme mit sich bringen, sondern auch die Qualität
der Fasern angreifen.

26Dr. Funder (Textil-Forschung Bielefeld) weist allerdings darauf hin, daß die
angestrebten Leinen-Rotorgarne nicht die Langflachs- oder Werggarne verdrängen
oder ersetzen, sondern in neue Absatzbereiche fließen sollen, die von den klassi­
schen Leinengarnen gar nicht abgedeckt werden können.
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4.3. Netz- und Angebotskonzept

Folgende vorhandene und ehemalige Schienenstrecken kommen für einen Regional­
bahnbetrieb in Frage:

- R 1, die Rheinische Bahn bzw. Nordbahn: (Kaarst - Neuss -) Düsseldorf - Mett­
mann - W-Vohwinkel - W-Wichlinghausen - W-Oberbarmen als parallel zur S 8
verlaufende, aber von der S-Bahn nicht erschlossene Verdichtungsgebiete (Mett­
mann, Wuppertaler Nordhang) gut bedienende Bahn, wobei nur die "Dornaper
Kurve" zur Verbindung von Mettmann nach W-Vohwinkel neu gebaut werden
müßte. Die Städte Kaarst, Düsseldorf und Mettmann bemühen sich um diese
Strecke, an der Weiterführung zeigt die Stadt Wuppertal aber nur geringes Inter­
esse.

- R 2, der "Samba": W-Cronenberg - W-Elberfeld - W-Beyenburg bzw. W-Wichling­
hausen könnte als innerstädtische Ergänzungsstrecke fungieren.

- R 3, die Niederbergbahn: Ratingen Ost (Verknüpfung mit S-Bahn) - Hösel - Heili­
genhaus - Velbert bzw. (Essen -) Kettwig - Heiligenhaus - Velbert als öffentliche
Verkehrsachse im hochverdichteten niederbergischen Raum, der Z.Zt. ohne Perso­
nenschienenverkehr ist. Der Abschnitt zwischen S 6 und Heiligenhaus müßte
wieder aufgebaut werden (die Trasse ist noch vorhanden), wobei eine zusätzliche
Verbindungskurve Richtung Hösel anzulegen ist. Diese Bahn ist die Alternative
zur Autobahn A44; wie der BUND im Kreis Mettmann nachgewiesen hat, wohnen
über 50.000 Menschen in fußläufiger Entfernung zu den projektierten Haltepunk­
ten dieser Streke! Die Strecke war bereits im S-Bahn- Bedarfsplan 1981 als mög­
licher späterer Bedarf vermerkt.

- R 4, die Ruhr-Wupper-Bahn (Bottrop -) Essen - Neviges - Wuppertal, sofern diese
Bahn nicht voll S-Bahn-mäßig ausgebaut werden soll, was möglicherweise nicht
nötig ist.

- R 5, die Obere Wupper-Bahn RS-Lennep - Wipperfürth - Marienheide - Gummers­
bach als wichtige regionale Verbindung zwischen dem oberbergischen Land und
den bergischen Kernstädten, wobei zwischen Wipperfürth und Marienheide die
herausgerissenen Schienen wieder verlegt werden müssen.

- R 6, die Rhein-Wupper-Bahn W-Oberbarmen - RS-Lennep - Wermelskirchen ­
Opladen (- Köln) mit lokalen Aufgaben, aber auch als ·zusätzliche Regionalverbin­
dung Wuppertal - Köln, wobei die Gleise zwischen Wermelskirchen und Hilgen
wieder aufgebaut werden müssen.

- R 7, die Agger-Bigge-Bahn (Waldbröl - Wiehl -) Dieringhausen - Bergneustadt ­
Olpe zur Erschließung des Oberbergischen Landes, insbesondere der wichtigen
Entwicklungsachse Köln - Olpe, wobei die Gleise z.T. wieder neu verlegt werden
müssen.

- R 8, die Volmetalbahn Gummersbach - Meinerzhagen - Hagen (- Dortmund) als
regionale Verbindung zwischen dem Oberbergischen, dem Märkischen Kreis und
dem östlichen Ruhrgebiet. Diese Strecke liegt nur zu einem kleinen Teil im Ber­
gischen Land, hängt aber betrieblich mit dem Bergischen Netz zusammen.
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- R 9, die Rheinlandbahn Duisburg - Lintorf - Ratingen West - Düsseldorf die
wichtige Peripherien von Düsseldorf erschließt. Die Strecke ist vorhanden' und
elektrifiziert, jedoch als Hauptgüterstrecke schon stark belastet.

Außerdem ist im Ennepe-Ruhr-Kreis wieder eine direkte Verbindung ins mittlere
Ruhrgebiet einzurichten, wahlweise Essen/Bochum - Hattingen - Sprockhövel ­
W-Wichlinghausen - W-Oberbarmen oder Bochum - Witten - Gevelsberg - Wuppertal.

Daneben sind natürlich die vorhandenen S-Bahnen und größeren DB-Strecken mit
diesem Netz gut zu verknüpfen:
- ~ 8, die Ost-West-S-Bahn (M'Gladbach -) Düsseldorf - Wuppertal - Hagen, mit

uberlagertem Regionalschnellbahnverkehr: Anschluß der R 1 in W-Vohwinkel, der
S 6, die S-Bahn Düsseldorf - Ratingen - Essen mit einem neuen Abzweig D-Rath
- Ratingen West - Lintorf (- Duisburg),
S 7, die S-Bahn Düsseldorf - SG-Ohligs mit Weiterführung bis Remscheid
S 11, die S-Bahn (Neuss -) Köln - Berg.Gladbach
die Citybahn Köln - Overath - Gummersbach, die ins Regionalbahnkonzept Ber­
gisches Land integriert werden sollte, da sie betrieblich dazugehört.

Dieses Netz würde die meisten Gemeinden direkt anschließen, dabei aber fast aus­
schließlich vorhandene Eisenbahntrassen benutzen.

4.4. Organisation und Kompetenzen

Für die Organisation der Bergischen Bahn sind verschiedene Modelle denkbar:
- Die Bundesbahn modernisiert mit Bundesmitteln, evtl. unter finanzieller Betei­

1igung von Land und Kommunen, das Netz und schafft eine weitgehend selbstän­
dige Regionalabteilung Bergisches Land, die den Betrieb im Rahmen der Bun­
desbahn führt.
Es wird eine neue gemeinsLllle BERGISCHE BAHNGESELLSCHAFT gegründet, in
die die Bundesbahn ihre Anlagen und das Personal einbringt, an der aber auch
die Kommunen finanziell und organisatorisch beteiligt sind.
Es wird eine reine nichtbundeseigene Bahngesellschaft gegründet, z.B. als Toch­
tergesellschaft der Verkehrsverbünde oder als Gesellschaft mit einem eigenen
Zweckverband als Eigentümerorganisation, in der die beteiligten Kommunen und
evtl. das Land als Mitfinanzierer zusammengeschlossen sind.

Die verschiedenen Modelle haben unterschiedliche Konsequenzen in bezug auf
- die technische und verkehrliche Kooperation mit dem DB-Fernverkehr,
- die technische und verkehrliche Kooperation mit dem örtlichen OPNV,
- die unternehmerischen Möglichkeiten und Anreize für einen modernen Betrieb,
- die finanzielle und politische Beteiligung der verschiedenen politischen Ebenen.
Außerdem haben sie unterschiedliche Realisierungschancen, die abhängen von der
zukünftigen Entwicklung
- der politischen Mehrheitsverhältnisse und Willensbildung in den beteiligten Kör­

perschaften,
- der finanziellen Verhältnisse und Verantwortlichkeiten.
Es ist in diesem Stadium nicht möglich, hier ein Modell eindeutig zu favorisieren.

Auf jeden Fall nötig sind aber die Regionalisierung des Bahnbetriebs, d.h. die Orga­
nisation in selbständig handelnden regionalen Betriebseinheiten (ohne aber die tech­
nischen, verkehrlichen und tarifliche Beziehungen zum Eisenbahn- Gesamtsystem
aufzugeben) und ein Engagement der Kommunen.
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Für die Bahn scheint die Region tatsächlich die geeignete räumliche Einheit zu sein,
was für andere Verkehrsbereiche, z.B. den örtlichen öffentlichen Verkehr, zumindest
nicht so klar ist. Die Bahnstrecken sind eindeutig in betrieblicher und verkehrlicher
Hinsicht auf regionale Zusammenhänge hin orientiert, andererseits finden Sie ihre
(natürlich durchlässige) Grenze an den Ballungsräumen Rhein/Ruhr mit ihren anders
strukturierten S-Bahn-Verkehren. So bildet die Bahn, evtl. zusammen mit einem
ergänzenden Schnellbusnetz, das u. U. in die Regionalbahngesellschaft integriert wer­
den kann, die regionale Klammer des öffentlichen Verkehrs.

Wichtig für eine Realisierung, in welcher Form auch immer, ist die Einrichtung einer
Arbeitsgemeinschaft aus den beteiligten Kommunen, Verkehrsbetrieben, Interessen­
gruppen etc., die den Gedanken einer Regionalbahn in die Öffentlichkeit tragen, die
weitere Demontage des DB-Netzes verhindern, Vor-Gutachten zu den Strategien und
Chancen zum Erhalt bzw. zur Reaktivierung der einzelnen Strecken und ihres regio­
nalen Zusammenhanges in Auftrag geben, die unterschiedlichen Organisationsmodelle
prüfen, unterschiedliche Interessen ausgleichen etc.

4.6. Schienengüterverkehr

Voraussetzung für einen erfolgreichen Schienengüterverkehr ist:
- ein dichtes Netz von Güterstrecken, das über das o.g. Personennetz hinausgeht,

hierzu gehören auch kommunale oder private Anschluß- und Sammelgleise,
- eine weitere erhebliche Verbesserung der Qualität des Schienengüterverkehrs der

Bundesbahn,
- eine Regulierung statt einer Liberalisierung des Straßengüterverkehrs, hierzu

gehören auch örtliche Beschränkungen für den schweren Lkw-Verkehr,
- kommunale oder regionale Planungs- und Beratungstätigkeiten, um die Standort­

planung, die betrieblichen Transportkonzepte etc. mit der Schiene zu verknüpfen,
- der Einsatz von Instrumenten der Landes- und Bauleitplanung und der Wirt­

schaftsförderung, um Industriestandorte und Gewerbegebiete in die Nähe von
Bahnstrecken zu legen,

- Vereinbarungen mit großen Verladern über langfristig garantierte Transportmen­
gen, für die sich die Gemeinden stark machen sollten, um den schädlichen Güter­
fernverkehr in den Orten zu reduzieren.

Der Schienengüterverkehr ist wichtig für die Wirtschaftlichkeit des Schienenverkehrs
insgesamt. Personenverkehr und Güterverkehr bilden eine organisatorische und wirt­
schaftliche Einheit, die notwendig ist, um die Existenz der Bahn zu sichern.

Zu einer guten Organisation der regionalen Güterbahn gehören:
- moderne Umschlag- und Lagerkapazitäten an den Bahnhöfen, die einen schnellen

Umschlag und eine schonende Behandlung des Transportgutes gewährleisten, hier­
bei sind auch neue Techniken der direkten Be- und Entladung von Güterwagen im
Zugverband einzusetzen, die ein umständliches Rangieren überflüssig machen,
eine gute Betreuung der Güterkunden: Beratung, Vermittlung von Spediteuren für
den Weitertransport, besondere Behandlung empfindlicher Transportgüter, regel­
mäßige Befragung der Kunden nach Kritik und Wünschen,
ein Angebotskonzept, das die Wünsche der Kunden befriedigt und der Qualität des
Lkw-Verkehrs in bezug auf Fahrtdichte, Schnelligkeit und Preisgünstigkeit nicht
allzusehr unterschreitet (hierbei ist natürlich die optimale tarifliche und verkehr­
liehe Kooperation mit der DB entscheidend, denn der Güterverkehr auf der Schie­
ne wird i.d.R. über die Grenzen der Region hinausgehen),
hochwertige moderne Güterwagen,
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- eine rationelle Betriebsführung, die z.B. einzelne Güterwagen von den Personen­
zügen mitnehmen läßt oder in der Zeit zwischen den Verkehrsspitzen die nicht
beschäftigten Fahrzeuge und Lokführer kostengünstig im Güterverkehr einsetzt.

4.6. Finanzierung und Wirtschaftlichkeit

Für die Modernisierung des Regionalbahnnetzes auf ein für eine angemessene Ange­
botsqualität und eine rationelle Betriebsführung notwendiges technisches Niveau sind
Investitionsmittel in größerem Umfang nötig, nicht zuletzt deswegen, weil ein Teil
der Strecken mutwillig zerstört oder zumindest jahrzehntelang vernachlässigt wurde.
Im Vergleich mit durchaus normalen großen Straßenprojekten ist der Aufwand aber
nicht astronomisch.

Ober das Gemeindeverkehrs- Finanzierungsgesetz, (möglicherweise) das künftige
Strukturhilfegesetz, die Städtebauförderung (für die Sanierung des Bahnhofsumfeldes)
und weitere Töpfe (Eisenbahnkreuzungsgesetz, .. ) können Bundes- und Landeszuschüs­
se in erheblichem Maße aktiviert werden. Ein großer Brocken bleibt die Beschaffung
neuer Fahrzeuge. Bei einer überwiegend kommunalen Gesellschaft können hier Mittel
des Investitionshilfeprogramms NRW zur anteiligen Bezuschussung beantragt werden,
bei einer DB-Lösung müßte die DB für die Finanzierung sorgen. Die Modernisierung
der Strecken wird ohne kommunale finanzielle Beteiligung nicht auskommen, und sei
es nur, daß die Gemeinde das Bahnhofsumfeld übernimmt.

Das o.g. Streckennetz hat eine Gesamtlänge von rd. 200 km im Bergischen Raum. Im
einzelnen:
- R 1 (Rheinische Strecke): D-Gerresheim - W-Wichlinghausen =32 km; Besonder­

heit: Bau der Dornaper Kurve, Verlegung des Haltepunkts Mettmann West und
bessere Einbindung in den städtischen Verkehr;
R 2 (Samba): Wuppertal-Elberfeld - W-Cronenberg = 11 km, wobei die aus "tech­
nischen Gründen" stillgelegte Strecke vollständig zu sanieren ist;
R 3 (Niederbergbahn): Velbert - Kettwig/Hösel = 17 km, davon Neubau (auf weit­
gehend vorhandener Trasse) zwischen Heiligenhaus und Kettwig mit neuer Verbin ­
dungskurve nach Hösel (optional), die reststrecke ist wieder für den Personenver­
kehr einzurichten, neue Haltepunkte einzurichten;
R 4 (Ruhr-Wupper-Bahn): E-Kupferdreh - W-Vohwinkel = 26 km, evtl. auf
S-Bahn-Standard;
R 5 (Obere Wupperbahn): Remscheid-Lennep - Gummersbach = 40 km, das abge­
rissene Zwischenstück Wipperfürth - Marienheide muß wieder aufgebaut werden;
R 6 (Rhein-Wupper-Bahn): Opladen - Bergisch Born = 24 km, das abgerissene
Zwischenstück Hilgen - Wermelskirchen muß wieder aufgebaut werden;
R 7 (Agger-Bigge-Bahn): Dieringhausen - Drolshagen (- Olpe) = 19 km, die Stre­
ke muß weitgehend wieder aufgebaut werden;
R 8 (Volmetalbahn): Marienheide - Meinerzhagen (- Brügge) = 9 (+ 15) km;
R 9 (Rheinlandbahn): Duisburg-Entenfang - D-Rath = 14 km, evtl. als S-Bahn.

Wenn wir durchschnittliche Kosten für die gründliche Modernisierung der herunter­
gewirtschafteten Strecken von 500.000 DM/km ansetzen (besondere Ausgaben für
kostspielige Brückensanierungen oder große Haltepunktverlegungen sind darin nicht
enthalten), kommen wir auf einen Gesamtbetrag für die Streckensanierung von rd.
100 Mio.DM, die wieder neu aufzubauenden Teilstücke brauchen allerdings vielleicht
max. 5 Mio.DM/km, alles in allem könnte das Gesamtnetz für vielleicht 200 Mio.DM
(ohne Fahrzeuge) in einen brauchbaren Grundzustand versetzt werden. Weitere Qua­
litätsverbesserungen an Strecken und Bahnhöfen bleiben aber dann noch nötig. (Die-
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se Zahlen sind nur ein ganz grober Anhalt!). Im Vergleich dazu: allein für die
Rheinquerung der A 44 ist ein Mittelbedarf von 800 Mio.DM im Gespräch.

Für den Betrieb auf den Strecken im O.g. Angebotsstandard benötigen wir eine An­
zahl von Triebwagen und Steuerwagen (d.h. Wagen mit Steuerstand, aber ohne An­
trieb), die aus dem geplanten Angebotsstandard zu ermitteln ist. Ein moderner
Triebwagen kostet bei größerer Stückzahl rd. 2 Mio.DM. Dabei gibt es noch die
Alternative, mit vollkommen modernisierten älteren Triebwagen, die nur ein Drittel
des Neupreises kosten, einen durchaus akzeptablen Betrieb aufzuziehen.

Im Betrieb ist die moderne, aber einfache Bahn im Einmannbetrieb und Funkleitbe­
trieb nicht viel teurer als der Bus, insbesondere wenn man Reisequalität (die sich in
steigenden Fahrgastzahlen niederschlagen sollen) und Kapazität berücksichtigt. Inso­
fern steigen also die gesamten Betriebskosten durch die Schienenbedienung nicht
wesentlich, bei einem erfolgreichen ergänzenden Güterverkehr können sogar Kosten­
einsparungen erreicht werden.

Während Busverkehre (mit akzeptablen Tarifbedingungen für die Beschäftigten) pro
Wagen-km mit 3,00 - 3,50 DM rechnen, kommt der Zug-km im Regionalbahnverkehr
auf vielleicht 5 - 6 DM. (Quellen für diese Rechnungen: RP Darmstadt: Wirtschaft­
lichkeits-Untersuchungen.. ; IfbN: Regionalbahn Ostwestfalen-Lippe und andere im
Anhang genannte Studien zu Regionalbahnen)
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6. Zur politischen Umsetzung

6.1. SpielrAume und Trägheiten

Wieweit können regionale oder kommunale Aktivitäten gegen nationale oder gar
übernationale, etwa EG-Trends wirken? Sicher ist dies schwer, aber es gibt wirksa­
me vorhandene und vor allem potentielle Instrumente, wie die nachfolgenden überle­
gungen zeigen sollen. Das aktuelle Problem ist dabei gar nicht so sehr die instru­
mentelle Machtlosigkeit der örtlichen Instanzen, sondern vielmehr die diffuse öko­
nomische Abhängigkeit und Konkurrenzsituation, in der sich die Region und die
Kommunen befinden. Es kann also eine "gute Politik" formal durchgesetzt sein, diese
aber zu gravierenden wirtschaftlichen Nachteilen in der marktlichen Wechselwirkung
führen und dadurch de facto doch noch scheitern.

Vorher ist aber ein anderes Problem zu lösen: den politischen Willen und politi­
schen Sachverstand für eine regionale Entwicklung überhaupt zu wecken. In der
Verkehrspolitik zeigen sich einige übliche Fehler örtlicher Politik besonders grell:
- das öffentliche Abwälzen von Entscheidungen und Verantwortungen an übergeord-

nete politische Ebenen ("der Bund", "das Land"), wobei diese wiederum häufig die
Verantwortung zurückgeben ("wir sind nur aktiv geworden, weil die Gemeinde das
gewünscht hat"), so daß am Ende gar keine politische Verantwortung mehr greif­
bar ist. Ein Beispiel hierfür sind ungeliebte Bundesstraßenprojekte oder Bahn­
stillegungen.
die Konkurrenz zwischen Gemeinden, die sich nicht nur in der auch verkehrspo­
litischen Unterordnung unter die Wünsche von Arbeitsplätze versprechenden Inve­
stitoren äußert, sondern auch ganz einfach in der Wirksamkeit des schlichten
Arguments: "wenn wir die Straße nicht wollen, fließen die Zuschüsse in die Nach­
bargemeinde und gehen uns verloren".
die Mitnahme-Mentalität, die bereits beim Thema Straßenbau erwähnt wurde: die
Aussicht auf Zuschüsse verhindert nicht selten die Frage, ob ein Projekt über­
haupt sinnvoll ist, oder, in anderem Zusammenhang: ein kostenloser Bundesbahn­
verkehr wird gerne mitgenommen und gefordert, ohne daß man sich vor Ort viel
Gedanken um dessen tatsächliche Nutzung macht.
die starken privaten Interessen. z.B. der Bauwirtschaft, des Einzelhandels, der
Planungsbürokraten, die bei regionalen Kompetenzen um ihre Privilegien fürchten
und deshalb dagegen ankämpfen;
das Kirchturmdenken, das auch bei überörtlichen Problemen an den Gemeinde­
grenzen haltmacht und sich als "Gegenleistung" die Einmischung von anderen
Gemeinden verbittet.

Eine skeptische bis abwehrende Haltung gegenüber Politik auf regionaler Ebene ist
nicht unbedingt als Borniertheit von Provinzpolitikern zu interpretieren, sondern läßt
sich auch mit wirtschaftlichen Interessen einflußreicher Kreise im Ort und mit der
faktisch recht schwachen politischen und finanziellen Stellung der Gemeinden gegen­
über regionalen Problemen begründen.

Sicherlich wären - wie auch die folgenden Abschnitte zeigen werden - wesentlich
stärkere verkehrspolitische Institutionen auf regionaler Ebene funktional sinnvoll und
politisch wünschenswert. Wie weit die Kompetenzen und Aufgaben auf dieser Ebene
im Verhältnis zu denen auf kommunaler und überregionaler Ebene gehen sollten,
müssen genauere Untersuchungen zeigen.
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Es gibt einige Ansätze für regionale politische Institutionen, wobei natürlich die
Frage noch nicht geklärt ist, wie die "Region" abgegrenzt werden soll: wir haben für
verkehrspolitische Entscheidungen auf regionaler Ebene den Bezirksplanungsrat und
die Regierungspräsidien, Landschaftsverbände und Bauamtsbereiche, Regionaldezerna­
te der Bundesbahn und die Verkehrsverbünde als regionale Kooperationen.

Wenn wir diese Strukturen anschauen (genauer erfolgt dies im nächsten Abschnitt),
stellen wir fest:
- die genannten Institutionen grenzen die Region ganz unterschiedlich ab, obwohl

sich alle Organisationen mit dem gleichen Problemfeld Verkehr und damit eigent­
lich mit in etwa denselben räumlichen Strukturen auseinanderzusetzen haben;

- hinter allen diesen eher administrativen Institutionen stehen keine einflußreichen
politischen Gremien.

Es fehlt an einer Instanz, die die regionale Verkehrspolitik tatsächlich zusammen­
hängend plant oder zumindest kontinuierlich berät. Es gibt natürlich freiwillige
Arbeitsgemeinschaften, Zweckverbände und einzelne Absprachen zwischen den Kom­
munen. Beispiel einer aktuellen überörtlichen Initiative der Gemeinden für ein spe­
zielles Ziel ist die Arbeitsgemeinschaft der Städte Düsseldorf, Mettmann und Kaarst
zur Erhaltung der diese Städte verbindenden Bahnstrecke. Beispielhaft für allgemei­
ne Kooperation sind auf informeller Ebene die regelmäßige Konsultation der Ver­
waltungschefs der Gemeinden in der Region Düsseldorf und auf formeller Ebene die
Kommunale Arbeitsgemeinschaft Bergisch Land, die ein eingetragener Verein mit
verschiedenen Vereinsgremien ist, der zwar keine Entscheidungskompetenz hat, aber
den Mitgliedsgemeinden Empfehlungen und Entscheidungshilfen gibt, auch für den
Bereich Verkehr. Strukturen dieser Art können die Keimzelle regionaler politischer
Organisationen sein.

Es sollte nicht vergessen werden, daß die formale politische Ebene nur ein Teil der
sozialen Organisation ist. Von den Industrie- und Handelskammern bis hin zu regio­
nalen Bürgerinitiativen (AG der Gegner der Autobahn A 44, Bergische Regionalgruppe
der Bus- und Bahnbenutzer, .. ) gibt es weitere vielfältige, wenn auch nicht sehr
starke Verknüpfungen.

5.2. Heutige Regionale Instrumente

In diesem Abschnitt soll ein zusammenfassender Blick auf die kommunalen und re­
gionalen Instrumente der Verkehrspolitik geworfen werden, der etwas über die heu­
tigen Möglichkeiten einer eigenständigen Entwicklung aussagt. Diese Möglichkeiten
sind begrenzt, aber noch lange nicht ausgeschöpft.

Im Bereich der Infrastruktur und ihrer Finanzierung ist festzustellen, daß ein großer
Teil der staatlichen Förderung in kommunale Projekte geht (Gemeindeverkehrs-Fi­
nanzierungsgesetz, Städtebauförderung, .. ), die zwar bestimmten Regeln und Genehmi­
gungsverfahren zu folgen haben, bei denen aber doch die Gemeinde die Gestaltungs­
macht hat - zumindest theoretisch, in der Praxis bestimmen Zuschußprozentsätze die
Entscheidungen stärker als politische Notwendigkeiten. Bei den sonstigen örtlichen
Verkehrsplanungen wie Radwegen, Gemeindestraßen, Parkhäusern etc. ist die Gemein­
de sowieso die zentrale politische Instanz. Auch bei vielen Bundesverkehrswegepro­
jekten (Bundesfernstraßen, Bundesbahn) ist der Einfluß einer Gemeinde, die sich
intensiv für oder gegen ein Projekt einsetzt, nicht zu unterschätzen.

Die Mitbestimmung der Gemeinden beim öffentlichen Nahverkehr kann über die for­
male Verbundbeteiligung hinaus durch örtliche Initiativen zur Förderung von Bahnen
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und Bussen (Haltestellenausstattung, Beschleunigungsmaßnahmen, Werbernaßnahmen, .. )
gestärkt werden. Das politische Desinteresse ist m.E. ein wichtigerer Grund für
mangelnden Einfluß auf die Verkehrsbetriebe als formale Defizite, obwohl diese
natürlich auch eine Rolle spielen, insbesondere bei der "hoheitlichen" Bundesbahn.
Jedenfalls kann jede Gemeinde mit konkreten Entscheidungen mehr Einfluß auf den
öffentlichen Verkehr nehmen als ihr formal "zusteht".

Bisher wurde über örtliche Instrumente gesprochen. Dies hat seinen Grund darin, daß
tatsächlich die örtliche Politik, die sich auf die immer noch starke Institution der
Gemeinde stützen kann, eindeutig besser organisiert ist als die im engeren Sinne
regionale Politik. Außerdem ist daran zu erinnern, daß auch im Bereich des Verkehrs
die regionalen Probleme und Lösungen zu einem großen Teil auf der Entwicklung der
örtlichen Strukturen beruhen, die "nur" geschickt verknüpft werden müssen. Die
direkt regionalen Instrumente sind schwach entwickelt, aber selbst diese Instrumente
werden unzureichend genutzt, vielleicht weil die Gemeinden bzw. besser deren Poli­
tiker eine Schwächung ihrer eigenen Stellung fürchten oder weil die Bedeutung der
Region nicht erkannt wird.

Wir haben in den Regierungspräsidien die Genehmigungsbehörde für den öffentlichen
Nahverkehr, die für Tarife, Fahrpläne, Neubau von Straßenbahnstrecken etc. zustän­
dig ist. Die Genehmigung soll an den öffentlichen Verkehrsinteressen orientiert sein,
die allerdings gegen die wirtschaftliche Lage des Unternehmens abzuwägen sind;
dabei sind die Ziele der Landesplanung ausdrücklich zu beachten (Personenbeförde­
rungsgesetz, u.a. § 8). Bei den Ausbaumaßnahmen des öffentlichen Verkehrs wirken
auch noch Landesregierung und Landschaftsverbände mit, die die Ausbauprogramme
erstellen und Prioritäten bei der Mittelvergabe setzen. Der Verkehrsverbund kann
auch als regionale Institution aufgefaßt werden. Sein Grundproblem ist, daß er kei­
nen politischer' Ansprechpartner hat: für die Kommunen ist er zu groß und zu weit
weg, das Land wiederum ist keine geeignete Instanz für regionale Entscheidungen,
und dazwischen gibt es kein echtes regionales politisches Gremium. Dies führt­
neben anderen Gründen - dazu, daß die politische Gestaltung und die verkehrspoliti­
schen Rahmensetzungen für den VRR unbefriedigend sind.

Für die Bezirksplanung sind in der Region die Bezirksplanungsräte (BPR) bei den
Regierungspräsidien zuständig, in denen Vertreter der Kommunalparlamente des Be­
zirks sitzen. Die Bezirksplanungsräte beschäftigen sich intensiv mit der regionalen
Verkehrsentwicklung: injüngster Zeit haben sie zur Rahmenvereinbarung ausführlich
und kompetent, wenn auch recht erfolglos Stellung bezogen, zur Zeit erarbeitet der
BPR Düsseldorf ein Konzept für den öffentlichen Verkehr im Bezirk, in dem die
regionalen öffentlichen Verkehrsverbindungen mit Regionalschnellbahn, City-Bahn, S­
Bahn, Schnellbussen usw. besonders großen Raum einnehmen. Die politische Bedeu­
tung der Entscheidungen der Bezirksplanungsräte ist aber bescheiden.

Im Bereich des Straßenbaus sind es die Bauämter und die parlamentarischen Bau­
amtskommissionen (des Landschaftsverbandes), die für jeweils eine Region die kon­
kreten Planungen durchführen und entscheiden. Ihre öffentliche Bedeutung ist zwar
auch bescheiden, materiell dagegen werden ihre Pläne i.d.R. umfassend umgesetzt.
Hier zeigt sich die überlegenheit von Organisationen, die eng mit der Ausführung
verknüpft sind, gegenüber solchen Gremien, die zwar große Beschlüsse fassen, aber
mit der Realisierung nichts zu tun haben. In den Bauämtern und Bauamtskommissio­
nen kann nur über kleinere Maßnahmen selbständig, bei größeren Projekten dagegen
nur über die zeitliche Reihenfolge und die Planungsdetails entschieden werden, da
diese Projekte Gegenstand von Ausbaugesetzen und Bedarfsplänen sind, die vom
Bundes- bzw. Landsparlament zu beschließen sind. Aber auch hier zeigt sich die
Macht der Macher: die Pläne und Gesetze beruhen wiederum auf Planungen und
Bewertungen, die von den regionalen Institutionen bereitgestellt werden, da das
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Parlament natürlich weder genug Zeit noch Lokalkenntnisse hat, eine unabhängige
Meinung zu bilden - zumindest wenn es sich nicht um ein in der Offentlichkeit
besonders bekanntes Projekt handelt.

Auch die Bundesbahn hat erkannt, daß eine regionale Organisation unverzichtbar ist.
Sie hat deshalb das Instrument der Regionalabteilungen innerhalb der Bundesbahn­
direktionen geschaffen, die aber eine Ebene der Verkaufsorganisation, nicht der
politischen Organisation darstellen. In diesen Regionalabteilungen sollen übergreifen­
de Aufgaben in Bezug auf Angebotsplanung, Betriebsorganisation etc. bewältigt wer­
den. Inwieweit dies in der Praxis erfolgreich ist, entzieht sich unserer Kenntnis. Die
Industrie- und Handelskammern als regionale Organisationen der Wirtschaft unter­
halten Verkehrsdezernate, die sich recht deutlich und z.T. auch sehr wirkungsvoll in
die verkehrspolitischen Entscheidungsprozesse auf allen Ebenen einmischen.

In allen genannten Bereichen gibt es also regionale Institutionen, die allerdings
entweder gar keiner oder nur einer sehr indirekten politischen Kontrolle unterliegen
und von der Offentlichkeit weitgehend unbemerkt ihre die Zukunft der Region prä­
genden Entscheidungen in administrativen oder lobbyistischen Zirkeln treffen.

Trotz der unzureichenden formalen Einbeziehung könnten Bürgerinnen und Bürger,
aber auch Gemeinden in der Praxis durchaus stärkeren Einfluß auf diese Organisa­
tionen nehmen. Bereiche, in denen tatsächlich ein politischer Einfluß der Region
sehr schwierig ist, sind der gesamte Komplex des Straßengüterverkehrs, aber auch
die Rahmenbedingungen des Straßenverkehrs insgesamt. Auch der Fernverkehr der
Bundesbahn ist regionalen Argumenten nur schwer zugänglich. Ober öffentlichkeits­
arbeit und Beratung der Verkehrsteilnehmer, Wirtschaftsförderung, Verkehrswegein­
vestitionen, örtliche Fördermaßnahmen (z.B. Beschleunigungsmaßnahmen) und Ord­
nungsmaßnahmen (z.B. Lkw-Fahrbeschränkungen) sind aber auch in diesen Bereichen
spürbare Lenkungserfolge möglich.

Ein für die Verkehrspolitik fundamentaler Bereich ist die Raumplanung. Hier ist die
örtliche Bauleitplanung formal autonom und hat erhebliche Gestaltungsspielräume,
auch wenn rechtliche Garantien für Grundeigentümer und interkommunale Konkur­
renz hier Grenzen setzen. Außerdem muß sich die örtliche Bauleitplanung nach dem
Landesplanungsgesetz an die vor allem vom Bezirksplanungsrat vorgegebenen Ziele
der Landesplanung halten. übrigens sind die planerischen Rahmengesetze im Wandel:
sowohl beim Landesplanungsgesetz in NRW als auch beim Personenbeförderungsgesetz
wird über eine Novellierung nachgedacht, die gesetzlichen Rahmen der Bauleitplanung
und der Bundesbahn sind ebenfalls in der Diskussion.

Ein problematischer Bereich ist die Wirtschaftsförderung, denn dort ist die Konkur­
renz zwischen den Gemeinden besonders groß und damit die überörtliche Abstimmung
besonders schwach entwickelt. Das führt zu raumordnerisch und verkehrspolitisch
bedenklichen Standortentscheidungen, zu Ungerechtigkeiten in Bezug aufdie Finanz­
kraft der Gemeinden und damit insgesamt zu regionalen Fehlentwicklungen. Dies ist
auch den Gemeinden nicht unbekannt, und es gibt regionale Arbeitsgruppen, die
notwendige Koordinationen leisten sollen. Wegen der großen Interessengegensätze ist
dies aber ein mühsames Geschäft.
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5.3. Denkbare künftige regionale Organisationsformen

Eine Stärkung der regionalen Politik erfordert wesentliche Umstrukturierungen, auch
im Bereich des Verkehrs. Die großen Defizite, die im vorigen Abschnitt deutlich
werden sollten, sind
- das Fehlen demokratischer Instanzen auf regionaler Ebene,
- die mangelnde Integration der verschiedenen in den einzelnen Verkehrssektoren

agierenden Gremien und Verwaltungen.
Es käme also darauf an, eine neue regionale politische und technisch-organisatori­
sche Struktur zu schaffen. Ohne an dieser Stelle eine umfassende Diskussion der
politischen Organisation führen zu wollen und zu können (siehe hierzu u.a. Kapitel
III-E), sollen nur einige erste Ideen für eine solche regionale Struktur angemerkt
werden. Dabei geht es hier um verkehrspolitische Notwendigkeiten, die natürlich
gegen andere politische Anforderungen abgewogen werden müssen. Vorstellbar wären
folgende Institutionen und Unternehmungen:

6.3.1. Ein politisches Gremium auf regionaler Ebene

Man könnte sich einen REGIONALRAT als politisches Gremium der Region vorstellen
- hier soll nicht diskutiert werden, ob dieser Rat durch direkte Wahl oder durch
Delegation von den Kommunen besetzt wird; dies müßte in einer grundsätzlichen
politischen Debatte, die über den Horizont der Verkehrspolitik hinausgeht, diskutiert
werden. Dieser Regionalrat wäre für die gesamte regionale Politik zuständig und
könnte im Verkehrsbereich die Kompetenzen von Landschaftsverband, Bezirkspla­
nungsrat und z.T. auch des Landes und der Kreise übernehmen. Er wäre dann u.a.
für regionale Ausbaupläne für Schienen und Straßen, die Verteilung von staatlichen
Zuschüssen, die allgemeine Bezirks- bzw. dann Regionalplanung und die Aufsicht
über den öffentlichen Verkehr verantwortlich.

5.3.2. Eine regionale Planungsbehörde

Ein REGIONALPLANUNGSAMT müßte den Regionalrat als Behörde unterstützen und
dessen Entscheidungen vorbereiten und ausführen. Eine wichtige Aufgabe dieses
Amtes wäre die Verkehrsplanung. Dort würden also Netzplanungen und Verkehrskon­
zepte für die Region entwickelt, Entwürfe für die Bezirksplanung erarbeitet, umfas­
sende Umweltverträglichkeitsprüfungen durchgeführt, Genehmigungen für öffentliche
Verkehrsbetriebe geprüft etc. In diesem Amt würden die Aufgaben der Straßenbau­
ämter, der Verkehrs- und Planungsabteilungen der Regierungspräsidien und Teile der
Verkehrsplanung von Kreisen und Verkehrsunternehmen/Verbünden vereinigt werden.
Die sektorale Planung und deren Fehler wären überwunden, das Amt würde sich
nicht nur um alle Verkehrsbereiche, sondern auch um Raumplanung und andere ver­
bundene Gebiete zu kümmern haben. Dieses Amt müßte eng mit den im folgenden
genannten Gesellschaften zusammenarbeiten und für diese eine koordinierende und
Politik vermittelnde Funktion übrnehmen.

5.3.3. Eine regionale Verkehrsgesellschaft

Eine REGIONALE VERKEHRSGESELLSCHAFT könnte sinnvollerweise die überörtliche
Betriebsplanung für den öffentlichen Nah- und Regionalverkehr durchführen, würde
organisatorisch zusammengefaßte Gemeinschaftseinrichtungen, z.B. Zentralwerkstätten
oder Materiallager betreiben, und wäre für die überörtlichen Verkehrszweige wie
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Schnell- und Regionalbusse und regionale Eisenbahnen einschließlich des Güterver­
kehrs zuständig. In dieser Verkehrsgesellschaft würden die regionalen Teile der
Bundesbahn, des Bahnbusses (bzw. der daraus entstehenden Regionalverkehrsgesell­
schaften) sowie Teile der Verwaltung und der Betriebseinrichtungen der Ver­
kehrsverbünde wie auch der kommunalen Verkehrsbetriebe zusammengefaßt. Dabei ist
es zweitrangig, wie die rechtlichen Verhältnisse geregelt sind: die DB-Teile können
z.B. privatrechtlieh in Gemeinschaftseigentum und -verantwortung von Bund und
Kommunen organisiert sein, Gemeinschaftswerkstätten können weiterhin im (gemein­
schaftlichen) Besitz der jeweiligen kommunalen Betriebe bleiben usw. Bestimmte
Aufgaben wie z.B. der Eisenbahnverkehr oder die Zentralwerkstatt können auch als
betrieblich selbständige Tochtergesellschaften organisiert sein (s. u.). Worauf es an­
kommt, ist vielmehr die planerische, unternehmerische und auch politische Kompe­
tenz der Regionalgesellschaft bzw. ihrer Eigentümer, die die besonders auf der re­
gionalen Ebene auftauchenden wesentlichen Defizite in der heutigen Organisation des
öffentlichen Verkehrs abbaut. Für die Bundesbahn wird heute noch zu viel auf Bun­
des- oder Direktionsebene, also "zu groß" organisiert, viele Kommunalbetriebe sind
für eine wirtschaftliche Abwicklung einer Reihe von Teilaufgaben zu klein, der Ver­
kehrsverbund heutiger Form dagegen für manche Aufgaben schon wieder zu groß.
Die Planung des öffentlichen Verkehrs krankt also an unangemessenen und vor allem
uneinheitlichen Abgrenzungen der räumlichen Organisation.

Die neue Regionalgesellschaft könnte eine Planung aus einem Guß für alle Betriebs­
zweige erstellen und auf die verkehriich wichtige "Region" beziehen., Wichtig ist,
daß eine einflußreiche politische Organisation in Form des evtl. für den gleichen
Raum zuständigen Regionalrates dahintersteht. Dann könnten die politischen Ent­
scheidungen für die Regionalgesellschaft wie bei einem Eigenbetrieb organisiert
werden: in öffentlichen Diskussionen in einem als Aufsichtsrat fungierenden Be­
triebsausschuß des Regionalrats. Dies hat gegenüber heutigen Verbundstrukturen
erhebliche Vorteile: die Aufsichtsgremien tagen öffentlich und können u.U. auch
sachkundige Bürger als Mitglieder berufen; die Mitglieder des Aufsichtsrats kommen
aus einem einzigen politischen Gremium, was deren politische Macht im Vergleich
mit den zusammengewürfelten Vertretungsorganen im Verbund stärkt. Außerdem ist
wichtig, daß der entsendende Regionalrat gleichzeitig für die gesamte Verkehrs- und
Regionalpolitik zuständig ist und damit die Rahmenbedingungen, unter denen die
Verkehrsgesellschaft wirken kann, setzt. Dies wäre ein entscheidender Fortschritt
gegenüber den heutigen Verkehrsverbünden, die eigentlich keinen politischen An­
sprechpartner haben.

Von der Verkehrsgesellschaft organisierte Gemeinschaftseinrichtungen könnten sehr
wirtschaftlich für alle Betriebszweige, sogar einschließlich der Eisenbahn genutzt
werden. Unterhalb der Regionalgesellschaft wäre weiterhin Platz für kommunale Ver­
kehrsbetriebe, die den örtlichen Verkehr in Abstimmung mit der Region bürgernah
und flexibel durchführen können. Ober der Region könnte weiterhin der (künftig
landesweite?) Verbund stehen, der aber nur einige Rahmenaufgaben hätte, z.B. einen
Verbundtarifund Ausgleichszahlungen für regionüberschreitende Verkehre zu garan­
tieren und interregionale Verkehre zu planen. Außerdem müßte die Bundesbahn als
bundesweites Unternehmen weiter institutionell einbezogen sein, um die Verknüpfung
zum Fernverkehr zu gewährleisten und bestimmte technisch und betrieblich notwen­
dige Vereinheitlichungen im Eisenbahnverkehr zu erhalten. Eine solche umfassende
Regionalverkehrsgesellschaft wäre für die Bundesrepublik etwas Neues, während in
anderen Ländern Ähnliches bereits existiert, z.B. in Dänemark oder in den Nieder­
landen. Große nichtbundeseigene Eisenbahngesellschaften und Kreisverkehrsgesell­
scharten zielen in der Bundesrepublik schon in diese Richtung, haben aber noch
lange nicht diesen integrativen Anspruch.
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D;r öffe~tlic~e Verkehr b.liebe also auch in Zukunft eine komplexe Organisation,
dIe von .raumlich-verkehrlichen und betrieblichen Notwendigkeiten bestimmt wird. Er
s.ollte sIch dem Fahrgast als qualitativ differenziertes, organisatorisch aber einheit­
lIches System darbieten. Heute dagegen sind Eigentumsverhältnisse und historisch
bedingte Kompetenzen bestimmende Kriterien für die Organisationsform des öffentli­
chen Verkehrs, und das ist sicher nicht angemessen.

5.3.4. Eine regionale Güterverkehrsgesellschaft

Eine regionale GÜTERVERKEHRSGESELLSCHAFT könnte den Versuch unternehmen
auch im Bereich des Güterverkehrs eine sinnvolle Arbeitsteilung und politisch ge~
plante Weiterentwicklung des Verkehrssystems durchzusetzen. Eine solche Gesell­
schaft könnte mit folgenden Aufgaben befaßt sein:
- dem Betrieb von Güterservicezentren an den Güterbahnhöfen mit hochwertigen

öffentlichen Umschlag- und Lagerkapazitäten als Ergänzungsbetrieb zur Eisen­
bahn;

- logistischer Beratung einschließlich Standortberatung und Transportbörse für die
regionale Wirtschaft zur Verringerung von Leerfahrten und zur besseren Koopera­
tion von Bahn und Straße;

- Planung und evtl. Auftragsverwaltung von Anschlußgleisen und Werksbahnen in
Gewerbe- und Industriegebieten;

- der Schaffung eines öffentlichen Güternahverkehrs, der Botendienste, Ausliefe-
rungsfahrten etc. zusammenfaßt (s.u.).

Unter dem Dach dieser Gesellschaft könnten sich verschiedene Betriebe zusammen­
finden, die jeweils einen Teil der o.g. Aufgaben oder einen Teil der Region in eige­
ner Verantwortung übernehmen.

Eine solche Gesellschaft wäre etwas Neues und würde kaum auf vorhandene öffentli­
che Organisationen zurückgreifen können. Sie müßte sicher als wirtschaftliches Un­
ternehmen geführt werden, wobei Eigentümer die Kommunen und Kreise einerseits,
andererseits aber auch die regionale Wirtschaft und vielleicht die regionale Ver­
kehrsgesellschaft sein könnten. Es versteht sich von selbst, daß diese Gesellschaft
eng mit der Verkehrsgesellschaft, die ja auch Güterverkehr betreiben soll, mit dem
Regionalplanungsamt sowie mi t der regionalen Wirtschaft und einer vielleicht existie­
renden Regionalentwicklungsgesellschaft zusammenarbeiten müßte. Es wäre dies ein
konkreter regionaler Ansatz, um die Fehlentwicklung des Güterverkehrs in den Griff
zu bekommen. Der Güterverkehr könnte so gleichermaßen wirtschaftlicher und um­
weltverträglicher organisiert werden und besser auf die Bedürfnisse der regionalen
Wirtschaft abgestimmt werden. Insbesondere wäre dadurch kleineren Betrieben der
Zugang zum Know-How und zu den Ressourcen des Güterverkehrs erleichtert. Damit
könnte die regionale Wirtschaft insgesamt entscheidend gestärkt werden.

5.3.6. Spezialorganisatlonen

Kommunale oder auch private Spezialgesellschaften könnten bestimmte Dienstlei­
stungspakete anbieten:

- Eine RADSERVICEGESELLSCHAFT könnte mit der Entwicklung und Umsetzung
von neuer Radtechnik (Forschung und Wirtschaftsförderung), mit der Erstellung
und Herausgabe von Radverkehrskarten, mit der Betreuung von Radstationen an
Bahnhöfen (Verwaltung der Gebäude und Einrichtungen, Vergabe der Leistungen
an die Pächter und Kontrolle der Qualität), mit der Gemeinschaftsbeschaffung von
kommunalen Radabstellanlagen, mit projektbezogenen Beratungs- und Planungslei ­
stungen für die Kommunen und vielem mehr befaßt sein. Diese Gesellschaft sollte
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die politischen Forderungen zum Radverkehr ganzheitlich konkretisieren und
umsetzen.

- Ein GüTERNAHVERKEHRSDIENST könnte einen öffentlichen Güternahverkehr be­
treiben, in den Paketpost, leichte Transporte im Straßengüternahverkehr von bzw.
zu den Güterverteilzentren, Auslieferungs- und Botendienste, Service des Einzel­
handels, Zusatzleistungen für die Kunden des OB-Stückguts etc. integriert wür­
den, um deren parallele Leistungen wirtschaftlich zusammenzufassen und zu ver­
bessern. Zu diesem Dienst gehören z.B.: dezentrale Lagerkapazitäten und Um­
schlagplätze, eine Betriebszentrale zur Koordination der Aufträge, eine öffent­
lichkeits- und Beratungsabteilung (mit guten Kontakten zu Bundespost und Bun­
desbahn wie auch zur regionalen Wirtschaft), ein Unternehmen zur Beschaffung
und Verteilung (Verkauf, Vermietung) von Kleincontainern, eine Flotte von geeig­
neten (und umweltverträglichen !) kleineren Lkw, wobei letztere auch von Auf­
tragsunternehmen betrieben werden könnten.

- Di.e REGIONALBAHNGESELLSCHAFT als Tochter der regionalen Verkehrsgesell­
schaft sollte für den gesamten Eisenbahnbereich zuständig werden, also für die
Durchführung des Personen- und Güterbetriebs, die technischen Einrichtungen,
die Bewirtschaftung der Bahnhöfe etc. Sie wäre ein Gemeinschaftsunternehmen
von Bundesbahn und kommunalen Verkehrsträgern und würde mit der Bundesbahn
technisch kooperieren, wie sie andererseits verkehriich eng mit dem sonstigen
öffentlichen Nahverkehr verknüpft ist (siehe dazu Abschnitt 4.4.).

Die örtlichen Güterverteilzentren, ein Regionalschnellbusbetrieb, die Zentralwerkstatt
der öffentlichen Verkehrsbetriebe und andere Unternehmen könnten als wirtschaft­
lich eigenständige Einheiten innerhalb der entsprechenden Regionaldachgesellschaften
gebildet werden, andere Teilbetriebe könnten aus kommerzieller Initiative (Den Be­
griff "privat" halten wir für Unternehmen für irreführend.) entstehen.

5.3.6. Verkehrspolitische Aufgaben einer Gesellschaft für Regionalentwicklung

Eine allgemeine Regionalentwicklungsgesellschaft (siehe zum Konzept der GERBEL
Kapitel III-E), die unter anderem die Aufgabe hat, die wirtschaftliche und soziale
Entwicklung der Region zu fördern, indern Betriebe beraten, neue Techniken und
Produkte marktfähig gemacht, Anforderungen an die Politik und die Infrastruktur
erarbeitet, Wirtschaftsförderungsmaßnahmen verteilt werden, könnte auch in der
Verkehrspolitik eine wichtige Rolle spielen. In dieser Gesellschaft können u.a. auch
einzelne Gutachten zu verkehrspolitischen Fragen vergeben werden, deren Aufwand
die Kapazität der regionalen Behörden übersteigt, es können auch Beratungsleistun­
gen für andere Regionen erbracht werden. Die unmittelbare Einbeziehung der Ver­
kehrsstruktur in die Prozesse der Regionalentwicklung ist sehr wichtig, um auf ver­
kehrliche Probleme bestimmter Konzeptionen frühzeitig aufmerksam zu werden und
um die Verkehrsplanungen direkt mit den Entwicklungsabsichten der Region zu kop­
peln.

5.3.7. Beelnfiussung des motorisierten Individualverkehrs

Im Bereich des motorisierten Individualverkehrs scheinen neue öffentliche Institutio­
nen auf regionaler Ebene vorerst nicht sinnvoll. Einzelne Dienstleistungen wie
Rechtsberatung für die gemeinschaftliche Nutzung von Autos oder die Einrichtung
von Fahrgemeinschaftsbörsen könnten politische Unterstützung vertragen, das Wesen
des MIV ist aber so, daß eher klassische Instrumente des öffentlichen Rechts und
der öffentlichen Haushalte nötig sind, die den Rahmen vorgeben, in dem sich der
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Pkw-Verkehr entwickeln soll. Es geht also um weitgehend bekannte Forderungen:
Geschwindigkeiten zu beschränken, Umweltvorschriften zu verschärfen, eine geeigne­
te Parkraumpolitik zu entwickeln, das Straßennetz nicht weiter auszubauen etc. In
diesem Konzept wurde bewußt der Schwerpunkt auf neue Organisationsformen ge­
setzt, so daß auf eine ausführliche Auseinandersetzung hiermit verzichtet wird.

Es bleibt jedoch eine wichtige Aufgabe für weitere Untersuchungen, genauer zu
analysieren, wie groß der kommunale und regionale Handlungsspielraum für die Ein­
dämmung und Zähnmung des überbordenden Autoverkehrs ist. Denn ohne eine Verän­
derung der politischen Rahmenbedingungen, die die weitere gesellschaftliche Subven­
tionierung des viele Schäden verursachenden Autoverkehrs und dessen Bevorzugung
beim Ausbau der Infrastruktur überwindet, werden auch die Regionalgesellschaften,
die sich um eine "andere" Verkehrsstruktur bemühen, keine durchschlagenden Erfolge
bringen. Zwar werden sie mit öffentlicher Unterstützung auch ohne diesen Rahmen
sinnvolle Aufgaben erfüllen, die politisch gewünschte deutliche Änderung des Ver­
kehrsverhaltens muß aber ausbleiben. Es muß vor der sich immer weiter verbreiten­
den Illusion gewarnt werden, eine neue Politik könnte "am Markt" durchgesetzt
werden, indem neue Angebote gemacht werden, ohne alte Privilegien antasten zu
müssen. Diese Auffassung zeigt sich auch bei der Diskussion um Marketing-Konzepte
der öffentlichen Verkehrsbetriebe: manche Verkehrspolitiker sehen darin ein Patent­
rezept, das eine umweltverträgliche Verkehrspolitik ohne mehr Finanzaufwand und
ohne jegliche Einschränkungen im Verkehr möglich macht. Richtig ist, daß sowohl
bewußte staatliche Rahmensetzungen als auch konkret-wirtschaftliche Entwicklungs­
strategien nötig sind, um eine positive strukturelle Dynamik in Gang zu setzen.
Wenn das heutige Verkehrssystem nachweislich übermäßig ausgedehnt und zerstöre­
risch ist, kommt man um Beschränkungsstrategien nicht herum, wenn man kurzfristig
nötige Erfolge erzielen will. Da aber Verkehrspolitik trotzdem noch immer vorran­
gig als Ordnungs- und Finanzpolitik begriffen wird, sollte in diesem Kapitel der
Schwerpunkt auf die andere Säule, die konstruktive Entwicklung der Alternativen
gelegt werden.

5.4. Zum Konzept der Regionalgesellschaften

Im letzten Abschnitt wurden folgende Elemente einer regionalen Verkehrsorganisa­
tion vorgestellt:
- der Regionalrat als politisches Gremium für den gesamten Bereich der Regional­

politik;
ein Regionalplanungsamt zur Unterstützung des Rates für alle planerischen Ar­
beiten;
3 regionale Dachgesellschaften mit gemischtwirtschaftlicher Organisation: Ver­
kehrsgesellschaft für den Personenverkehr, Güterverkehrsgesellschaft für den
Güterverkehr, regionale Entwicklungsgesellschaft für die gesamte infrastrukturelle
und ökonomische Entwicklung;
mehrere zentrale Dienstleistungsgesellschaften unterhalb der Dachgesellschaften:
Radservicegesellschaft, Güternahverkehrsdienst, Regionalbahngesellschaft, zentrale
Werkstatt der öffentlichen Verkehrsbetriebe etc;
einzelne eigenständige wirtschaftliche Betriebe für Teilaufgaben oder Regionen:
Güterservicezentren, Radstationen, ...

Die Vorschläge gehen wesentlich auf die Grundthese zurück, daß die politische und
gesellschaftliche Entwicklung nicht nur von staatlichen Sanktionen und Finanztöpfen
abhängt, _sondern inhaltlich von konkret gestaltenden Institutionen getragen werden
muß. Für den Verkehrsbereich heißt dies: natürlich sind Umweltvorschriften, Stras-
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senverkehrsordnung, Ausbaupläne und Haushaltstitel wichtig, sie reichen aber nicht,
um eine tatsächliche gesellschaftliche Umgestaltung des Verkehrssystems zu bewir­
ken. Beispielsweise ist eine Ausdehnung der politischen Kontrolle über die Fahrplan­
gestaltung, die Z.Zt. bei den Reg.-Präs. liegt, kaum geeignet, tatsächlich die Nutzung
des öffentlichen Verkehrs und dessen Qualität zu verbessern. Notwendig sind viel­
mehr Organisationen, die entsprechende inhaltliche Konzepte planen UND evtl. selbst
durchführen, wobei auf eine Kombination von politischer Verantwortung und ökono­
mischer Dynamik gesetzt wird. Das heißt, es sind sowohl wirkungsvolle regionale
politische Gremien und eine notwendige Verwaltung zu ihrer fachlichen Unterstüt­
zung einzurichten als auch mischwirtschaftliche Einzelgesellschaften, die bestimmte
Aufgabenbereich abdecken sollen.

Warum können solche Gesellschaften vorteilhaft sein? Sie können in privatrechtli­
eher Organisation (auch in öffentlichem Besitz) flexibel strukturiert sein und arbei­
ten und aus dem engen Rahmen der Behörden heraustreten. Im Idealfall treffen sich
hier die Vorteile einer politischen Organisation, nämlich demokratische Kontrollmög­
lichkeit und gemeinwirtschaftliehe Zielsetzungen, mit ökonomischen Tugenden der
Erfolgsorientierung und Anpassung an die tatsächliche Nachfrage. Natürlich erfordert
dies eine sorgfältige Planung der räumlichen und sachlichen Abgrenzung der Aufga­
ben der Gesellschaften, der politischen Verantwortlichkeiten (Eigentumsverhältnisse)
und der organisatorischen Strukturen. Regionale Verkehrsgesellschaft, regionale
Entwicklungsgesellschaft, regionale Güterverkehrsgesellschaft sollten (in unterschied­
1ichem Ausmaß) Gemeinschaftsunternehmen der politischen Organisation (Parlament
und Behörden), der regionalen Wirtschaft (Unternehmen und deren Regionalverbände,
Gewerkschaften) und sozialer Initiativen (gemeinnützige Organisationen, Bürgerinitia­
tiven) werden, um alle Kräfte einzuspannen. Politische Verantwortung als Rahmen
und wirtschaftliche Interessen als Antrieb sind hier auszuwägen.

Das Konzept solcher "halbprivaten" Gesellschaften hat auch den Vorteil, daß diese
Gesellschaften ohne formale Schwierigkeiten außerhalb der Region beratend und
organisierend tätig sein können, also ihre Erfahrungen und Kapazitäten räumlich
unbegrenzt einsetzen können. Dies nutzt Know-How und Ressourcen der Gesellschaf­
ten besser aus und fördert die Verbreitung guter Konzepte.

Die Zusammenfassung der regionalen Aufgaben eines ganzen Verkehrszweigs (öffent­
licher Verkehr, Güterverkehr, Radverkehr) in einer (Dach-) Gesellschaft hat ver­
schiedene Vorteile: der regionale Verkehrszweig bekommt dadurch eine organisierte
Lobby, das Fachwissen steht konzentriert zur Verfügung, bestimmte Einrichtungen
können gemeinschaftlich und damit wirtschaftlicher genutzt werden, die vielen sach­
lichen Verbindungen zwischen den einzelnen Aufgaben innerhalb des Verkehrszweigs
werden durch die organisatorische Verknüpfung anerkannt. Allerdings ist es sinnvoll,
räumlich oder sachlich abgrenzbare Aufgaben an unternehmerisch weitgehend selb­
ständige Teilgesellschaften zu übertragen.

Der Bezug auf die Region ist deshalb sinnvoll, weil viele verkehrliehe Zusammenhän­
ge wie auch raumplanerische und wirtschaftliche Strukturen auf der regionalen Ebe­
ne am besten entwickelt werden können: die örtliche Ebene erweist sich sowohl für
die Verkehrsströme als auch für die technische Organisation als zu klein, das Land
ist sicher zu groß.

Politische Vision dieser Gestaltungsperspektive ist räumlich die Schaffung der not­
wendigen Ebene über der Kommune, die vom Kreis nicht ausgefüllt werden kann,
und inhaltlich - und dies ist für die Zukunft wohl bedeutsamer - die gesellschaftli­
ehe Einbindung der ökonomischen Entwicklung einerseits, die Offnung der Staatsin­
stitutionen für konkrete Unternehmungen (nicht: Unternehmen) andererseits. Alle
relevant zu fördernden Bereiche des Verkehrs sollen durch solche neuen Gesellschaf-
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ten Impulse bekommen. Es bleibt zu hoffen, daß dies gelingen kann und daß dieses
Beispiel vielleicht sogar hilft, Lösungen für das politische Grunddilemma, die Diskre­
panz in Macht und Dynamik zwischen Politik und Wirtschaft, zu finden.

Es bleibt die heikle Frage: Wie groß ist konkret die Region? Ist dies das Bergische
Land und, wenn ja, welches sind seine Grenzen? Es ist sicher anzustreben, daß die
verschiedenen Regionalorganisationen die gleiche räumliche Ausdehnungen haben, um
eine wirkungsvolle politische Kontrolle und Koordination zu ermöglichen. Unbedingt
notwendig ist dies aber nicht in allen Fällen. Wenn eine Regionalbahngesellschaft
aus betrieblichen oder verkehrlichen Gründen auch Strecken in benachbarten Regio­
nen betreibt oder wenn eine Radservicegesellschaft ihr Bedienungsgebiet kleiner
wählt als die politische Region, weil vielleicht in einer Teilregion eine andere Ge­
sellschaft erfolgreich operiert, kann dies sicher sinnvoll sein. Es ist sicher nicht
möglich, solche Abgrenzungen abstrakt und vorab vorzunehmen. Auch die allgemein­
politische Abgrenzung der Region kann nicht Aufgabe dieser verkehrspolitischen
Analyse sein - sie muß sich nicht zuletzt als Komprorniß aus den Anforderungen der
verschiedenen Bedürfnisbereiche herauskristallisieren. Die wichtigste verkehrspoli­
tische Frage zur Abgrenzung betrifft das Bedienungsgebiet der regionalen Verkehrs­
gesellschaft. Hier bilden die bergischen Großstädte Wuppertal, Solingen und Rem­
scheid sicher den Kern einer Region. Alle umliegenden Kreise sind aber nur zum Teil
auf diesen Kern und z.T. auf die außenliegenden Ballungsräume orientiert. Deshalb
werden alle räumlichen Abgrenzungen zu keinen befriedigenden Ergebnissen führen.
Es geht also nicht so sehr darum, für die regionale Verkehrsgesellschaft eine räum­
liche Grenze zu finden, sondern vielmehr um funktionale Aufgabenteilungen mit
anderen Verkehrsregionen und Verkehrsträgern. Dabei können bei der Verteilung der
Linien und Fahrten rein betriebliche Argumente (Umlaufplanung, Lage der Betriebs­
höfe) eine wesentlichere Rolle spielen als Fragen der verkehrlichen Zusammenhänge,
wenn eine optimale verkehrliche Kooperation gewährleistet ist, die den Fahrgästen
das Gefühl eines einheitlichen Unternehmens vermittelt. Nicht zu vergessen ist da­
bei, daß Verkehr oder Transport selten ein Bedürfnis an sich ist, daß Transporte
dienende Funktionen für andere Zusammenhäge haben und daß deshalb ein Wandel in
Kultur und Wirtschaft der Region auch einen Wandel der Verkehrsströme nach sich
ziehen wird. Umgekehrt ist jedoch für die Stärkung der Beziehungen innerhalb einer
Region die bewußte Schaffung eines darauf ausgerichteten Verkehrssystems von
großer Bedeutung.

6.6. Zur Realisierung der Vorschläge

Die Vorschläge über neue politische Strukturen in der Region würden grundlegende
verfassungsrechtliche Veränderungen erfordern, nämlich die Einfügung einer regiona­
len Ebene und die darauffolgende Neuverteilung der Kompetenzen und Ressourcen.
Dies ist sicher schwierig und nur langfristig zu erreichen, aber für eine wirklich
politisch verantwortete und ganzheitliche Regionalentwicklung notwendig (siehe dazu
Kapitel III-E und vor allem die Gestaltungsszenarien in Teil IV). Die vorgeschlage­
nen regionalen Gesellschaften sind aber auch ohne einen solchen politischen Rahmen
durch freiwillige regionale Kooperationen realisierbar, auch wenn dann die politische
Basis natürlich schwächer ist. Außerdem können diese Gesellschaften stufenweise
entstehen: zuerst gibt es vielleicht ein Vorbereitungsbüro für Vorplanungen und
Koordinierungsaktivitäten, einige unabhängige Teilinitiativen und einige aus vorhan­
denen Institutionen entwlckelbare Teilgesellschaften, die im Laufe der Zeit zu den
skizzierten Regionalgesellschaften zusammenwachsen. Dies wird dann gelingen, wenn
die ersten Schritte deutliche Erfolge erkennen lassen. Die politischen und admI­
nistrativen Strukturen könnten sich dieser Entwicklung dann nicht entziehen.
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Brög, Werner: Verkehrsbeteiligung im Zeitverlauf - Verhaltensänderung zwischen
1976 und 1982, CEMT Round Table No. 68, Paris 1984.

Bundesminister für Verkehr (Ref. E 22): Programm 1986- 1990 des OPNV nach GVFG,
dazu Presseinformation der Landesregierung v. 18.8.1986: "Minister Christoph
Zöpel stellt Programm für den OPNV 1986 bis 1990 vor".
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Bundesminister f. Verkehr (BMV)(Hrsg.): Verkehr in Zahlen 1987, Bonn 1987.

Bundesrepublik Deutschland: Bundesfernstraßenplan 1985-1990.

Cerwenka, P. / Rommerskirchen, S. (PROGNOS AG): Aufbereitung globaler Verkehrs­
prognosen für die Fortschreibung der Bundesverkehrswegeplanung, Basel 1983

Deutsche SHELL AG: Frauen bestimmen die weitere Motorisierung - Shell-Prognose
des Pkw-Bestandes bis zum Jahr 2000, Aktuelle Wlrtschaftsanalysen Heft 19.
Hamburg 1987.

Deutscher Städte- und Gemeindebund (dsgb): Vorstellungen des dsgb zum Öffentli­
chen Personennahverkehr in der Fläche, Beschluß des Präsidiums v. 4./5.10.88

Die Grünen im Bundestag: Alternativbewertung für Bundesfernstraßen, bearbeitet
vom Ing.-Büro Hundsdörfer.

Gesamthochschule Kassel, FB Stadtplanung und Landschaftsplanung: Zukunft des
Verkehrswesens - Verkehrsplanung der Zukunft, Tagungsbericht, Kassel 1986.

Heinze, G. Wolfgang / Kill, Heinrich H.: Strategische Lösungen für einen Stadt­
verkehr der Zukunft. In: Der Nahverkehr 3/87.

Hölsken, Dieter / Ruske, Wilfried: Verlagerungseffekte im motorisierten Personen­
nahverkehr. In: Der Nahverkehr 5/87.

Holzapfel, Helmut / Lichtenthäler, Ulrike: Autoverkehr 2000 - Die Zukunft im Ver­
kehrswesen ist gestaltbar . In: Gewerkschaftliche Monatshefte 10/87.

Holzapfel, Helmut / Traube, Klaus / Ullrich, Otto: Autoverkehr 2000 - Wege zu
einem ökologisch und sozial verträglichen Straßenverkehr, Alternative Konzepte
51, Verlag C.F.Müller, Karlsruhe 1985.

Jansen, Gijsbertus R.M. / Van Huren, Tom: Zeitliche Entwicklung des Binnen- und
Außenverkehrs in den niederländischen Großstädten. In: Internationales Verkehrs­
wesen 38 (1986), Heft 5.

Kloas, Jutta / Kuhfeld, Harmut: Verkehrsverhalten im Vergleich, DIW, Beiträge zur
Strukturforschung Heft 96/1987.

Landesamt f. DV u. Statistik NRW (LDS): Statistisches Jahrbuch NRW 1987, Düssel­
dorf 1987.

Land Nordrhein-Westfalen: Landeshaushalt (jährlich), insbes. Einzelplan 11 =Ver­
kehr; außerdem Gemeindefinanzierungsgesetz (GFG)

Landschaftsverband Rheinland (LVR): Bericht über die Ausgaben für das Straßenwe­
sen nach Kreisen.

LDS: Kreisstandardzahlen des Landes NRW 1987, Düsseldorf 1987.

Min.Präs NRW: Landesentwicklungsplan (LEP) 1/11 v. 1.5.1979, Ministerialblatt NRW
50/1979, S. 1080 ff.

MSWV: Grundsätze für die kommunale Verkehrsentwicklungsplanung (Entwurf,
Jan.1988), bearb. v. Heiner MONHEIM.
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MSWV: Städtebauförderung in NRW, Bericht 1986, MSWV informiert 5/87.

MSWV: Straßenbaubericht 1985/1986 des Landes NRW, MSWV informiert 10/87.

MSWV: Gesetzentwurf der Landesregierung zur Änderung des Landstraßenausbauge­
setzes, MSWV Kurzinformation 7/87.

MSWV: "Okologischer Umbau und umweltgerechte Ergänzung der Verkehrswege sind
zentrale Leitgedanken der mittelfristigen Verkehrs- Investitionspolitik in NRW",
Mitteilung des MSWV am 9.6.1987.

Prognos AG / Hamburg Consult: Konsequenzen zukünftiger sozioökonomischer und
siedlungsstruktureller Veränderungen für die Gestaltung des OPNV, Forschung
Stadtverkehr (Hrsg.: BMV), Heft 41, 1988; Kurzfassung: CERWENKA, KIRCHHOFF,
ROMMERSKIRCHEN, SEUTE: Mit offensiven Maßnahmen größere Verkehrspoten­
tiale gewinnen. In: Der Nahverkehr 1/87.

Special: Verkehr. In: Wirtschaftswoche 19/88 (mit verschiedenen Artikeln)

Stadt Solingen: Solingen um die Jahrtausendwende, Solingen 1986.

Stadt Wuppertal: Bericht zur Stadtentwicklung 1985.

Stadt Wuppertal: Wuppertaler Statistik.

Verband öffentlicher Verkehrsbetriebe (VOV): VOV-Statistik 1987 (und frühere),
Köln 1988.

Verkehrsclub der Bundesrepublik Deutschland (VCD): Weg-Weiser - Thesen des VCD
zum Verkehr, Entwurf der Programmkommission, (Bonn 1988).

Wolf, Winfried: Auto-Krieg - Konzerne rüsten für die Zukunft, Konkret Literatur
Verlag, Hamburg 1986.

Wolf, Winfried: Eisenbahn und Autowahn (Rasch u.Röhring), Hamburg 1987.

öffentlicher Nahverkehr

Aberle, Gerd: Der öPNV in der Fläche. In: Der Nahverkehr 6/87.

Antwort der Landesregierung auf die Große Anfrage der SPD-Fraktion zum "OPNV
in NRW", Landtags-Drs. 10/2100 vom 10.6.1987.

Beck, Hanns / Brockhoff, Ernst: Der Verkehrsverbund Rhein-Ruhr vor dem Start.
In: Die Bundesbahn 4/1979.

Bracher, Tilman: Fahrradverkehr: Ein Markt für den OPNV? In: Verkehr und Tech­
nik 2/85.

Christ, Eberhard: Der Bürgerbus. In: Der Nahverkehr 5/85.

Fahrpläne VRR u.a.
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Fiedler, Joachim: Erfahrungen mit den Elementen des differenzierten Bedienungsmo­
dells. In: nahverkehrs-praxis 10/86.

Gegenwärtige Situation des OPNV in der Region. In: nahverkehrs-praxis 6/1987.

Hendlmeier, Wolfgang: Handbuch der deutschen Straßenbahngeschichte, Bd.2,
Selbstverlag, München 1979.

Hesse, Markus: McKinsey und die Folgen- Bewegung im Offentlichen Verkehr. In:
Verkehrszeichen 4, Heft 3.

Hickmann, Gerd / Käser, Klaus-Dieter: Verkehr im ländlichen Raum. Stuttgart 1986.

Kellermann, Peter / Kopetsch, Herbert: Start des Demonstrationsvorhabens Busver­
kehrssystem in Lübeck. In: Der Nahverkehr 4/86.

Kirchhoff, Peter: Verbesserung des OPNV im ländlichen Raum durch technische und
planerische Maßnahmen. In: Der Nahverkehr 6/87.

Koch, Ulrich / Krämer, Helmut W.: Künftiger Einsatz der OPNV-Systeme und deren
technische Entwicklung. In: Der Nahverkehr 6/87.

Kommunalentwicklung Baden-Württemberg: Das Nahverkehrsmodell Hohenlohekreis
(NVH) - Möglichkeiten zur Sanierung des OPNV in verkehrsschwachen ländlichen
Räumen, Schlußbericht, Stuttgart 1975.

KREVAG / Wuppertaler Stadtwerke (WSW) / BOGESTRA / SNV: Leitfaden zur
OPNV-Beschleunigung, 1988.

Lengling, Wolfgang: Eine Marketing-Strategie für den VRR. In: Der Nahverkehr
4/86.

Lorenzen, Konrad e.F.: Verbesserung des OPNV im ländlichen Raum in der politi­
schen Perspektive. In: nahverkehrs-praxis 6/1988.

Ludwig, Dieter / Drechsler, Georg: Stadtbahnbetrieb Karlsruhe auf ehemaliger Bun­
desbahnstrecke. In: Der Nahverkehr 5/87.

McKinsey & Co.: Entwicklung eines Systems zur Steuerung und Finanzierung des
öffentlichen Personennahverkehrs in NRW (i.A. d. MSWV), Mai 1988.

Mehring, Kurt: Der' StädteSchnellBus des VRR. In: Der Nahverkehr 2/88.

Monheim, Heiner: Die städtebauliche Einbindung des OPNV. In: Der Nahverkehr
6/84.

o.V.: Verkehrsverbund Rhein-Sieg (VRS) gegründet. In: Stadtverkehr 5-6/87.

OTV, Gewerkschaft: Aktionsprogramm für den öffentlichen Personennahverkehr,
2.Aufl., Stuttgart 1987.

OTV- Bezirksverwaltungen NW I und 11: Positionspapier zum "Offentlichen Perso­
nennahverkehr" , Bochum/Düsseldorf 1987 ·

Reihlen, Dieter: Der Verkehrsverb:und Rhein-Sieg. In: Stadtverkehr 9/86.
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Reimann, W.R.: Wuppertaler Bahnen, Entwicklung des Nahverkehrs in der Region
Wuppertal (1890 - 1940), Eisenbahn-Kurier-V., Freiburg 1982.

Schäfer-Breede, Klaus (Hrsg.): Kombinierter Personenverkehr - bike & ride (Beiträge
und Materialien zu einer Tagung in Essen 1986), ADFC, Bremen 1987.

Schild, Axel / Waltking, Dieter: Die Rheinbahn - Stadtverkehr in und um Düssel­
dorf, alba, Düsseldorf 1981.

Schniedermann, Werner: Stabilisierung des Regionalverkehrs durch Kooperation und
bessere Angebote. In: Der Nahverkehr 3/87.

SERVELO: Vorschlag für eine Fahrradstation am Bonner Hauptbahnhof (Untersuchung
im Auftrag des Allgemeinen Deutschen Fahrradclubs), Bremen/Bonn 1986.

Tönjes, Iko / Kunze, Brigitte: "Umwelt-Karten" im Offentlichen Nahverkehr. In:
Alternative Kommunalpolitik 5/88.

Tönjes, Iko: VRR-Initiative, Düsseldorf 1987 (unveröff.).

Verkehr auf dem Lande und in der Stadt, Sonderheft der Alternativen Kommunal­
politik (akp) Nr.5, Bielefeld 1985.

Verkehrsclub der BR Deutschland (VCD), DEUTSCHER NATURSCHUTZRING (DNR):
Offentlicher Verkehr in der Fläche - Unausgeschöpfte Potentiale, Bericht zum
Seminar am 12.13.10.87 in Loccum.

Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (VRR): Verkehrsverbund Rhein-Ruhr - öffentlicher
Personennahverkehr im größten Verkehrsverbund Europas, Länderdienst-Verlag,
München 1983.

VRR: Verbundbericht 1986.

VRR: Verkehrserhebung 1983-1985, Gelsenkirchen 1986.

VRR: Ein Konzept setzt sich durch (Informationsschrift).

VRR: VRR 1990: Produkte für morgen (Informationsbroschüre zum Marketing-Kon­

zept).

Eisenbahn

AK Verkehr und Umwelt: Bahn - Der letzte Zug ist noch nicht abgefahren, Berlin
1985.

Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der GRüNEN "Bundesbahnpo­
litik seit 1982", Drs. 10/6824.

Arnim, V.: Reisezeitvergleich Bahn - Bus (Protokoll vom Seminar des BUND NRW,
AK Verkehr).

Behrens / Schulte-Döinghaus: Griff zur Notbremse. In: Wirtschaftswoche 48/87.
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Bergische Regionalgruppe der Bus- und Bahnbenutzer (BRBB): Weitere Verlagerung
von Schwertransporten u. Stückgutverkehr von der Schiene auf die Straße (Brief
vom 1.9.1987 an verseh. Politiker etc.).

Bezirksplanungsrat beim RP Köln: Stellungnahme u. Alternativtext zur "Rahmenver­
einbarung", Vorlage zur 58. Sitzung des Bezirksplanungsrates am 9.10.87.

Bohl, Paul: DB in Zwielicht, Kaarst 1987 (Flugschrift).

Bundesbahndirektion Köln: Persönliche Mitteilung (Verkehrsleistungen im Personen­
und Güterverkehr).

Bundesregierung: Leitlinien zur Konsolidierung vom November 1983.

Bundesverband Deutscher Eisenbahnen (BDE): Jahresbericht 1987.

Bundesverband der Deutschen Industrie: Industrie und Deutsche Bundesbahn - Part­
ner in einem europäischen Verkehrsmarkt, Köln 1987.

DB Kursbuch, Winter 87/87, Winter 1979.

Deutsche Bundesbahn: DB-Programm Nordrhein-Westfalen.

Deutsche Bundesbahn: Geschäftsbericht 1986.

Deutsche Bundesbahn: Die Bahn in Zahlen 1987.

Ellwanger, Gunther: Wirtschaftliche Situation der DB und Umweltfragen, Informa­
tion der Tagungsteilnehmer der 5. Horber Schienentage, 1987.

Göbertshahn, Rudolf / Häfele, Hans-Herwig: Die Produktionsplanung für den Schie­
nenpersonennahverkehr im Spannungsfeld zwischen der Unternehmensstrategie
DB '90 und den Ländervereinbarungen. In: Die Bundesbahn 8/88.

Gohlke, Reiner: Lage und Strategie der Deutschen Bundesbahn, Presseveranstaltung
der DB in Lahnstein am 23./24.3.1988.

Jäger, Heribert: Management im Schienenpersonennahverkehr - Ansatzpunkte und
Maßnahmen. In: Die Bundesbahn 3/88.

Jäger, Heribert: Projekt "Vereinbarungen mit den Bundesländern und Marktmanage­
ment Nahverkehr". In: Die Bundesbahn 1/87.

Rahmenvereinbarung zwischen dem Land NRW und der DB über deren Beitrag zur
Gestaltung des öffentlichen Personennahverkehrs vom 13.6.1988, dazu Ergebnis­
protokoll über die Abschlußverhandlung zwischen dem Land NRW und der DB über
die öPNV-Rahmenvereinbarung.

Schivelbusch, Wolfgang: Geschichte der Eisenbahnreise, Ulistein.

Stalder, Oskar / Durrer, PauI: Bahn 2000 - Ein flächendeckendes Angebotskonzept
der SBB. In: Die Bundesbahn 3/88.

Streit, Klaus-Dieter: Die neue Personalstrategie der Bahn. In: Die Bundesbahn 10/87.
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Thal~ut Gert / Heilmann, Erich: Regionalschnellbahn Kiel-Eckernförde-Flensburg. In:
DIe Bundesbahn 1/88.

Verkehrsclub der Bundesrepublik Deutschland (VCD): Stellungnahme zu den Rahmen­
vereinbarungen DB - Länder (Pressemitteilung), Bonn 1987.

Vorstand der DB: Unternehmensstrategie DB 2000, Brief an den BMV v. 16.5.1988.

Waldinger / Sodemann: Die neue Organisation in den Regionen nimmt Gestalt an.
In: Die Bundesbahn 5-6/86.

Zug der Zeit - Zeit der Züge, Deutsche Eisenbahn 1835 - 1985, Siedler, Berlin 1985.

Straßenverkehr

Autos bliesen mehr statt weniger stickoxide in die Luft, in: FR v. 17.8.1987.

Baum, Herbert: Beschäftigungswirkungen von Straßenbauinvestitionen, hrsg. von der
Deutschen Straßenliga, Bonn 1982.

BMBau : Stadtverkehr im Wandel, Bonn 1986.

Bollinger, Pia / Cerwenka, Peter / Matthes, Ulrike (PROGNOS AG): Umweltauswir­
kungen des Eisenbahnverkehrs unter besonderer Berücksichtigung des Hochge­
schwindigkeitsverkehrs - Ein Vergleich der einzelnen Verkehrsträger, Basel 1987·

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Kreisgruppe Mettmann: Um­
weltzeitung, Sonderheft Verkehr, Dez.87.

Bundesanstalt f.d. Güterfernverkehr (BAG): Fernverkehr mit Lastkraftfahrzeugen 1986
- Zusammengefaßte übersicht zur Güterbewegung.

Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung (BfLR): Autobahnbau
ohne regionalwirtschaftliche Perspektive (Horst LUTTER: Raumwirksamkeit von
Fernstraßen, Kurzfassung; u.a.), Informationen zur Raumentwicklung Heft 3/4.1981

Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (BMBau) (Hrsg.): Ver­
kehrsberuhigung und Stadtverkehr (Textsammlung), Städtebauliche Forschung
03.111, Bonn 1985.

Enderlein, Heinz: Berechnung der Kosten für die Wege des Eisenbahn-, Straßen-,
Binnenschiffs- und Luftverkehrs in der BR Deutschland für das Jahr 1981, DIW,
Beiträge zur Wirtschaftsforschung, Sonderheft 137 (1983).

Evert, Klaus-Jürgen / Winkelbrand, Arnd: Erfassung der Flächeninanspruchnahme
durch Bundesfernstral3en am Beispiel der BAB A 45. In: Natur und Landschaft 58
(1983), Nr.2.

Externe Kosten des Autoverkehrs betragen 50 Mrd.DM, Meldung in Bus + Bahn.
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Hopf, Rainer: Geschwindigkeitsbegrenzungen und zeitlich begrenzte Fahrverbote:
taugliche Mittel zur Senkung des Kraftstoffverbrauchs? In: DIW, Vierteljahres­
hefte zur Wirtschaftsforschung 4/87.

Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung (ILS): Haupt(verkehrs)straßen
und Verkehrsberuhigung, Bausteine für die Planungspraxis in NRW, Dortmund
1984.

Institut für Energie- und Umweltforschung (IFEU): Pkw, Bus oder Bahn? Schadstoff­
emissionen und Energieverbrauch im Stadtverkehr für 1984 und 1985. IFEU-Be­
richt Nr.48, Raben-Verlag. München 1988. Zusammenfassung: Margarete HASEL:
Dicke Luft. In: Natur 11/88.

Katalyse: Der Auto-Knigge, Rowohlt Verlag, Reinbek 1987.

M, Peter. BODE / Hamberger, Sylvia / Zängl, Wolfgang: Alptraum Auto - Eine hun­
dertjährige Erfindung und ihre Folgen. Raben Verlag, München 1986.

Mader, Hans-Joachim: Die Verinselung der Landschaft aus tierökologischer Sicht, in:
Natur und Landschaft 55 (1980), Heft 3.

Meroth, Peter: Armer Wald - 5 Jahre Politik gegen das Waldsterben (Aktuelle Lage­
beschreibung und Prognose der Schadstoffbelastungen durch das Umwelt- und
Prognose-Institut). In: Natur 11/88.

MSWV: Verkehrssicherheitsbericht, MSWV informiert 12/87.

MSWV: Verkehrsstärke NRW - Straßenverkehrszählung 1985.

Projektgruppe Ortsdurchfahrten: Geschwindigkeitsreduzierung auf Ortsdurchfahrten
- ein Versuch zur Erhöhung der Verkehrssicherheit, Zwischenbericht, Schriften-
reihe des MSWV, Heft 16.

Reh, Werner: Politikverflechtung im Fernstraßenbau in der Schweiz und der Bun­
desrepublik Deutschland, Dissertationsmanuskript.

Reimann, Susanne / Rosenkranz, Adelheid: Beton und Asphalt - Straßenbau, Umwelt­
zerstörung, Alternativen, BBU-Verlag, Borin 1983.

Rössler, Karlheinz: Umweltschäden durch Eisenbahn und Auto - ein ökologischer
Vergleich, Schiene-Sonderheft 3. Wiesbaden.

Sack. Manfred: Lebensraum: Strasse, Schriftenreihe des Deutschen Nationalkomitees
für Denkmalschutz Bd.14, Bonn 1982.

Tempolimit-Studie war der Bahn zu brisant, Meldung in der Frankfurter Rundschau
v. 7.10.87.

Ullrich, Otto: Die Fußgängerstadt als umweltverträgliche Alternative zum Automo­
bilismus. Zeitschrift für angewandte Umweltforschung. Jg. 1 (1988), H. 3. S. 229--
240.

Umweltbundesamt: Was Sie schon immer über Auto und Umwelt wissen wollten,
Berlin 1980.
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Konzepte zum modernen Regionalbahnverkehr

AK Rettet die Schiene: Verkehrskonzept "Verknüpfung Bus/Bahn" für den Ber­
gisch/Märkischen Raum.

ASCHPALT: Reaktivierung des Personenverkehrs auf der Nebenbahn Korntal- Weis­
sach (Strohgäubahn). In: Verkehr u. Technik 5/84.

Badke / Buter / Jencke / Koch: Ein regionales Schienenverkehrsnetz im Elbe-We­
ser-Raum, (Forschungsprojekt im Auftrag des Niedersächs. Min. f. Wirtschaft u.
Technik). Kurzfassung in: Der Nahverkehr 2/86.

Bergische Regionalgruppe der Bus- und Bahnbenutzer (BRBB): Der Fahrgast (Monat­
liches Mitteilungsblatt) .

Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung (BfLR): Schienenverkehr
in der Fläche ohne Zukunftsperspektive?, Heft 4/5.1986 der "Informationen zur
Raumentwicklung" .

Daumann, Klaus / Brandt, Karl Heinz: Frankfurter Verbund erweitert - Frank­
furt-Königsteiner Eisenbahn AG trat dem FVV bei. In: Der Nahverkehr 4/87; s.
hierzu "Direkte Züge: Mehr Reisende - Königsteiner Bahn im Frankfurter Haupt­
bahnhof". In: Blickpunkt DB 11/87.

Gehrmann, Peter: Eisenbahn für alle (Neuthor Verlag), Michelstadt.

Gewerkschaft der Eisenbahner Deutschlands (GdED) / Bund für Umwelt und Natur­
schutz Deutschland (BUND): Jetzt die Weichen für die Zukunft stellen (Info--
Mappe), Freiburg 1985.

Happel, Andreas: Konzept für den SPNV im Bergischen Land (unveröff.).

IG S-Bahn Wiesbaden - Bad Schwalbach: Aartalbahn als leistungsfähige Vorortbahn,
Wiesbaden 1982/1986.

Initiative f. besseren Nahverkehr Bielefeld (IfbN): Konzeption für eine Regionalbahn
Ostwestfalen-Lippe, Bielefeld 1987 (erhältl. bei IfbN, Pf.4429, 48 BI 1, für
12,50DM).

o.V.: Vorschläge u. Anregungen f.d. Erhaltung des SPNV im BL.

Reg~Präs. Darmstadt: Verfahren zur Untersuchung der Wirtschaftlichkeit des SPNV
auf Nebenstrecken .. , Darmstadt 1984.

Runkel / Schorer / Wittenbecher: übernahme von DB-Strecken durch nichtbundes­
eigene Eisenbahnen. In: Der Nahverkehr 5/84.

Schlegel-Sspiekermann: Untersuchung der DB-Strecke Düsseldorf - Mettmann.

Schlegel-Spiekermann: Untersuchung der DB-Strecke Wesel - Bocholt.
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Tönjes, Iko: Neue Bahnen für Düsseldorf, Düsseldorf 1987 (unveröff.).

Zum politisch-rechtlichen Rahmen

Elsners Handbuch für den ÖPNV, O.Elsner Verlag, Darmstadt 1980.

Gröben, Hans-Joachim: Taschenbuch der Eisenbahngesetze, Hestra, Darmstadt 1982.

MSWV: Das neue Landesplanungsgesetz, Schriftenreihe des Min.f. Landes- u.Stadt­
entwicklung NRW Nr.l.

Tönjes, Iko: überblick über das Recht des öffentlichen Verkehrs in NRW.

Tönjes, Iko: Finanzierung des öPNV in NRW, unveröffentlicht.

Tönjes, Iko: Geld-Ströme - Thesen zur Finanzierung des kommunalen Verkehrs, vor
allem des öffentlichen Nahverkehrs, Vortrag auf der Tagung "Umweltprobleme des
Verkehrs in Ballungsräumen" am 4.6.88 in der ev. Akademie Mülheim.
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1. Vorbemerkung
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Kommunikation ist der Schlüssel für die Gestaltung der Zukunft der Region und auch
für die Umsetzung der in diesem Projekt entwickelten Vorschläge in die regionale
Realität. Umsetzung kann in unserem Politikverständnis nur heißen, daß erste Impul­
se einen Diskussionsprozeß in Gang setzen, der eine EIgendynamik entwickelt und
eine Reihe regionaler Akteure zu konkreten Schritten für eine gemeinsame aktive
Gestaltung der Zukunft veranlaßt (siehe Kapitel I-G).

Was auf der einen Seite eine Stärke des Bergischen Landes ist - die Eigenwilligkeit
seiner Bewohner. die ausgeprägte Fähigkeit, sich unter widrigen Umständen durchzu­
schlagen, der Unabhängigkeitswille der Kleinunternehmer - schlägt in seinen spezifi­
sehen Ausprägungen auch oft in einen Nachteil um. So wie es aus alter Tradition
besonders in der Gegend von Wuppertal eine Vielzahl von Freikirchen und Sekten
gibt, die wenig miteinander zu tun haben wollen, ist auch die KommunIkationsbereit­
schaft und -fähigkeit zwischen verschiedenen Firmen und vor allem auch zwischen
Institutionen der Region (Wirtschaftsförderungsämter, Arbeitsämter, Gewerkschaften,
Industrie- und Handelskammern. Handwerkskammern, Kirchen) deutlich schwächer
ausgeprägt als in anderen Gegenden. 1 Zusätzlich tragen zu diesen Schwierigkeiten
die traditionellen Unterschiede zwischen dem protestantisch geprägten Norden, in
dem parteipolitisch meist die Sozialdemokraten dominieren, und dem katholischen
Süden bei. wo die Christdemokraten die politische Szene beherrschen.

Damit für das Ingangsetzen einer solchen Diskussion schon Vorschläge ausgearbeitet
sein können, dIe aus der allgemeinen Stoßrichtung und aus langfristigen Visionen
unseres Projekts für die heutige Handlungssituation konkretisiert sind, wurde dieser
Bereich nach vielen Vorgesprächen erst gegen Ende der Projektlaufzeit systematisch
angegangen. Unterstützt vom Organisations- und Unternehmensberatungsbüro lbek
(Karlsruhe)2 wurden Ideenskizzen entwickelt und in einem längeren Treffen mit
ausgesuchten regionalen Akteuren diskutlert3 • Da bereits von anderer Seite eine
Reihe von Versuchen gescheitert ist, die einschlägigen, für die Entwicklung der
Region relevanten etablierten Institutionen in den Bergischen Städten miteinander
ins Gespräch zu bringen, wurden von vornherein nur Einzelpersonen angesprochen,
von denen zu vermuten war, daß sie der von uns favorisierten Entwicklungsrichtung
aufgeschlossen gegenüberstehen. Dieser Ansatz hat sich bewährt: inzwischen ist ein
offenes Forum durchaus einflußreicher regionaler Akteure entstanden, die sich weiter
treffen und die Anregungen des Forschungsprojekts aufgreifen wollen4.

Unter dem Stichwort Kommunikation interessiert uns hier zunächst insbesondere, wie
Strukturen geschaffen werden können, die dazu geeignet sind. zwei ineinander über­
gehende, doch durchaus nicht identische Aufgaben anzugehen (vgl. Kap. I-E):-

lsiehe z.B. Hödl u.a.I988, Bertelt 1988 (abgedruckt im Materialienband) . Vgl.
auch Kapitel II-A und II-B.

2Der Werkauftrag, der die Formulierung der Ideenskizzen, Moderation und
Protokoll des Treffens sowie die weitere Ausarbeitung einzelner Vorschläge umfaßte,
wurde von Irene Reifenhäuser und Birgit Clemens-Schwartz durchgeführt.

3protokoll und Teilnehmerliste im Anhang

4Siehe hierzu auch die "Skizze für eine umsetzungsorientierte zweite Pro­
jektphase" im Anhang.
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- Eine breite öffentliche Diskussion über verschiedene mögliche Gestaltungsper­
spektiven für die Region soll angeregt, geeignet organisiert und strukturiert
werden.

- Die Kommunikation für das Wirtschaften in der Region soll verbessert, angeregt
und unterstützt werden: also allgemein die innerregionale Kommunikation und
Zusammenarbeit zwischen Unternehmen, mit verschiedenen Institutionen und mit
den Konsumenten sowie speziell die Vermittlung und Verbreitung des für eine
ökologisch ausgerichtete Regionalentwicklung nötigen Wissens.

Es geht also darum, neue Kommunikationszusammenhänge und dafür geeignete Infra­
strukturen zu schaffen, die für das Bergische Land vor allem soziale Innovationen
darstellen. Um diese Aufgaben gezielt und effektiv anzugehen, wird es notwendig
sein, geeignete Organisationen aufzubauen, die teilweise sehr offen und flexibel
angelegt, teilweise aber auch mit klaren Kompetenzen ausgestattet werden sollten.
Dafür sollen im Folgenden einige Vorschläge gemacht werden.

Wir gehen bei diesen Ideenskizzen von den folgenden - im Vorangehenden schon
mehrfach angesprochenen - Grundannahmen aus:

- Eine engmaschig vernetzte, ergebnisorientierte und offene Kommunikation ist
eines der wichtigsten Instrumente. um regionale Innovationen zu entwerten und
umzusetzen. Dies gilt sowohl für technologische Innovationen als auch für soziale
Innovationen.

- Die Entwicklung einer gemeinsamen Perspektive für die Region ist von zentraler
Bedeutung. Die Einzelaktivitäten der verschiedenen Institutionen und Einzelperso­
nen können damit in einen qualitativ neuen Zusammenhang gestellt werden.

- Wirtschaften umtaJit Elgenwlrtschatt, Erwerbswlrtschatt und Gemeinwirtschaft. Die
Entwicklung regionaler Potentiale muß alle drei Bereiche berücksichtigen, sie
miteinander ins Gespräch bringen und verknüpfen.

Regionalentwicklung ist in diesem Sinne die Schaffung von Möglich-

keiten, nicht von Lösungen.
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2. Kommunikation für die Gestaltung der Zukunft des Bergischen Landes

2.1. Zur heutigen Situation

Welches sind die Zusammenhänge, öffentlichen Foren und Institutionen, in denen
heute gesamtheitlich über die Zukunft des Bergischen Landes nachgedacht wird?

Natürlich sind da die etablierten politischen Institutionen und Verwaltungen der
Gemeinden und Kreise sowie die verschiedenen übergeordneten Regierungsbezirke
(Düsseldorf, Köln und Arnsberg), die das Bergische Land unter sich aufgeteilt haben.
Verbindende innerregionale politische Strukturen sind die - allerdings weitgehend
kompetenzlose - Kommunale Arbeitsgemeinschaft Bergisches Land, die die Städte
Wuppertal, Solingen, Remscheid und Leverkusen, den Oberbergischen und den Rhei­
nisch-Bergischen sowie den Kreis Mettmann umfaßt (vgl. Kap. II-A). Außerdem gibt
es innerhalb der Region Zweckgemeinschaften für spezielle Aufgaben (z.B. im Was­
serbereich den Wupperverband und den Aggerverband, oder die "Verwaltungsüber­
greifende Arbeitsgruppe Bergisches Abfallkonzept" der Städte Wuppertal, Solingen
und Remscheid). überregional sind unterschiedliche Teile der Region zudem Mitglie­
der in den Landschaftsverbänden rJ , in den verschiedenen Verkehrsverbünden und an
verschiedene Gas- und Stromversorgungsunternehmen angeschlossen6.

Eine gemeinsame regionale Offentlichkeit gibt es in der von uns anvisierten Region
Bergisch Land ebenfalls nur in Ansätzen:

Die Presse der Region ist stark zweigeteilt. Im Niederbergischen und dem Städte­
dreieck dominieren die Westdeutsche Zeitung aus Wuppertal (die auch in Düsseldorf,
Krefeld und Mönchengladbach erscheint), sowie die Rheinische Post aus Düsseldorf.
Das Oberbergische hingegen wird durch kölnische Zeitungsverlage versorgt. Die
Struktur spiegelt weitgehend die Einteilung in Regierungsbezirke wieder.

Anders die Situation beim Funk: Das neue "Radio Bergisch Land" des Westdeutschen
Rundfunks, das am 1.12.88 zu senden beginnt, hat als Sendegebiet fast die gleiche
Region, wie wir sie abgegrenzt haben: die drei kreisfreien Städte Wuppertal, Solin­
gen, Remscheid, den oberbergischen, den rheinisch-bergischen Kreis und den Kreis
Mettmann, darüberhinaus noch die kreisfreie Stadt Leverkusen, vom Ennepe-Ruhr­
Kreis jedoch nur einen kleinen, Wuppertal zugewandten Teil.

Die wichtigste Industrie- und Handelskammer umfaßt die "drei bergischen Städte"
Wuppertal, Solingen und Remscheid und gibt die Zeitschrift "Bergische Wirtschaft"
heraus. Das Oberbergische hingegen ist der IHK Köln mit einer Zweigstelle in Gum­
mersbach zugeschlagen, Mettmann gehört zum IHK-Bezirk Düsseldorf. Dort sitzt auch
die Handwerkskammer, die für den ganzen nördlichen Teil des Bergischen Landes
zuständig ist.

Die Gewerkschaften sind meist auf Kreisebene organisiert, dort aber wegen starker
Zentralisierungstendenzen personell schwach vertreten. Die nächsthöhere Organisa-

~Bis auf den Ennepe-Ruhr-Kreis, der zu Westfalen gehört, fällt das Bergische
Land in das Zuständigkeitsgebiet des Landschaftsverbandes Rheinland.

6Zur Organisation und Zuständigkeit der Stromversorger der Verkehrs- und
Straßenplanung sowie der Verkehrsverbünde vgl. Kap. 11-0 und auch Kap. III-D.
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tionsebene (Bezirke) hat bei den größeren Einzelgewerkschaften Bedeutung, umfaßt
aber Gebiete, die größer sind als die Region.

Die Konkurrenz zwischen den verschiedenen Gemeinden ist stark. Von einem gemein­
samen Entwicklungskonzept kann nicht die Rede sein. Die Kommunikation zwischen
den verschiedenen etablierten Institutionen und zwischen den einzelnen Fachbehör­
den der Kommunen gestaltet sich schwierig (siehe oben).

Daß die hier aufgeführten Institutionen und Organisationen von sich aus die von uns
angestrebte breite öffentliche Debatte über Gestaltungsperspektiven des Bergischen
Landes (in welcher Abgrenzung auch immer) in den nächsten Jahren in Gang brin­
gen, ist wohl eher unwahrscheinlich. Von ihrer Struktur her scheinen sie dazu
nicht besonders geeignet. Alle jedoch könnten, wenn so eine Debatte einmal in Gang
gekommen ist, ganz wesentliches dazu beitragen.

Neben diesen etablierten Institutionen sind aber auch die neuen sozialen Bewegun­
gen, die vor allem in den letzten zwei Jahrzehnten entstanden sind, nicht zu ver­
gessen. Hier gibt es eine Vielfalt von Initiativen, Foren und Interessengemeinschaf­
ten, Bürgerinitiativen, die sich mit Fragen der zukünftigen Gestaltung von Teilen
der Region beschäftigen: mit Umweltfragen, mit Verkehrsproblemen, mit der Energie­
versorgung, mit der Landwirtschaft etc .. Die meisten von ihnen haben jedoch lokalen
Charakter. Die Trennung zwischen Land und Stadt ist ausgeprägt, nur einige Er­
zeuger-Verbraucher-Gemeinschaften im Lebensmittelbereich schlagen hier schmale
Brücken. Bei diesen vielfältigen Initiativen "von unten" läge ein beträchtliches
Potential für eine aktive und kreative eigenständige Regionalentwicklung wenn
vermehrt Zusammenschlüsse zustande kämen, die die kommunalen Grenzen über­
schreiten. Vorstellungen für eine alternative Entwicklung des Bergischen Landes
und Erfahrungen mit kooperativen Organisationsformen sind hier weiter entwickelt
als in anderen Strukturen.

2.2. Mögliche Vorbilder für übergrelfende ;Kommunlkatlonsstrukturen

In dieser Situation scheint uns bedenkenswert, ob nicht neue Fragen und Koopera­
tionsvorschläge von einer neuen, nicht bürokratisch verkrusteten und allzusehr an
bestimmte Interessengruppen gebundenen Organisation aufgeworfen werden könnten.
Sie könnte aus informellen Vorläufern entstehen, in denen engagierte Persönlich­
keiten der Region und nicht delegierte Interessenvertreter die treibende Kraft sind.

Angeregt durch die Diskussion über die Perspektiven einer eigenständigen Regio­
nalentwicklung sind in den letzten Jahren andernorts unabhängige Vereinigungen
gegründet worden, die sich zum Ziel gesetzt haben, die Idee einer solchen regiona­
len Entwicklung zu verbreiten und entsprechende Kooperationen anzuregen und zu
fördern:

- In österreich schlossen sich 1983 sechs im Sinne eigenständiger Regionalentwick­
lung tätige Regionalvereine und der Bergland-Aktionsfonds zur "Osterreichische
Arbeitsgemeinschaft für Eigenständige Regionalentwicklung" zusammen, die viel­
fältige Aktivitäten in den benachteiligten Regionen beratend unterstützt und auch
Fördermittel verteilt 7 •

"siehe Bratl/Scheer 1987 J Scheer 1983, Scheer 1987



111 - 174 Teil 111 - Entwicklungsperspektiven D

- In Hessen wurde 1985 der "Verein zur Förderung der Eigenständigen Regionalent­
wicklung in Hessen e.V. (VER)" gegründet un-d bald mit Landesmitteln unterstützt.
Schwerpunkt der Arbeit war ebenfalls die Beratung von lokalen und regionalen
Projekten. Nach dem Ende der rot-grünen Koalition wurden diese Zuwendungen
jedoch stark gekürzt.8

- In Schleswig-Holstein wurde 1987 ebenfalls ein Verein für eigenständige Regio­
nalentwicklung gegründet, 1988 auch in Baden-Württemberg.

All diese Organisationen legen das Schwergewicht ihrer Arbeit auf die Beratung von
lokalen Initiativen vor allem im ländlichen Raum. Beratungen mit einem ähnlichen
Konzept werden auch seit 1976 in der Schweiz von der Arbeitsgemeinschaft für die
Bergbevölkerung durchgeführt (vgl. Meier 1987). Regionale Entwicklung wird hier in
der Praxis allzuoft mit ländlicher Entwicklung gleichgesetzt; Vorstellungen für eine
andere Arbeitsteilung zwischen Stadt und Land und vor allem für eine innerregionale
Vernetzung, die erst eine eigenständige Entwicklung erlaubt sind schwach entwickelt.

Auf der anderen Seite hat es unter dem Gesichtspunkt der Technologieentwicklung
und des Technologietransfers in den letzten Jahren vor allem in den Städten eine
Reihe von Ansätzen zu neuen Kommunikationsstrukturen für die lokale und regionale
Entwicklung gegeben. Im allgemeinen geht es dabei aber nicht um die Zukunft einer
Region als Ganzes, sondern nur um die Entwicklung erwerbswirtschaftlicher Unter­
nehmen, deshalb soll darauf näher erst im nächsten Abschnitt ("Kommunikation für
das Wirtschaften in der Region") eingegangen werden. Einige dieser Ansätze jedoch
haben - an technologischen Fragestellungen ansetzend - durchaus eine weitere Per­
spektive.

Zu nennen ist hier zunächst einmal das vielbeschriebene "Greater London Enterprise
Board", das trotz seiner Behinderung und Zerschlagung durch die konservative briti­
sche Regierung einige Erfolge vorweisen kann und das einer Reihe von anderen
Initiativen als Vorbild gedient hat9. Ausgehend vom bei Lucas Aerospace entwickel­
ten Konzept einer bedürfnisorientierten Produktion (s. Cooley 1980, Cooley 1982)
wurde versucht, Ansätze für eine alternative Strukturpolitik zu entwickeln. Von
diesem Konzept haben sich insbesondere die Initiatoren des "Entwicklungscentrums
Osnabrück (ECOS)"10 und des "Zentrums für Arbeit, Technik und Umwelt (ZATU)"
in Nürnberg inspirieren lassen, deren regionale Wirkung bisher jedoch beschränkt
geblieben ist.

Ohne hier eine vollständige übersicht über ähnliche Ansätze und ihre Erfahrungen
geben zu wollen, scheint uns in diesem Zusammenhang wegen seiner räumlichen Nähe
das Entwicklungszentrum Dortmund (EWZ) besonders erwähnenswert. Der "Verein
zum Aufbau und zur Förderung des Entwicklungszentrums Dortmund - Modell östli­
ches Ruhrgebiet e.V." wurde 1985 von Gewerkschaftskreisen ursprünglich mit einem
regionalpolitischen Anspruch gegründet, der sich in den drei Projektbereichen
- Entwicklung sozial- und umweltverträglicher Techniken,
- Stadtentwicklungsplanung und Stadtökologie,
- Aus- und Weiterbildung im Bereich technischer Umweltschutz
spiegelt. Nach drei Jahren hat sich gezeigt, daß die strukturpolitischen Ansprüche
sich aus politischen und finanziellen Gründen nicht im erhofften Maße einlösen

8siehe Bartnick/Steinhäuser 1987, Koch 1987 sowie VER 1987

9siehe z.B. Cooley in Bullmann u.a.1986, Einemann/Lübbing 1985

lOVgl. Szell/Meemken in Bullmann u.a.1986, Meemken 1988
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lassen. Das in mancher Hinsicht durchaus erfolgreiche Zentrum bewegt sich in Rich­
tung auf ein "alternatives Technologiezentrum" , eine Entwicklung die die Gründer
bewußt nicht angestrebt hatten. Diese Erfahrung ist aber auf das Bergische Land
nicht ohne weiteres übertragbar: trotz der räumlichen Nähe zu Dortmund sind die
politischen Bedingungen hier wesentlich andere.!!

Ein recht interessanter, jedoch nicht realisierter und nur sehr skizzenhafter Vor­
schlag mit einer etwas breiteren Ausrichtung wurde in Bremen entwickelt. Unter
dem Namen "Göre" wurde dort eine "Gesellschaft für ökologische Regionalentwick­
lung" entworfen, die als weitgehend unabhängige GmbH oder Stiftung aus öffentli­
ehen Mitteln des Landes Bremen finanziert vier Aufgabenbereiche umfassen soll (vgl.
Fücks 1987):

- Forschung und Entwicklung (Bremer Zentrum für ökologische Technik und alter­
native Produktion ZÖTAP);

- Qualifikation (Aus- und Weiterbildung für neue, umweltfreundliche Arbeitsfelder);
- Information und Beratung (Betriebs und Verbraucherberatung in Sachen umwelt-

freundlicher Techniken, Materialien und Produkte; Datenbank);
- Finanzierungshilfen (Bremer Okologie-Fonds; Zuschüsse, günstige Darlehen, Kapi­

talbeteiligung) .

Ziel dieser Organisationsform ist der Aufbau eines "kommunal-genossenschaftlichen
Netzes", das eine anders geartete Entwicklung der Region ermöglicht. Eine breite
öffentliche Diskussion über regionale Leitbilder anzuregen und zu ermöglichen, ist
jedoch weniger die Aufgabe der hier entworfenen Strukturen.

Ein dritter, hier zu nennender organisatorischer Ansatz, der mit dem Nachdenken
über eine regionale Zukunft zu tun hat, sind vor einigen Jahren mit großen Hoff­
nungen gegründeten regionalen "Netzwerke" der Alternativszene. Die Vernetzung
alternativer Betriebe und Projekte sollte nicht nur diese stärken, sondern auch die
Entwicklung und Realisierung gemeinsamer Zukunftsentwürfe für ein anderes Wirt­
schaften und Zusammenleben vorantreiben. Sowohl die Hoffnung, daß die selbstver­
walteten, alternativen Betriebe aus eigener Kraft so wachsen und sich vermehren
würden, daß sie innerhalb weniger Jahre einen beträchtlichen Teil der Wirtschaft
ausmachen würden, als auch die Hoffnung auf eine starke Kooperation und gemein­
same, an einer gesellschaftlichen Vision orientierte Aktivitäten dieser Betrlebe haben
sich aber als voreilig erwiesen.

Die Netzwerke sind relativ schwach geblieben. die von ihnen durchgeführten Bera­
tungen betreffen vor allem den Zugang zu staatlichen Förderungen, die erwerbswirt­
schaftliche Orientierung der Einzelbetriebe läßt für Kooperation und solidarische
Aktionen scheinbar nur wenig Raum. Erfolgreich sind allerdings einige Branchenzu­
sammenschlüsse. wie die der Fahrradläden, der Druckereien und graphischen Betrie­
be. neuerdings auch der Vollkornbäcker. Als besonders wichtig - auch für die
Diskussion über alternative Zukünfte - könnte sich die Oko-Bank erweisen.

Eine explizite Leitvorstellung von regionaler Ökonomie ist bei den Netzwerken nicht
vorhanden. Nicht abwegig scheint uns die Vermutung. daß das ~ehlen einer solchen
deutlicheren Vorstellung auch mit für das - gemessen an ihrem ürsprünglichen An­
spruch - geringe Engagement der Betriebe für eine weitergehende Zusammenarbeit

l!Siehe hierzu die von uns in Auftrag gegebene Untersuchung von M.Bertelt
im Materialienband (Bertelt 1988).
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ist. Ausdrücklich betont, beachtet und gepflegt werden regionale Zusammenhänge
aber bei den biologischen Anbauverbänden Demeter und besonders Bioland.

Diese alternativen Vernetzungsstrukturen sind zum Teilt auch im Bergischen Land
vertreten, orientieren sich aber nicht an den von uns anvisierten Grenzen. Sie
könnten sicher einen wichtigen Beitrag zu einer Diskussion über die Zukunft der
Region liefern, sind jedoch schwach und für das Ingangsetzen einer breiten Diskus­
sion auf zu enge Adressatenkreise ausgerichtet.

Keine der hier erwähnten Organisationen und Strukturen kann unseres Erachtens ein
einfach nachzuahmendes Vorbild oder organisatorischer Ausgangspunkt für eine an­
dere Entwicklung im Bergischen Land sein. Eine Organisation, die kreative, breite
Diskussionen über die gemeinsame Zukunft der Region anregen soll, muß eine
Perspektive im Blick haben, die weit über lokale Beschäftigungspolitik oder Fragen
der Technologieentwicklung hinausreicht. Sie muß sich natürlich sehr stark auch
mit diesen Problemen beschäftigen, neuartige Instrumente dafür entwickeln, aktuelle
Probleme und Diskussionen aufgreifen können - sie muß all dies aber in einen
größeren Zusammenhang stellen können.

2.3. Vorschlag für eine "GERBEL"

2.3.1. Aufgaben und Ziele

Besonders geeignet als Katalysator für eine eigenständige Regionalentwicklung
scheint uns eine unabhängige Gesellschaft, die von engagierten Einzelpersonen aus
den verschiedensten Bereichen, Kreisen und Institutionen der Region getragen eine
langfristige und breite Perspektive im Auge behält und konkrete Aktivitäten anregt
und unterstützt. Wir wollen sie "Gesellschaft für eine eigenständige Regionalentwick­
lung Bergisches 1.and" kurz GERBEL nennen. Sie soll

1. eine öffentliche Diskussion verschiedener Gestaltungsperspektiven für die Region
ermöglichen,

2. die innerregionalen Wirtschaftsverflechtungen stärken helfen,

3. durch Wissenstransfer und Anregung von Zusammenarbeit eine ökologische und
soziale Orientierung der Technik- und Strukturentwicklung fördern.

Es geht hier nicht um eine neue Planungsbehörde, um ein neues Amt, um eine neue
große Institution. Nicht zufällig wird die GERBEL hier unter dem Oberbegriff Kom­
munikation vorgestellt. Die Vorstellung von einem Katalysator, der Reaktionen und
Veränderungen auslöst, neue Verbindungen ermöglicht, ist dabei wesentlich. Natürlich
würden sich Aufbau und Funktion einer solchen Gesellschaft im Laufe der Entwick­
lung der Region stark ändern. Besonders in der Anfangsphase muß jedoch darauf
geachtet werden, daß die Beweglichkeit, die Unabhängigkeit und die weite Perspek­
tive einer solchen Organisation nicht in den täglichen Schwierigkeiten der Umset­
zung verlorengehen. Konkrete, längerfristige Aufgaben sollten an möglichst eigen­
ständige, aber mit der GERBEL weiterhin verbundene Organisationen übertragen
werden.
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Die vor allem kommunikativen Aufgaben der GERBEL können durch folgende Ziele
umrissen werden:

- Möglichkeiten schaffen

- Kommunikation institutionalisieren

- unbequeme Fragen stellen

- Bindeglied sein zwischen Personenkreisen und Institutionen, die gegenseitige
Akzeptanzprobleme haben

- ein Forum sein für überregionale Fragen und Lösungsansätze, die die Region
betreffen

2.3.2. Struktur und Finanzierung

Von herausragender Bedeutung für den Erfolg ist deshalb die Zusammensetzung der
Trägerschaft dieser Gesellschaft. Es wird vor allem darauf ankommen, einen Kreis
von engagierten und einflußreichen Einzelpersonen aus unterschiedlichen Bereichen
zusammenzubringen, die bei aller Unterschiedlichkeit von der gemeinsamen Vorstel­
lung einer eigenständigeren, umwelt- und menschenfreundlicheren Entwicklung in
einer Region "Bergisches Land" angezogen und motiviert sind. Sie müssen über einen
ausreichenden Fundus von praktikablen neuen Vorschlägen verfügen, die geeignet
sind, festgefahrene Strukturen in Bewegung zu bringen, sowie über gute Kenntnisse
der Kommunikationszusammenhänge und -schwierigkeiten in der Region. 12 Etablierte
Institutionen sollten zumindest in der Anfangsphase kein übergewicht in der Träger­
schaft bekommen.

Als innerhalb weniger Jahre anzustrebende Organisationsform der GERBEL könnte
man sich eine Art "Stabsteile der Region" vorstellen. Die personelle Ausstattung
sollte dann umfassen:

- wenige feste Mitarbeiter (3-7);
- wechselnde Mitarbeiter, die von bestehenden Institutionen und Organisationen für

eine begrenzte Zeit freigestellt werden;
- wechselnde Mitarbeiter, die mit Zeitverträgen angestellt werden (über den freien

Arbeitsmarkt oder vom Arbeitsamt vermittelt).

Für die Finanzierung sind verschiedene Quellen denkbar:

ein Unterstützungsverein, der auch ein möglicher Vorläufer der GERBEL sein
könnte;

- regionale Fonds (ggf. Stiftungen, Landesmittel);
- Gewerkschaften, Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern, Kirchen;
- für Projektmitarbeiter: Institutionen, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, EG - Program-

me.

12Die ersten vorhandenen Ansätze hierzu scheinen durchaus erfolgversprechend.
Die Gründung eine GERBEL sollte jedoch nicht in möglichst kurzer Zeit angestrebt,
sondern sorgfältig vorbereitet werden.
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Heikel ist die Frage des Standorts einer solchen neuen Organisation. Von Anfang an
sollten lokale Unterstützungsgruppen in verschiedenen Teilen der Region und so bald
wie möglich auch Zweigstellen aufgebaut werden, doch einem zentralen Büro werden
wichtige Koordinationsaufgaben und seinem Standort auch eine symbolische Bedeu­
tung zufallen. Wuppertal hätte hier den Vorteil, daß wichtige Infrastrukturen vor­
handen und die anzusprechenden Institutionen insgesamt von hier aus wohl am be­
sten erreichbar sind, daß kurze Wege und wichtige informelle Kontakte leichter
fallen. Auch wäre es langfristig wohl nicht grundsätzlich verfehlt, Wuppertal zum
Hauptort der Region Bergisches Land zu machen. In der heutigen Situation jedoch
würden dadurch noch einmal die Interessen der Stadt gegenüber denen des Umlandes
gestärkt, würde es Bewohnern anderer Teile der Region - insbesondere auch des
Oberbergischen - schwerer gemacht, sich mit dieser Idee zu identifizieren. Ein Sig­
nal könnte die Ansiedlung einer solchen Institution z.B. in Hückeswagen sein, sie
würde jedoch beträchtliche Nachteile mit sich bringen, die vielleicht gerade am
Anfang schwer wiegen. Nach der Einrichtung eines provisorischen Büros könnte die
Frage des längerfristigen Standortes vielleicht ein Diskussionsthema sein, an dem
sich viele Probleme der Region aufzeigen lassen.

2.3.3. Arbeitsweise

Im Sinne der ersten der oben genannten Aufgaben sollte die GERBEL für die Idee
einer Region Bergisches Land werben und mit Diskussionsveranstaltungen und Me­
dienarbeit eine breite Debatte über mögliche Zukünfte dieser Region in Gang brin­
gen. Um eine solche Debatte anzuregen, sollte die GERBEL auch eigene Szenarien
und Leitbilder für die Region ausarbeiten und zur Diskussion stellen. Diese Ausein­
andersetzung um die langfristige Entwicklung wachzuhalten ist eine bleibende Auf­
gabe, deren Anforderungen sich allerdings mit der Zeit wandeln werden. Die durch
die öffentliche Diskussion beeinflußten regionalen Leitbilder der GERBEL sind die
Grundlage für alle weiteren von ihr selber durchgeführten oder angeregten Aktivitä­
ten.

Im Sinne der zweiten und dritten Aufgabe (innerregionale Wirtschaftsverflechtungen
stärken bzw. Wissenstransfer und Anregung von Zusammenarbeit) kann die GERBEL
selbst vor allem vielfältige Kontakte knüpfen und Vorschläge entwickeln. Laufende
Aufgaben, die einen umfangreicheren Apparat erfordern, müssen an spezielle Orga­
nisationen delegiert werden, in denen die GERBEL sich unter Umständen einen ge­
wissen Einfluß sichern könnte. Denkbare regionale Einrichtungen in diesem Sinne,
die z.T. auch eng mit den öffentlichen Händen verbunden bzw. von ihnen getragen
werden müßten, wären unter anderen:

- eine Bergische Leasinggesellschaft,
- ein Forschungs- und Entwicklungszentrum Flachs/Leinen,
- ein "Informationsdienst für das Wirtschaften im Bergischen Land" (Datenbank),
- Transferzentren, Fortbildungseinrichtungen, Entwicklungszentren für verschiedene

Techniken und Bedürfnisbereiche
- eine Bergische Bahngesellschaft
- eine computergestützte Second-Hand-Börse

Einige dieser Vorschläge sollen im nächsten Abschnitt unter dem Titel "Kommunika­
tion für das Wirtschaften in der Region" näher ausgeführt werden.
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Ahb. 1: Mögliche AUfgaben der GEIBEL:

Allgemein initiierende Aktivitäten im Sinne der Ziele

Ansprechpartner sein für alle Belange, die die Entwicklungen in der
Region betreffen

öffentlichkeitsarbeit und Vermittlung der Aktivitäten an Interessenten

Anregung und Organisation öffentlicher Diskussionen über die Zukunft
des Bergischen Landes

Initiierung einer
Bergischen Bahn­
gesellschaft

Unterstützung der Kommunikation
und Fortbildung zu regionalen
Problemlagen, z.B. Neue Tech­
niken im Handwerk

Gründung Informationsdienst far
das Wirtschaften im Bergischen
Land (Datenbank über Erwerbs­
wirtschaft, Gemeinwirtschaft
und Eigenwirtschaft)

Gründung einer Leasinggesellschaft

Vorbereitung für ein
Forschungs- und Entwick­
lungszentrum Flachs/Leinen

Initiierung von fach- und
institutionsübergreifenden
"Qualitltszirkeln", die sich
mit regionalen Entwicklungs­
perspektiven befassen:
- Arbeitsgruppe "Wasser ­

das flüssige Gold des
bergischen Landes"

- Arbeitsgruppe "Konversion
in der Farbenindustrie"

- "Energie-Wende-Arbeitskreis"

Anregung und Beratung des
Vereins zur Förderung des Ber­
gisehen Bauhandwerks
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"Qualitätszirkel"

D

Eine besondere Aufgabe der GERBEL, die noch dem Bemühen um eine gemeinsame
Zukunftsperspektive des Bergischen Landes zugerechnet werden kann, ist die Initiie­
rung von interdisziplinären und interinstitutionellen Arbeitsgruppen, die sich mit
regionalen Fragen befassen. Wir wollen sie provisorisch "Qualitätszirkel" nennen,
obwohl diese aus dem Managementvokabular entlehnte Bezeichnung bei manchen all
zu einseitige Assoziationen wecken könnte.

Ziele: - Zusammenarbeit der verschiedenen regionalen Gruppen
- Einrichten einer Anlaufsteile für Probleme in der Region
- Institutionalisieren von "Denkgruppen"
- Ausfindigmachen und Stärken des spezifischen Entwicklungspotentials

des Bergischen Landes

Umsetzung: Gründung von zeitlich begrenzten Arbeitsgruppen ("Qualitätszirkeln")

- Arbeitsgruppe "Wasser - das flüssige Gold des Bergischen Landes"
(Aufgaben: Wasser als Lebensraum, Wasserpflege, Wassernutzung,
Wasser als endogenes Potential)

- Arbeitsgruppe "Konversion in der Farben- und Lackindustrie"
(Aufgaben: Umstellung auf eine gesundheitsverträgliche und umwelt­
schonende Farbenherstellung und -anwendung. Strategien der Abfall­
vermeidung)

- "Energie-Wende-Arbeitskreis"
(Aufgaben: Einsatzmöglichkeiten regenerativer Energiequellen, z.B.
Wiedernutzung der Wasserkraft, Einsparpotentiale aufzeigen, Pilotpro­
jekte initiieren)

- Arbeitsgruppe "Gesunde und hochwertige Nahrungsmittel aus der
Region"
(Aufgaben: Verbindung zwischen Verbrauchern und Produzenten her­
stellen, Qualitätsansprüche formulieren)

Finanzierung:
- Die Mitarbeiter aus den Institutionen sollten möglichst von dort

freigestellt werden für Treffen
- Jeder Arbeitsgruppe sollte zumindets eine Halbtags-Arbeitskraft zur

Verfügung stehen, die dieser Gruppe zuarbeitet (Finanzierung über
GERBEL)

- Wenn sich aus einer Arbeitsgruppe ein Projekt oder Forschungsvor­
haben entwickelt, dann Finanzierung wie üblich

- Einrichtung von "Pools"
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3. Kommunikation tür das Wirtschaften in der Region

Speziell für das Wirtschaften in der Region ist eine ganze Reihe von Kommunika­
tionszusammenhängen wichtig, die im Bergischen Land durchaus verbesserungswürdig
sind. Man könnte aufzählen: Kommunikation
- zwischen Betrieben der Region,
- zwischen Herstellern und Konsumenten,
- zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern,
- zwischen Erwerbswirtschaft und Eigenwirtschaft,
- zwischen öffentlichen Händen (Gemeinwirtschaft) und erwerbswirtschaftlichen

Betrieben,
- zwischen möglichen Förderungsquellen (Land, Bund, EG), Betrieben und Projekten,
- zwischen Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen und Betrieben,
- zwischen Neuerern und Wißbegierigen,
- zwischen Erfindern und innovationsfreudigen Anwendern.

Für die Verbesserung dieser Kommunikationszusammenhänge gibt es eine große Zahl
von Vorschlägen oder bereits realisierten Institutionen. In Bezug auf Technologiepo­
litische Fragen sind am bekanntesten die sogenannten Technologiezentren oder
"Technologiefabriken" , die im allgemeinen weltmarkt- und hochtechnikorientiert und
in dieser Ausrichtung für uns weniger interessant sind. Wichtig scheint uns an
diesen Modellen, daß eine dichte Kommunikation zwischen verschiedenen Betrieben
sowie Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen ihr zentraler Ansatzpunkt ist.
Räumliche Nähe, informelle Kontakte, vielfältige Gelegenheiten zum persönlichen
Gespräch, lokale Kooperationsnetze - kurz eine ganze Reihe typischer Vorteile
lokaler und regionaler Vernetzung werden hier bewußt und systematisch eingesetzt.
Allerdings nient für die Weiterentwicklung regionalorientierter Strukturen, sondern
im Dienst einer fernorientierten, weltmarktorientierten Perspekive. Von den Orga­
nisationsformen und Kommunikationsstrukturen, die hier ausprobiert und entwickelt
werden, läßt sich auch für regionalorientierte Strukturen einiges lernen.13

Den Bedürfnissen einer eigenständigen Regionalentwicklung. wie wir sie anstreben.
näher kommen Einrichtung wie die bereits erwähnten EWZ (Dortmund), ZATU (Nürn­
berg), ZEWU (Hamburg). An diese Vorbilder lehnt sich der abschließend skizzierte
"Verein zur Förderung des Bergischen Bauhandwerks" an.

Die obenstehende Liste der Kommunikationszusammenhänge für das Wirtschaften in
der Region macht jedoch deutlich, daß auch ganz andere Kommunikationsinfrastruk­
turen wichtig und nützlich sein können. durchaus auch im Sinne einer anderen
Technologiepolitik. Als Beispiele hierfür seien kurz Informationsdienste und Daten­
banken, Fortbildungseinrichtungen, Verbraucherberatung oder computergestützte
Gebrauchtwarenbörsen genannt. Ausgeführt werden soll im folgenden die Idee einer
"Bergischen Leasinggesellschaft" . Wegen ihrer vielfältigen Einsetzbarkeit als Förder­
und als Steuerungsinstrument für eine eigenständige Regionalentwicklung und auch
als Mittel um Kommunikations- und Kooperationszusammenhänge erst herzustellen.
scheint sie uns besonders interessant.

13siehe z.B. Hahne 1985b, Kluge/Oehler 1987. Mitter 1986, Dose 1988, Dosej­
Drexler 1987, Hilpert 1988
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3.1. Vorschlag für eine "Be.rgische Leasinggesellschaft"

3.1.1. Ziele

Leasing ist eine Methode der Investitionsgüterfinanzierung. Durch Leasing von Wirt­
schaftsgütern können Investitionen ohne Einsatz eigenen Kapitals und ohne Liquidi­
tätsengpässe finanziert werden.

Das konventionelle Ziel von Leasinggesellschaften liegt in den gebotenen ökonomi­
sehen Vorteilen.

Eine Leasinggesellschaft für das Bergische Land würde jedoch über die rein ökono­
mischen Ziele hinaus andere verfolgen, beispielsweise

- eine Kombination von Finanzierungshilfe und Steuerungsinstrument zu sein (nach
politisch-ideellen Vorstellungen zur Förderung einer bedürfnisorientierten Regio­
nalentwicklung);

- Kooperationsformen zwischen Klein- und Mittelbetrieben zu ermöglichen;

- Qualifizierungsberatung durchzuführen;

- Innovationsbereitschaft und Beweglichkeit zu fördern;

- Engagement für die eigenen Belange mit denen der Region zu verknüpfen.

Klein- und Mittelbetriebe hätten die Möglichkeit, unbürokratisch und mit geringem
Risiko

- neue Maschinen und Techniken kennenzulernen und auszuprobieren
- den Maschinenpark schnell ihren Bedürfnissen anzupassen
- gebrauchte Maschinen auszutauschen (Maschinenrecycling)
- neues Wissen ("know-that + know-how") zu erwerben,
- Erfahrungen auszutauschen,
- gemeinsam neue Märkte/Kundengruppen zu eruieren.

Die Erwerbswirtschaft des Bergischen Landes ist stark kleinbetrieblieh strukturiert.
Wir halten diese Struktur in vielfacher Hinsicht für eine Stärke. Doch haben die
kleinen und mittleren Betriebe vor allem mit einer geringen Kapitalausstattung und
und einem Defizit an wirklich geeigneter Beratung im sich beschleunigenden techni­
schen Wandel zu kämpfen (siehe Kap.II-B). Darauf sind unsere Vorschläge hier
zugeschnitten.

In den genannten und noch folgenden Möglichkeiten spiegeln sich die derzeit gängi­
gen Schwierigkeiten und Hindernisse "der Kleinen". Unter dem Begriff "die Kleinen"
kann man sich nicht nur Betriebe vorstellen, sondern auch Zusammenschlüsse von
bisher "Ungehörten" (Heimwerker, Arbeitslose, Bürgerinitiativen, usw.), auf sie kann
hier jedoch nur am Rand eingegangen werden.
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Durch die Festlegung von Vergabekriterien kann mit der "Leasinggesellschaft für
das Bergische Land" ein Instrument zur Investitionslenkung i. S. bedürfnisorientierter
Regional- und Technologiepolitik geschaffen werden. Dabei stellen sich allgemein
folgende Fragen:

- Welche Technologien und Verfahren sollen gefördert werden?

- Welche Bedürfnisse sollen angesprochen werden?

- Welche Schwerpunkte sollen bei der Vergabe von Mitteln/Maschinen gesetzt wer­
den? Welche bei der Ausstattung des Maschinenparks?

- Welche Zielgruppen sollen angesprochen werden?

- Welche Kooperationsformen sollten unterstützt werden?

Um einen Steuerungseffekt zu erzielen und kompetente Beratung zu ermöglichen,
wird es zumindest in einer ersten Phase sicher nicht sinnvoll sein, einen umfassen­
den Katalog von Kriterien für Leasingobjekte, die mit einer eigenständigen Regio­
nalentwicklung vereinbar sind, aufzustellen und auf Anträge zu warten. Vielmehr
müssen Schwerpunkte gesetzt werden, muß mit Beispielen bei den gewählten Ziel­
gruppen geworben werden.

Schwerpunkte könnten z.B. sein:
- energiesparende Produktionsanlagen;
- umweltschonende Produktionsanlagen, z.B. mit geschlossenen Wasserkreisläufen;
- gemeinschaftlich von mehreren Betrieben genutzte Maschinenparks;
- Gebäude oder Maschinen für die Gründung ökologisch orientierter oder selbstver-

walteter Betriebe;
- Langfristige Energieinvestitionen, die den zeitlichen Kalkulationshorizont der

Nutzer überschreiten: z.B. gemeinschaftliche Wärme-Kraft-Koppelungsanlagen für
mehrere Häuser (sog. Thermo-Leasing, für die Anlagen müßte aber eine eigene
Betriebsges~~llschaftgegründet werden);

- Maschinen für die Flachsverarbeitung.

Bei der konkreten Ausgestaltung von Leasingverträgen kann im Hinblick auf mög­
liche Finanzierungsformen und Leasingbedingungen auf Erfahrungen und Oberlegun­
gen sowohl aus dem konventionellen als auch aus dem alternativen Wirtschaftsbe­
reich zurückgegriffen werden - zum Beispiel für das Problem, wie die Einflußnahme
auf die Ausstattung oder der Anspruch, keine "Knebelverträge" abzuschließen,
aussehen könnte.

Zur Struktur der Organisation, zur Gewinnverteilung, zum Ausscheiden von Gesell­
schaftern und anderen Details sind ebenfalls, insbesondere von selbstverwalteten
Betrieben und dem Netzwerk Selbsthilfe e. V., bereits Vorarbeiten geleistet worden.

Die politische Willensbildung kann entweder in Organen der Leasinggesellschaft
erfolgen (z.B. in einem Beirat, siehe unten) oder in übergeordneten Strukturen (z.B.
durch eine Gesellschaft für eigenständige Regionalentwicklung Bergisches Land,
GERBEL).
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Eine Leasinggesellschaft des Bergischen Landes bietet rein geld-werte Vorteile:

- die Leasingnehmer haben keine Liquiditätsprobleme;
- Mittel werden nicht langfristig gebunden;
- es gibt k·eine Finanzierungsprobleme mit Banken (Bonitätsprüfung, Sicherheits-

übereignungen);
- im Konkursfall einzelner sind die Maschinen, Anlagen und Geräte nicht "verlo­

ren";
- das Anlagekapital muß nicht vor der Investition aufgebracht werden, sondern in

monatlichen Leasingraten
(Nebeneffekt: Es gibt keine Abschreibung mehr, die erst am Jahresende deutlich
wird. über die monatlichen Raten muß die Abschreibung für Abnutzung i. S. von
Fixkosten real erwirtschaftet werden. Dies kann gerade für Unerfahrene zu einem
bewußteren Umgang mit Anlagegütern führen und ihnen helfen, den "überblick"
zu bewahren.)

Sie bietet darüberhinaus unmittelbar die Vorteile,

- daß ein relativ großer Maschinenpark zur Auswahl steht,
- daß überbetriebliche Nutzung möglich ist,
- daß Absprachen über Spezialisierungen getroffen werden können,
- daß gemeinsam größere Aufträge abgewickelt werden,
- daß Maschinen durch gemeinsame Nutzung besser ausgelastet werden.

Eine "Bergische Leasinggesellschaft" könnte ferner im Rahmen politischer Entschei­
dungen festlegen, daß

- das betriebs- oder privatwirtschaftliche Einzelrisikoje nach Leasingbedingungen
gering zu halten sei. Hier könnte das Risiko z. B. ganz vom Leasinggeber über­
nommen werden;

die Inanspruchnahme von Beratungsleistung zu finanzieren sei;

- Einflußnahme auf die Ausstattung vorzusehen sei (i. S. der zu definierenden För­
derziele und/oder i. S. der Berücksichtigung der Bedürfnisse bestimmter Branchen,
bspw. dem Bauhandwerk).

3.1.2. Mögliche Struktur

Durch die Ausgestaltung der internen Organisationsstruktur sind Kontroll- und
Durchgriffsrechte institutionalisierbar.

Wir können uns im Zusammenhang mit der Rechtsform einer (gemeinnützigen) GmbH
folgende Konstruktion vorstellen, die den gewünschten Funktionen gerecht wird:



D Teil 111 - Entwicklungsperspektiven 111 - 185

Abb. 2: Mögliche Organisationsstruktur der "Bergischen Leasinggesellschaft"

wählt/ -ab
Gesellschafter ) Geschäfts-

kontrolliert führung

1
I I

be- GmbH 1\

stellt (gemeinnützig)

Beirat
Kontrolle

I Schiedsgericht I

Die Leasing-GmbH hat hier drei Organe:

die Gesellschafterversammlung
die Geschäftsführung
den Beirat

Die Gesellschafter:

Sie geben das Kapital, "Stille" sind denkbar. Die Gesellschafterversammlung entschei­
det unabhängig von der Höhe der Kapitaleinlage mit je einer Stimme (bei Einlagen
öffentlicher Hände kann das ratsam sein) und beschließt über weitere Organe (Auf­
sichtsrat). Als Gesellschafter kommen in Frage:

Kommunen
Private, Stiftungen
DGB, IHK u. a.
Sparkassen, regionale Banken
Landwirtschaftliche und andere Genossenschaften
Netzwerke, Organisationen der Anthroposophen u. a.
GERBEL

Die Geschäftsführer:

Sind unabhängig und einzelvertretungsberechtigt bei der Durchführung und verwal­
tungstechnischen Abwicklung; haben Vorschlagsrecht bei Investitionen; sind An­
sprechpartner für Betriebe ...
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Setzt sich zusammen aus Nicht-Gesellschaftern, ist zwingend zu hören bei wesent­
lichen Beschlüssen; hat Kontrollrechte, keine Durchgriffsrechte; sollte ein konzept­
fähiges Gremium seIn. Einfluß sollte ihm einerseits so viel eingeräumt werden, wie
nötig, um die Einhaltung der Vergabekriterien zu gewährleisten - andererseits aber
so wenig wie möglich, um die Autonomie nicht zu gefährden und um überflüssigen
bürokratischen Aufwand zu verhindern.

Zur Regelung interner Streitigkeiten empfiehlt sich die Einsetzung eines Schiedsge­
richtes (schneller und kostengünstiger als "der Rechtsweg").

3.1.3. Mögliche Finanzierung

Wir haben hier die Struktur einer möglichen Leasinggesellschaft im Rahmen der
Rechtsform einer gemeinnützigen GmbH durchgespielt.

Aufzubringen sind demnach Mittel für:

- Gründungskosten und Anlaufzeit
- Maschinelle Ausstattung
- Betriebskosten

- für die Verwaltung
- für begleitende Beratung und sonstige Qualifizierungsmaßnahmen

Mittelzuflüsse sind denkbar aus verschiedenen Haushaltstiteln öffentlicher Geldgeber
und aus Einlagen privater Geldgeber, sowie aus den laufenden Leasingraten. Diese
Mittel könnten bspw. in spezielle (revolvierende) Fonds fließen.

- Mittel aus dem MWMT, NRW: Eigenkapital, Refinanzierungs-, Bürgschaftsmittel

- Mittel aus dem MAGS, NRW: Qualifizierungsmaßnahmen, Ausgleich struktureller
Benachteiligungen

- Mittel aus dem MURL, NRW: naturschutzbezogene Maßnahmen, Technologieförde­
rung Flachsbearbeitung

- Mittel aus der EG und dem AFG: Beratungsleistungen

Je nachdem, wo die Leasinggesellschaft angesiedelt würde (bei der GERBEL oder z.
B. dezentral bei Wirtschaftsförderungsämtern) wären noch andere Geld- und/oder
Sachleistungen realisierbar: Von Räumen und Gebäuden über Ausbilder und Schulun­
gen bis hin zu Rückbürgschaften und Beteiligungsformen.

3.1.4. Abschlle~ende Beurteilung

Für eine erfolgversprechende Umsetzung dieses Konzepts einer regionalen LeasIngge­
sellschaft ist nach Ansicht kompetenter Praktiker mindestens auf die Konkretisierung
folgender Voraussetzungen zu achten:

- geringe räumliche Distanz der Nutzer und Gesellschafter
- bereits bestehende Kommunikationsstrukturen oder die Bereitschaft zu deren

Aufbau
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- Bestehen eines Branchenzusammenhangs oder eines regionalen Zusammenhangs
- grundsätzlich vorhandener politischer Wille

Im Bergischen Land scheinen die ersten drei Voraussetzungen weitgehend vorhanden
zu sein. Es gilt allerdings, diejenigen Zusammenhänge herauszufinden und zu stärken.
für die erste Schwerpunkte der Aktivität einer solchen Gesellschaft gesetzt werden
sollen. Dann geht es darum. auch die vierte der Bedingungen zu erfüllen und einen
politischen Willen für dieses Projekt zu mobilisieren.

Zum Schluß soll noch auf einige grundsätzliche Punkte hingewiesen werden. die im
Zuge einer Umsetzung relevant werden können:

- Je stärker die laufende Kostenbelastung. bspw. durch vollbezahlte Geschäftsfüh­
rer. entsprechenden Apparat etc. ist, desto größer muß der Eigenkapitalanteil
sein. der von Anfang an zur Verfügung stehen muß. - bis die Leasingraten das
Projekt "tragen".

- Eine explizite Mittelbereitstellung in der Anlaufphase wäre insbesondere unter
regionalpolitischen Aspekten wichtig:

das Instrument muß bekannt gemacht werden (Werbung!)
erste. gute. unverbindliche Beratung muß sichergestellt sein.

- Im Zusammenhang mit Vergaberegelungen werden gern eklatante Verletzungen des
wirtschaftspolitischen Grundsatzes der Wettbewerbsneutralität moniert. Es ist
daher stets deutlich zu machen. wo mögliche Verzerrungen tatsächlich ungewollt
und neu entstehen und wo bestehende Benachteiligungen gewollt geglättet wer­
den.

- Zur Verbesserung der Kommunikation in der Region ist es sicher wichtig. auf
eine funktionale Zusammensetzung des Beirats der GmbH zu achten. und es ist
möglicherweise wichtig. in regelmäßigen Abständen eine öffentliche Diskussion
über die Vergaberichtlinien bzw. die Leasingbedingungen zu führen.

- Neben den Finanzierungsaufgaben muß Beratung geboten werden. da sonst eine
innovative Entwicklung in der Region nicht anlaufen kann. Umgekehrt sind für
Beratungsbemühungen. die in Richtung einer eigenständigen Regionalentwicklung
zielen, Finanzierungsangebote eine hervorragende Gelegenheit, um mit sonst
schwer erreichbaren Partnern ins Gespräch zu kommen. Beratungsleistungen sind
nicht zwangsläufig von der Leasinggesellschaft selbst zu erbringen, sie können
auch von anderen Förder- und Steuerorganisationen geleistet werden.
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3.2. Transfer- und Fortb11dungszentren für das Bauhandwerk 1m Berglschen Land

3.2.1. Transferzentren

Transferzentren sind räumliche Zusammenschlüsse von Betrieben, Einzelpersonen oder
Gruppen, Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen, Beratungs- und Förderungsor­
ganisationen. Ihr Ziel ist einerseits, durch die Kommunikation und Kooperation in
diesen Zentren die einzelnen Nutzer zu stärken und in ihrer Entwicklung zu unter­
stützen. Sie können in diesem Sinn als eine Form der Hilfe zur Selbsthilfe verstan­
den werden. Andererseits können durch die enge Kommunikation in solchen Zentren
und durch besondere Angebote an interessierte Betriebe bestimmte - von den Ini­
tiatoren aus ökologischen, politischen oder sozialen Gründen gewünschte - Entwick­
lungen besonders gefördert werden.

Um diese Ziele zu verwirklichen ist es notwendig, daß jede's Zentrum um eine "Idee"
herum entsteht. Diese kann sowohl an verschiedenen Bedürfnisbereichen ausgerichtet
sein, z. B. Bauen und Wohnen, Ernährung oder an übergreifenden Ideen, wie z. B.
Umsetzung neuer Arbeits- und Lebensformen, Einsatz innovativer Techniken, gesunde
Ernährungs- und Wo·'hnzusammenhänge.

Umgesetzt werden solche Ideen bereits in alternativen Gewerbehöfen für selbstver­
waltete Einrichtungen (z. B. in Berlin, Hannover, Karlsruhe14, Freiburg) oder in
"Technologiefabriken" für Betriebe, die neue Techniken entwickeln oder mit neuen
Verfahren produzieren. Ähnliche Zentren sind aber auch denkbar für Handwerker,
Bildungseinrichtungen, ländliche Produktionsbetriebe und viele andere.

Wie oben bereits angesprochen, lassen sich für solche Transferzentren sowohl Ziele
formulieren, die vor allem auf das Prosperieren der erwerbswirtschaftlichen Betriebe
ausgerichtet sind, als auch Ziele mit weiterreichendem Anspruch.

An betrieblich orientierten Zielen wären zu nennen:

- Gemeinsame Nutzung von Maschinen, EDV-Anlagen, Infrastruktur, Besprechungs­
zimmern, Kantine, Sekretariat usw.

- Gegenseitige Hilfestellung bei der Abwicklung von betrieblichen Aufgaben und
Problemen (Marketing, Auftragsabwicklung, Mahnwesen usw.) oder Hilfe bei per­
sonellen Engpässen.

- Gemeinsame Lehrlingsausbildung und Organisation von Fortbildung für Mitarbeiter
oder Kunden.

- Gegenseitige Hilfe in der Kombination von Handwerksbetrieben, Einzelhandelsge­
schäften, Sozialeinrichtungen (z.B. Kindergärten), Dienstleistungsbetrieben und
kulturellen Einrichtungen.

- Größere Attraktivität für die Kunden durch sich ergänzende Spezialisierung der
Einzelbetriebe, wodurch ein gemeinsames umfassendes Angebot ln einem bestimm­
ten Bereich möglich wird.

14Irene Reifenhäuser, die zu diesem Abschnitt wesentlich beigetragen hat, war
maßgebilich am Aufbau des Karlsruher Gewerbehofes beteiligt.
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Diese betrieblichen Vorteile könnten durchaus zur Stabilisierung und Schaffung von
Arbeitsplätzen betragen, speziell im Bereich der Kleinbetriebe. Durch eine räumlich
günstige Situation und mögliche Kostenreduzierungen - besonders durch die gemein­
same Nutzung von Einrichtungen, die von einzelnen Betrieben nicht voll ausgelastet
werden könnten - werden insbesondere die heute meist unterkapitalisierten "Kleinen"
entscheidend gestärkt. Auch für Neugründer kann es eine große Vereinfachung sein,
im Zusammenhang eines solchen Zentrums den Betrieb zu eröffnen.

Die bis hierher aufgeführten Ziele finden sich zum großen Teil durchaus auch in
Beschreibungen von hochtechnologisch und am Weltmarkt orientierten Technologiefa­
briken. Auch deren Promotoren haben die Vorteile lokaler Netze für Innovation und
flexible Produktion erkannt, wollen sie aber vor allem fernorientiert zur Belieferung
fremder Märkte nutzen. Uns hingegen schwebt eine stärkere Orientierung an lokalen
und regionalen Bedürfnissen vor, eine Orientierung, die traditionell die Stärke des
Handwerks ist.

Mit Transferzentren möchten wir neben den rein betrieblichen auch übergeordnete
Ziele im Rahmen einer ökologisch und sozial orientierten eigenständigen Regional­
entwicklung anstreben. Dafür kämen folgende Punkte (sicherlich nicht alle gleichzei­
tig) in Frage:

- Förderung und Verbreitung von ökologisch und sozial angepaßten neuen und alten
Techniken, z.B. durch entsprechende Entwicklungswerkstätten und Fortbildungs­
einrichtungen.

- Engere Kommunikation und Zusammenarbeit zwischen Erwerbswirtschaft, Gemein­
wirtschaft und Eigenwirtschaft, z.B. durch Kurs- und Kooperationsangebote für
Heimwerker durch Handwerksbetriebe, Freizeitwerkstätten.

- Förderung und Verbreitung selbstverwalteter Betriebsstrukturen.

- Integration und Motivation von Arbeitslosen, z.B. durch Schnupperlehren, die
Freizeitwerkstätten, Integration von Treffpunkten und kulturellen Einrichtungen
in die Zentren.

- Förderung der Kommunikation zwischen Produzenten und Konsumenten durch die
Verbindung von Laden- und Produktionsbetrieben.

- Betonung ökologischer und sozialer Aspekte durch die räumliche Integration von
Umwelt- und Verbraucherorganisationen sowie sozialen Einrichtungen.

- Erleichterungen für berufstätige Mütter und Väter durch betriebsnahen Kinder­
garten und die Förderung flexibler Arbeitszeiten.

Natürlich ist diese Aufzählung unvollständig. Durch eine geeignete Zusammensetzung
der beteiligten Betriebe, Organisationen und Projekte, durch ein geeignetes soziales
Klima, unterstützende Beratung und - z.B. vermittelt über die Leasinggesellschaft­
auch Finanzierungshilfen können verschiedene Schwerpunkte gesetzt und wichtige
Impulse für eine eigenständige Regionalentwicklung gegeben werden.

Viele der gerade angesprochenen Ziele lassen sich dahingehend zusammenfassen, daß
die Kommunikationsbarrieren zwischen Erwerbsleben ("Arbeitswelt"), übrigem Leben
(ltLebenswelt lt ) und dem Engagement für öffentliche Belange (ltpolitklt, neue soziale
Bewegungen, Gemeinwirtschaft) etwas durchlässiger werden sollen. So könnte etwa
auch durch die Integration von Arbeitslosengruppen in ein solches Zentrum oder von
öffentlich zugänglichen kulturellen und sozialen Einrichtungen (Sportvereine, Restau-
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rant oder eafe, Museen, Frauenbildungsprojekte usw.) ein vorsichtiges Herantasten
an die Oberlegung, sich selbständig zu machen, erleichtert werden.

Die Idee der Transferzentren ist sehr vielfältig und entsprechend den regionalen
Bedürfnissen und Potentialen unterschiedlich umsetzbar und kombinierbar. Für die
Bergische Region könnten wir uns insbesondere verschiedene Handwerkerzentren
vorstellen, die die (auch in der bergischen Kleinindustrie heute noch gepflegte) alte
Tradition handwerklicher Produktionsweise aufnehmen und die besonders im Bergi­
schen ausgeprägten Kommunikationsschwierigkeiten überwinden helfen.

3.2.2. Ziele für einen "Verein zur Förderung des Bergischen Bauhandwerks"

Im folgenden wollen wir uns für das Bergische Land auf die Skizzierung einer Orga­
nisation beschränken, die zusammen mit anderen Trägern in der Region verschiedene
Transferzentren im Bereich des Bauhandwerks betreibt. Ihre Aufgaben wären Fort­
bildung, Beratung und Entwicklung. Wie die Zentren, in denen diese Organisation
aktiv wird, im weiteren aussehen, soll dahingestellt bleiben.

Die Organisation sollte für kleine Handwerksbetriebe die Möglichkeit zur Selbsthilfe
schaffen, indem es Kommunikation und Kooperation unter den Handwerkern fördert
und sie gleichzeitig mit den neuen Anforderungen in ihrem Arbeitsbereich vertraut
macht. Eine solche Einrichtung könnte folgende Funktionen wahrnehmen:

- Förderung und Wiederbelebung neuer und alter ökologischer und regionaler Bau­
techniken vor allem in den Bereichen Altbausanierung und Innenausbau, Energie­
technik sowie Wassertechnik (Fortbildung von Gesellen und Handwerksmeistern;
Beratung einzelner Betriebe; Forschung und Entwicklung).

- Förderung der Kooperationsbereitschaft der Bauhandwerker in der Region (lockere
Treffen und Einzelveranstaltungen; persönliche Kontakte unter den Teilnehmern
einer länger andauernden Fortbildungseinheit).

- Vernetzung der Handwerker im Baugewerbe durch die technische und betriebs­
wirtschaftliehe Beratung.

- Stützung und Stärkung der einzelnen kleinen Betriebe in ihren Fähigkeiten, sich
auf den Markt einzustellen oder selbst Marktlücken und neue Märkte zu erkun­
den.

3.2.3. Aufbau und mögliche Struktur des Vereins

Organisatorischer Rahmen

Eine regionale Fortbildungseinrichtung für das Bauhandwerk könnte entweder als
eigenständiger Verein konzipiert sein oder als eigener Bereich einer größeren Insti­
tution, z.B. der Handwerkskammer (HWK), angegliedert sein. Im folgenden wollen
wir diese Einrichtung "Verein zur Förderung des Bergischen Bauhandwerks" nennen,
ohne uns damit festzulegen, wie eigenständig diese Struktur sein soll. Uns erscheint
es zumindest für die Vorbereitungs- und Anlaufphase sinnvoll, den "Verein zur För­
derung des Bergischen Bauhandwerks" eng an die HWK anzubinden. Die Handwerks­
kammer könnte wohl am ehesten diese Einrichtung initiieren, da

- bereits Kontakte zu den Handwerkern bestehen;
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- sie den überblick über Förderungsmöglichkeiten für Weiterbildungsmaßnahmen
durch das Arbeitsamt oder andere Einrichtungen hat;

- sie über Beratungsstellen und Know-how verfügt, das in diesem Zusammenhang
sicherlich sehr sinnvoll und innovativ eingesetzt werden könnte;

- sie über einen langen Atem verfügt, um die Vorbereitungs- und Anlaufphase zu
überblicken.

Angebot der Transfer- und Fortbildungszentren

Der "Verein zur Förderung des Bergischen BauhandwE:;~ks" sollte keine anonyme
Institution sein, die ungefragt Dienstleistungen anbietet, seine Stärke muß auf die
Dauer in der Mitarbeit interessierter Betriebe, Handwerker und Heimwerker gesucht
werden. Trotzdem soll hier für eine erste Phase eine Palette von Angeboten
skizziert werden, die zur Mitarbeit einladen könnten:

Fortbildung:

Beratung:

Entwicklung:

Lehrgänge mit Zertifikaten; offene Kurse und Seminare; Fachvor­
träge und Diskussionen.

technische, betriebswirtschaftliche und organisatorische Beratung;
Techniktransfer; Gutachten und Untersuchungen.

technische Entwicklungs- und Forschungsarbeiten; Prüfungs- und
Meßversuche; Transfer in projektbegleitenden Veranstaltungen und
in der Beratung.

Im einzelnen könnten solche Angebote z. B. folgende Themen beinhalten:

Fortbildung

Lehrgänge:

Kurse und
Seminare:

- Lehrgang zum umweltbewußten Hausenergieeinsatz mit praktischer
und theoretischer Unterweisung über 10 Wochen

- Umweltberater im Handwerk über 2,5 Jahre, zweimal wöchentlich
Abendveranstaltungen (siehe hierzu ZEWU-Angebot Hamburg)

- Rechtsprobleme im Bauhandwerk als Wochenendseminar über 3
Tage

- Wassersparen im Haushalt; was kann der Handwerker bei Alt- u.
Neubauten anbieten? 10 Abendveranstaltungen

- Bauschutt - Was tun? Samstagsveranstaltung

Veranstaltun­
gen und Fach-
vorträge: - Sinnvoller Umgang mit Energie

- Vergleichende Betrachtung verschiedener Energiesysteme
- Wassernutzung zur Energiegewinnung im Bergischen Land. Aber

wie?
- Umweltverträgliche Baustoffe aus dem Bergischen Land
- Fachmännische Bauplanung u. Ausführung unter Einbeziehung von

Selbsthilfe und Selbstbau
- Einrichtung von monatlichen Stammtischen zu Themen wie:

- Wie kann das Bauhandwerk im Bergischen Land von den Kom-
munen unterstützt werden?
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Beratung:

- Kooperationsmöglichkeiten in unserer Stadt/Gegend zur Stär­
kung des Baugewerbes

Die Beratung sollte sowohl Existenzgründern und Erfindern, die ihre Ideen vermark­
ten wollen, offenstehen, als auch bestehenden Bauhandwerksbetrieben, die mit tech­
nischen oder betriebswirtschaftlichen Problemen kommen.

Neben der üblichen Beratung sollte insbesondere auf Kooperationsmöglichkeiten mit
anderen Betrieben aus der Region aufmerksam gemacht werden. Marktanalysen, Kon­
kurrenzbetrachtungen, Wirtschaftsförderungsüberlegungen sollten betriebsübergreifend
durchgeführt werden und den einzelnen Betrieben zugänglich sein. Die Beratungs­
stellen sollten in sehr enger Zusammenarbeit mit anderen regionalpolitischen Ein­
richtungen arbeiten (Leasinggesellschaft, Wirtschaftsförderungsämter, Gewerbehöfe
u.a.). Der Aufbau einer Datenbank des Bergischen Bauhandwerks soll diese Vernet­
zung fördern helfen.

Ein besonderes Gewicht soll bei der Beratung auf umweltverträgliche Techniken,
Werkstoffe und Produkte gelegt werden. Dazu können Fachleute der verschiedenen
Entwicklungsschwerpunkte hinzugezogen werden.

Entwicklung:

Mittelfristig sollen in verschiedenen Transferzentren Entwicklungsschwerpunkte zu
den Themen

- Altbausanierung und Innenausbau,
- Energietechnik und
- Wassertechnik

aufgebaut werden. Dabei ist vorläufig weniger an aufwendige Forschungseinrichtun­
gen gedacht, als an

- Dokumentationsstellen,
- Meß- und Prüfstationen, in denen einzelne Handwerksbetriebe ihre Produkte und

Verfahren prüfen lassen können,
- Demonstrationsanlagen und Spezialmaschinen,

Auf die Dauer sollte es jedoch auch möglich sein, in diesen Entwicklungszentren
umfangreichere eigene Entwicklungsarbeiten durchzuführen, ob dies allerdings im
rechtlichen Rahmen des Vereins geschehen, oder dieser nur den Rahmen zur Verfü­
gung stellen soll, muß näher geprüft werden.

Besonderer Wert ist auch auf Kontakte zu anderen Institutionen zu legen, die für
einen Technologietransfer in Frage kommen, wie etwa der Bergischen Universitätl~.

l~In den Fachbereichen 10 und 11 wird zu Gebäude- und Stadtsanierung, Stadt­
planung sowie Baustoffverwendung und -recycling geforscht. Transferbeziehungen
sind im Ansatz vorhanden (siehe Paul 1988).
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Die hier skizzierte Angebotspalette des "Vereins zur Förderung des Bergischen Bau­
handwerks" ist in erster Linie auf Handwerker und Handwerksbetriebe ausgerichtet.
Bald jedoch sollten auch arbeitslose Handwerker und Selbsthelfer einbezogen werden.

Sinnvoll wäre z. B. die Kombination Gesellen und Arbeitslose aus einer Branche (z.
B. Heizungsbau). HIer könnten Praktikumsstellen für schon geschulte Arbeitslose und
Ausfallzeiten der Gesellen für den Handwerksbetrieb miteinander gekoppelt werden.
Auf diese Weise können auch kleinere und mittlere Handwerksbetriebe ihren Gesellen
länger dauernde notwendige Fortbildungen in Tagesform ermöglichen.

Im Zusammenhang mit Kursen für Selbsthelfer gäbe es die Möglichkeit, daß Hand­
werksbetriebe ähnlich dem Ansatz der Bauhütte "Arbeitsgemeinschaft für ökologi­
sches Bauen und Sanieren"16 Selbstbauer schulen und ihnen ihre handwerklichen Lei­
stungen als abgestimmte Ergänzung zur Eigenarbeit anbieten.

3.2.4. Standorte und sinnvolle Kooperatlonspartner

Der "Verein zur Förderung des Bergischen Bauhandwerks" könnte mit seinem Fort­
bildungs- und Beratungsangebot am erfolgreichsten arbeiten, wenn er diese Leistung
nicht nur an einem Ort in der Region anbieten würde, sondern an verschiedenen
Standorten themenbezogene Schwerpunkte setzen würde. Dies ist allerdings finanziell
und organisatorisch nur sinnvoll, wenn eine Kooperation mit anderen Institutionen
und Gruppen an den Standorten möglich ist.

Wir wollen im folgenden einige Vorschläge für Standorte, Kooperationspartner und
Themenschwerpunkte machen:

Schwerpunktthema: Altbausanierung und Innenausbau
Standort: Wuppertal

Kooperation mit einem noch zu gründenden Bau-Handwerker-Transferzentrum, das
möglicherweise über eine regionale Leasinggesellschaft verwaltet wird oder von dem
Zusammenschluß der Betriebe geführt wird. Hier wäre eine direkte gegenseitige Un­
terstützung möglich, indem die Handwerker die Fortbildungsmaßnahmen des "Vereins
zur Förderung des Bergischen Bauhandwerks" nutzen könnten und der Verein eine
Bezugsgruppe hätte, die ihm für Rückkopplungsprozesse zur Verfügung steht.

Schwerpunktthema:Energietechnik (Solar, Wind, Biogas, usw.)
Standort: Remscheid

Kooperation mit dem geplanten Okoprojekt Remscheid. Es wäre vielleicht möglich,
auf dem Gelände des Okoprojektes Versuchsanlagen aufzubauen, die auch Handwerker
motivieren könnten, in neue Richtungen der Energieversorgung weiter zu denken.
Eine gemeinsame Marketingstrategie für das Okoprojekt und den Verein wären sinn­
voll und für beide Seiten nutzbringend. Es sollte allerdings auf eine klare räumliche
Trennung der Gebäude des Vereins und des Okoprojektes geachtet werden, da der
"Verein zur Förderung des Bauhandwerks" eine etwas anders strukturierte Klientel
hat als das projektierte Okoprojekt.

16Kontaktadresse: Holzwurm Bau GmbH, Westergasse 48, 7065 Winterbach
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Schwerpunktthema: Wassertechniken
Standort: Ländliche Gegend des Oberbergischen Landes

Kooperation mit ländlichen Vereinen, Wirtschaftsförderungsämtern und Privatperso­
nen, die bereit sind, Versuchsanlagen auf ihrem Gelände aufzubauen (siehe hierzu
die im Bedürfnisbereich Wasser dargestellten Möglichkeiten).

3.2.5. Finanzierung

Die Finanzierung der laufenden Betriebskosten, der Schulungs- und Beratungsmaß­
nahmen oder der Entwicklungsprojekte sollten wie für andere Träger aus Beiträgen
der Teilnehmer, aus Zuschüssen des Arbeitsamtes und aus Beratungszuschüssen des
Wirtschaftsministeriums sowie aus Forschungsmitteln gedeckt werden. Welcher Mit­
teleingang nach der Anlaufphase zu erwarten ist, d. h. welche Belegung der Fortbil­
dungskurse, welche Beratungs- und Entwicklungsgelder erreicht werden können und
müssen und welche Ausgaben diesen Einnahmen gegenüberstehen, ist relativ einfach
zu ermitteln. Man kann auf Erfahrungen der Handwerkskammer, der IHK, der ZEWU
in Hamburg usw. zurückgreifen.

Anders sieht es mit der Anlaufphase für ein solches Projekt aus, die unabhängig
vom Zustandekommen größerer Transferzentren mit rund zwei Jahren veranschlagt
werden kann. In dieser Zeit müssen mögliche Kooperationspartner gesucht, Konzepte
erarbeitet, Räumlichkeiten und Personal gefunden werden. Diese Phase sollte von
einer Institution getragen und finanziert werden, die es sich leisten kann, eine
kompetente Person dafür teilweise freizustellen. Uns erscheint die Handwerkskam­
mern dafür besonders geeignet.

3.2.6. Abschließende Beurteilung

Unseres Erachtens müßten für die Umsetzung eines Transfer- und Fortbildungszen­
trums für das Bauhandwerk im Bergischen Land zuerst folgende Punkte geklärt
werden:

- Ist ein grundsätzlich politischer Wille da, ein solches Projekt zu unterstützen?

- Ist (sind) die Handwerkskammer(n) an einem solche Projekt interessiert?

- Lassen sich genügend Kooperationspartner finden?

Eine negative Aussage zu einem dieser Punkte könnte zum Abbruch des Projektes
führen.

Wir wollen hier im besonderen auch noch einmal die Rolle der Kooperationspartner,
z. B. Handwerker-Gewerbehöfe, alternative Gewerbehöfe, Oko-Projekte, Universität,
IHK, Bürgerinitiativen usw. hervorheben, da erst durch eine breiter angelegte Akti­
vität ein innovativer Effekt in der Region erreicht werden kann und auch erst durch
die Beteiligung und Integration von möglichst vielen Multiplikatoren eine übergrei­
fende Kommunikation und Kooperation initiiert werden kann.
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Vorbemerkung
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In diesem vierten Teil des Berichts soll versucht werden, den theoretischen Ansatz
und die Zielvorstellungen für eine andere Entwicklung aus Teil I, die Regionalanaly­
se aus Teil 11 und die einzelnen detaillierten Entwicklungsperspektiven aus Teil 111
in eine Gesamtschau möglicher Zukünfte für das Bergische Land einzubringen. Dies
kann nur ein erster Schritt für die Entwicklung von politisch wirksamen Visionen
und Leitbildern für die Region sein, die für uns das vorerst wichtigste technologie­
politische Instrument darstellen (siehe Kapitel !-G).

In Kapitel A wird die dafür verwendete, von uns entwickelte zweistufige Szenario­
methode dargestellt und begründet. In Kapitel B folgen dann zwei Rahmenszenarien
für das Umfeld des Bergischen Landes bis zum Jahre 2030. Sie sind, obwohl noch
kaum regionsspezifisch, recht lang und ausführlich geworden, was mit der Schwierig­
keit zusammenhängt, die vielfältigen Interdependenzen zwischen allgemeiner Ent­
wicklung und den verschiedenen uns interessierenden Bedürfnisbereichen zu berück­
sichtigen. Wir haben darauf Wert gelegt, eine konsistente und anschauliche Grund­
lage für die Entwurf darauf aufbauender regionaler Gestaltungsszenarien auszuar­
beiten. Diese genauer auszuformulieren und in öffentlichen Diskussionen weiterzu­
entwickeln, sehen wir als eine längerfristige Aufgabe an. Im Rahmen dieses Pro­
jektes war es nur möglich, eine begrenzte Auswahl der wünschenswerten Gestal-
tungsszenarien für die Region auszuarbeiten: In Kapitel C wird ganzheitlich eine
bestimmte Zukunftssituation des Bergischen Landes beschrieben und damit versucht,
ein Gesamtbild des Lebens in der Region zu entwerfen, wie es uns unter bestimmten
Voraussetzungen möglich und weitgehend wünschenswert erscheint. In Kapitel D
werden dann für einzelne Bedürfnisbereiche die verschiedenen Pfade unseres Gerüsts
möglicher Zukünfte miteinander verglichen.

Wir hoffen, daß dieser Berichtsteil mit seinem notwendigerweise offenen, unfertigen
Charakter zur Weiterarbeit an Zukunftsentwürfen für das Bergische Land einlädt.
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1. Szenariotechnik - von der Prognose zur Vision

1.1. Geschichte des "scenario-writing"

Die Methode, sich zukünftige Situationen szenisch auszumalen und dadurch ein ge­
wisses Maß an Orientierung und Einsicht zu gewinnen, ist uralt, in der Literatur
lassen sich die verschiedenartigsten Beispiele finden. Zu einer systematischen
Methode wurde das Szenarioschreiben zuerst in militärischem Zusammenhang ent­
wickelt. Erste Ansätze, auf die sich auch heute die "strategische Planung" für
Wirtschaftsunternehmen gerne beruft, finden sich bei Moltke und Clausewitz (S.
Reibnitz 1987: 11). Wiederbelebt wurde dieser Ansatz dann vor allem von Hermann
Kahn, der Anfang der fünfziger Jahre den Begriff "Szenarien" einführte. Bei seinen
teilweise haarsträubenden militärstrategischen Studien kam es ihm darauf an, ähnlich
wie im Theater mit Bühnenbild und Kulissen einen Rahmen, ein Umfeld für mögliche
Handlungen zu schaffen, großen Wert legte er dabei auch auf die zeitliche Abfolge,
den Entwicklungsprozeß hypothetischer Situationen (s. Kahn/Wiener 1971: 21, 251
ff.). Die ersten (militärischen und politischen) Szenarien waren vor allem visionär,
die Methode ihrer Erarbeitung war nicht ganz nachvollziehbar, sie dienten vor allem
der übung im Umgang mit ungewohnten Situationen.

Seit Ende der sechziger Jahre fand diese Methode auch in zivilen, insbesondere
wirtschaftlichen Bereichen Anwendung. Stark quantitativ war die Methode der
"System Dynamies" von Forrester ausgerichtet, die für den folgenreichen ersten Be­
richt an den Club of Rome ("Grenzen des Wachstums", Meadows 1972) verwendet
wurde - ob diese anfangs noch sehr stark als Simulation begriffene Variante tat­
sächlich der Szenariomethode zugerechnet werden sollte, ist allerdings fraglich. Erst
später fand Meadows zu einer Interpretation, die das spielerische Verstehenlernen
von Funktionszusammenhängen beim Experimentieren mit solchen Modellen und den
kommunikativen Aspekt des gemeinsamen Formulierens von Voraussetzungen, Folgen
und Zielen stärker betont als ~ie wirklichkeitsgetreue Abbildung der Realität.

Eine eher intuitive Methode entwickelten als erste vor allem die Planer bei Royal
Dutch Shell (Wack 1985, siehe auch weiter unten). Schnell zeigte sich die überle­
genheit über herkömmliche Prognosemethoden, was innerhalb weniger Jahre zu einer
weiten Verbreitung führte.

Seit Ende der sechziger Jahre und spätestens für alle sichtbar seit der ersten 01­
krise 1973 waren konventionelle Prognosemethoden, die sich im wesentlichen auf
Trendextrapolation stützten, zunehmend unbrauchbar geworden. Die Nachkriegszeit
stetiger Wachstumsraten und kontinuierlich expandierender Märkte war vorbei, die
Zukunft erwies sich als zunehmend unberechenbar. Gleichzeitig aber erforderte die
zunehmende Größe und Tragweite wirtschaftlicher Projekte immer langfristigeres
Vorausdenken.

Nachdem Trendextrapolationen zunehmend in die Irre führten, setzten viele in den
siebziger Jahren, als auch Computer weitherum verfügbar wurden und die System­
wissenschaften einen euphorischen Boom erlebten, zunächst sehr zuversichtlich auf
die quantitative Simulation. Komplexe Systeme in der Realität sollten mit zunehmend
hochkomplizierten Computermodellen quantitativ modelliert und ihr zukünftiges Ver­
halten vorausgesagt werden. Gemessen am Aufwand blieben die Resultate jedoch weit
hinter den ursprünglichen Erwartungen zurück. Um komplexe kausale Zusammenhänge
durch Ausprobieren besser verstehen zu lernen und für gut abgrenzbare Bereiche
haben quantitative Simulationsmodelle jedoch nach wie vor ihre Bedeutung.
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Die Szenariomethode hat der wie auch immer raffinierten Trendextrapolation gegen­
über den Vorteil, daß sie nicht nur die Vergangenheit fortschreibt. Im Vergleich zur
Simulation kann sie auch qualitative Aspekte miteinbeziehen, ja im wesentlichen
qualitativ ausgelegt werden unter Einbezug von Quantifizierungen in ausgewählten,
überschaubaren Bereichen. Zudem ist sie weniger aufwendig, besser nachvollziehbar
und in ihren Resultaten überschaubarer.

Aus diesen Gründen hat die Szenariotechnik in den letzten zehn Jahren besonders
in der Wirtschaft eine erstaunliche Verbreitung gefunden (Reibnitz 1987: 13 f., 157
f.; Angermeyer-Naumann 1985: 117 f.) und einige Weiterentwicklungen besonders im
Rahmen der aufkommenden "strategischen Planung" erfahren. Zunächst wurde sie in
den von der Olkrise am meisten betroffenen Branchen, den Olkonzernen und der
Autoindustrie angewendet. Dann folgte der Maschinenbau, herausgefordert durch die
Einführung der Elektronik. Anfang der achtziger Jahre begannen die ins Visier der
Kritik geratene Pharmaindustrie und die Elektronikindustrie die Methode anzuwen­
den. Als nächster interessierte sich der in eine Strukturkrise geratene Handel dafür
und Mitte der achtziger Jahre Banken und Versicherungen.

In der Politikberatung hat es seit Mitte der siebziger Jahre größere Szenariostudien
gegeben, vor allem im Energiebereich (zum großen Teil stark quantifiziert), für die
Raumordnung und für den Verkehr.

Der Charakter dieser Szenarien war, wie im folgenden noch deutlich werden wird,
recht unterschiedlich, manche sind bis heute noch stark vom Prognosedenken ge­
prägt. Besonders im Energiebereich haben sich vor allem die Kritiker der offiziellen
Politik der Szenariomethode bedient, um alternative Wege aufzuzeigen. Mit szenario­
ähnlichen Verfahren hat Robert Jungks Methode der Zukunftswerkstatt wichtige
Impulse für die Entwicklung von Alternativen gegeben. Auch der Systemtheoretiker
Bossel hat wesentlich zur Fruchtbarmachung der Szenariomethode für die neuen
sozialen Bewegungen beigetragen (z.B. Bossel 1978, Krause/Bossel/Müller-Reißmann
1980).

1.2. Typisierung von Szenarien

In der Literatur werden unterschiedliche Typen von Szenarien unterschieden, die
teils für sich, teils in Verbindung miteinander angewandt werden. Auf Jantsch
(Jantsch 1967) geht die Unterscheidung zwischen explorativen und normativen Szena­
rien zurück. Explorative Szenarien sind dazu da, mögliche Zukünfte zu erkunden,
sich zu orientieren, sie gehen gewöhnlich in Schritten von der Gegenwart aus.
Normative Szenarien hingegen beschreiben einen wünschenswerten Zustand und
versuchen unter Umständen in Rückwärtsschritten zu erkunden, welche Wege dorthin
führen könnten.

Besonders bei den Raumplanern haben sich die Begriffe Trendszenario, Alternativ­
szenario und Kontrastszenario eingebürgert (siehe Stiens 1982, Junker/Zickwolff
1985, Meise/Volwahsen 1980). Dabei sind Trendszenario und Alternativszenario vom
explorativen Typus. Das Trendszenario ist dabei keine traditionelle Trendfortschrei­
bung, doch noch stark an der Frage nach der "wahrscheinlichsten Entwicklung"
orientiert. Ebenso wichtig ist dabei jedoch die Identifizierung von Zusammenhängen.
Je nach Autor werden solche Trendszenarien mehr oder weniger stark als Progno­
senersatz oder als "Prämissengenerator" für traditionelle Prognosen verwendet. AI­
ternativszenarien sollen in Ergänzung zum Trendszenario weniger wahrscheinliche
alternative Entwicklungsstränge darstellen. Zu ihnen gehören die früher sogenannten
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Tendenzszenarien (im Sinne einer politischen Tendenz). Im iterativen Verfahren der
Erstellung eines konsistenten Trendszenarios werden häufig alternative Präszenarien
zur Absicherung verwendet.

Je nach Abgrenzung von Untersuchungsfeld und Umfeld wird bei den Alternativsze­
narien die Abgrenzung zu den normativen Szenarien bereits fließend, wenn ihre
Aufgabe solcher Langfristprojektionen darin gesehen wird, mögliche von unmögli­
chen Zukünften zu unterscheiden. Ausdrücklich normativ sind in der hier referier­
ten Terminologie die Kontrastszenarien, die im Kontrast zu den gegenwärtigen
Strukturen und/oder zum Trendszenario ein Zielbild entwerfen. Meist wird hier ein
stark instrumentenbezogenes "Strategieszenario" entworfen, das die geeigneten "Maß­
nahmen" aufzeigt, um im Tendenzszenario auftretende unerwünschte Entwicklungen
zu vermeiden.

Gemäß der Problemlage in der herkömmlich verstandenen Politik und Raumplanung
bleibt bei dieser Einteilung unklar, wieweit ein möglicher Einfluß der Adressaten
solcher Szenarien reichen kann. Zwischen Gestaltungsfeld und Umfeld wird in der
Politikberatung nicht oder nicht klar unterschieden. Das ist anders bei der in der
Unternehmensberatung verwendeten Szenariotechnik, wo zwischen Umfeld und einer
als hierarchisch durchorganisiert angenommenen Unternehmung deutlicher unterschie­
den wird (vgl. Reibnitz 1983, Reibnitz 1987, Wack 1985, Batteile 1985, ausführlicher
dazu Abschnitt 3.1.).

Bei Batteile wird deshalb nur grob zwischen Kornmunikationsszenarien "zur Stand­
ortbestimmung in einer sich verändernden Welt" und Szenarien für die strategische
Planung unterschieden. "Kommunikationsszenarien werden erarbeitet, um einer be­
stimmten Zielgruppe (z.B. Verbänden, Interessengruppen, Branchen, aber auch Fir­
men) Anstöße zur Diskussion ihrer eigenen Zukunft zu geben und ihr Hand­
lungsmöglichkeiten zu eröffnen, mit denen sie Entwicklungen, die sie für wün­
schenswert hält, verstärken oder unerwünschte Entwicklungen rechtzeitig beein­
flussen kann". "In der strategischen Planung eignen sich Szenarien zum einen dazu,
Strategien und Maßnahmen zu entwickeln, zum anderen la.ssen sich mit ihnen erar­
beitete Strategien auf ihre Anfälligkeit hin überprüfen".

Unter anderen macht Reibnitz (1987), die die Battelle-Methode für die Unterneh­
mensberatung weiter differenziert hat, eine ähnliche Unterscheidung zwischen globa­
len und firmenspezifischen Szenarien. Zu globalen Szenarien sind sowohl umfassende
Studien wie "Grenzen des Wachstums" (Meadows 1973), "Global 2000" (Barney u.a.
1980) oder Interfutures (OECD-Future 1979) zu rechnen als auch problem- oder
sektorspezifischere (siehe Angermeyer-Naumann 1985: 214).

In der Praxis wird der Begriff Szenario oft recht inflationär für den Entwurf ir­
gendwelcher Zukunftsperspektiven verwendet. Immer schwingt dabei die Doppelbedeu­
tung von explorativer Prognose und normativer Vision mit. Leider wird beides oft
wenig auseinandergehalten, so daß dle Handlungssplelräume unklar bleiben. Immerhin
hat die verbreitete Verwendung des Begriffs geholfen, die Vorstellung vom eingleisi­
gen unaufhaltsamen Fortschritt zu erschüttern.

1.3. Obllche Vorgehenswelsen

Allgemein kann man sehr grob drei Phasen unterscheiden, die bei fast allen Metho­
denvarianten angewandt werden. Phase 1 besteht aus der Situationsanalyse, in der
die anstehenden Probleme und die sie beeinflussenden Größen analysiert werden. In
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Phase 2 werden Annahmen zur zukünftigen Entwicklung getroffen und häufig vor­
bereitende Grobszenarien entworfen. Phase 3 stellt dann die eigentliche Durchfüh­
rungsphase der Szenarien dar.

Junker und Zickwolff referieren sehr kursorisch das übliche Vorgehen bei raumpla­
nerischen Szenarien. Segner (1976) unterscheidet demnach sehr detailliert drei
Hauptphasen, die jeweils in vier Prozeßstufen zu bearbeiten sind, jedoch nicht
linear nacheinander, sondern teilweise iterativ. Bückmann/Kolb (1978) gehen von
einem fünfstufigen Konzept aus: 1. Strukturierung der gegenwärtigen Ausgangslage,
2. Hypothesenformulierung, 3. Qualitative (historische) Simulation des Untersu­
chungsbereiches in die Zukunft, 4. Querschnittsbeschrei.bung, 5. Alternativen-Ge­
nerierung.

Im Laufe der nun bald zwanzig Jahre währenden systematischen Entwicklung der
Szenario-Methode, ist diese ausdifferenziert worden und wird immer weniger ein­
fach als Prognoseersatz verwendet. Auch Unternehmensberatungsfirmen verwenden
noch recht unterschiedliche Ansätze mit verschiedenen Vorzügen. Für die USA heben
Huss und Honton (Huss/Hontan 1987) besonders vier Methoden hervor:

Die "Intuitive-Logics"-Methode wurde Anfang der siebziger Jahre gleichzeitig bei
Shell und SRI International entwickelt (s.a. Wack 1985). Sie geht stark von Ent­
scheidungsalternativen aus und setzt dann auf eine recht intuitive Erfassung der
komplexen Systemlogik. Die acht Schritte des Vorgehens sind: 1 - Analyse der Ent­
scheidungserfordernisse und strategischen Fragestellungen, 2 - Identifikation der
wesentlichen Entscheidungsfaktoren, 3 - Identifikation der wesentlichen Umfeldkräf­
te, 4 - Analyse der Umfeldkräfte, 5 - Definition der Szenario-Logiken (Kernstück
der Methode: dies sind strukturierende Themen. Prinzipien, Annahmen, die den Sze­
narien eine konsistente, geschlossene Gestalt geben), 6 - Ausarbeitung der Szena­
rien. 7 - Analyse der Implikationen für die wesentlichen Entscheidungsfaktoren,
8 - Analyse der Implikationen für Entscheidungen und Strategien.

Die Trend-Impact-Analysis ist eine recht weitverbreitete, u.a. von der Futures Group
verwendete, aber noch sehr prognosenahe Variante. Hier wird wie immer zunächst
das Untersuchungsfeld genauer definiert. Dann werden zwei oder drei entscheidende
Variablen (z.B. das BSP) mit verschiedenen Ausprägungen festgelegt (z.B. hoch/mit­
tel/tief). In Schritt 2 wird dann ein "Szenarioraum" aufgespannt, indern einige (z.B.
drei) Annahmenbündel aus den möglichen Kombinationen der Variablenausprägung
ausgewählt werden. Für jedes dieser Szenarien werden die folgenden Schritte separat
durchgeführt: 3 - Wichtige Trends identifizieren und Daten als Zeitreihen aufberei­
ten, 4 - Naive Extrapolation erstellen, 5 - Liste von Störereignissen erstellen. 6­
Eintrittswahrscheinlichkeit und zeitlichen Einflußverlauf der Störereignisse abschät­
zen, 7 - Extrapolation modifizieren, 8 - Szenarien erzählen. Diese Methode ist vor
allem für die Untersuchung einzelner Variablen geeignet. Eine gegenseitige Beein­
flussung der Ereignisse kann nicht berücksichtigt werden.

Dieser Nachteil soll mit der "Cross-Impact-Analysis" überwunden werden. Sie wurde
zuerst 1966 für die Kaiser-Aluminium Company angewendet. Zwei übliche Varianten
slnd INTERAX vom Center for Future Research (CFR) der Universität Kalifornien
und BASICS von Batteile. Bei INTERAX werden zunächst Schlüsselindikatoren identi­
fIziert und In die Zukunft extrapoliert. Dann werden Störereignisse aufgelistet, ihre
Wahrscheinlichkeit und ihr Einfluß auf die Trends abgeschätzt. Dann wird mithilfe
eine Matrix die gegenseitige Beeinflussung der Ereignisse einzeln abgeschätzt (Cross­
Impact-Analysis). Die Auswertung dieses probabilistischen Modells erfolgt mit einem
Computer, der mit einem Zufallsgenerator unter Berücksichtigung der Wahrschein­
lichkeiten nacheinander verschiedene Szenarien generiert und im Zeitablauf durch­
spielt. Bei der Battelle-Methode hingegen dient die Cross-Impact-Matrix der Auswahl
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konsistenter Annahmenbündel, die Szenarien werden systematisch ausgewählt und
nicht zufällig generiert.

Ausführlicher soll hier die Strukturierung des weiterentwickelten Vorgehens bei
Battelle/Frankfurt (vgl. Batteile 1985 und auch Reibnitz 1983) dargestellt werden:

Schritt 1: Untersuchungsfeld definieren.
Das Thema wird so abgegrenzt, daß eine strukturierte Beschreibung des Untersu­
chungsfeldes mit verschiedenen Merkmalen möglich wird.

Schritt 2: Umfelder strukturieren.
Der Blick schwenkt auf das Umfeld, da die Zukunft des Untersuchungsfeldes
nicht aus dem status quo abgeleitet werden soll. Relevante Umfelder (gewöhnlich
u.a. Politik, Wirtschaft und Arbeit, Bevölkerung, Soziale Werte) werden iden­
tifiziert und anhand von qualitativen oder quantitativen Deskriptoren charak­
terisiert.

Schritt 3: Entwicklungsrichtungen prOjIZIeren
Für "kritische Deskriptoren" der Umfelder - also solche, die erstens relevant
sind und sich zweitens in verschiedene Richtungen entwickeln können - werden
verschiedene mögliche Entwicklungsrichtungen projiziert.

Schritt 4: Konsistente Annahmenbündel bilden
Mit Hilfe einer "Verträglichkeitsprüfung" oder verschiedenen denkbaren Deskrip­
torenausprägungen werden mehrere, möglichst unterschiedliche, in sich kon­
sistente und widerspruchsfreie Annahmenbündel für die Zukunft der Umfelder
formuliert.

Schritt 5: Szenarien ausarbeiten
Zu den jeweiligen Annahmenbündeln werden die Prognosen für die unkritischen
Deskriptoren hinzugefügt und das Ganze zu anschaulichen Zukunftsbildern ausge­
staltet. Diese Ausgestaltung wird in mehreren Zeitschritten vorgenommen, wobei
eventuell auftretende Inkonsistenzen eine Oberprüfung der Annahmen notwendig
machen können.

Schritt 6: Störereignisse prüfen
Der Einfluß von positiven oder negativen plötzlichen Ereignissen auf die ver­
schiedenen Szenarien wird untersucht. Das Ergebnis gibt Aufschluß sowohl auf die
Folgen solcher Ereignisse als auch auf die Qualität (z.B. Empfindlichkeit oder
Stabilität) der Szenarien.

Schritt 7: Ableiten von Konsequenzen oder Ausarbeiten von Szenarien für das
Untersuchungsfeld

Jetzt erst wird der Blick wieder auf das Untersuchungsfeld gerichtet. Je nach
seinem Charakter gibt es zwei Möglichkeiten: Wenn das Problem bereits sehr
konkret formuliert ist, genügt das Ableiten von Konsequenzen, das Abschätzen
von Chancen und Risiken (z.B. für ein neues Produkt) aus den Umfeldszenarien.
Bei komplexeren Untersuchungsfeldern bzw. Aufgaben mit Orientierungscharakter
werden Szenarien für das in Schritt 1 definierte Untersuchungsfeld ausgearbeitet,
die auf den Umfeldszenarien (Schritt 5) aufbauen (Reibnitz 1983).

Schritt 8: Strategische Empfehlungen bzw. Maßnahmen ausarbeiten
Dieser Schritt ist im engeren Sinne nicht mehr Gegenstand der Szenario-Technik.



A Teil IV - Szenarien IV - 11

Reibnitz (1987) hat diese Methode verfeinert und weiterentwickelt. In Schritt 2 wird
demnach mit einer Vernetzungsmatrix die wechselseitige Beeinflussung der System­
elemente analysiert und mithilfe eines "System-Grid" dargestellt, welche von ihnen
aktiver und passiver sind (theoretischer Hintergrund ist hier v.a. Vesters Darstellung
vernetzter Systeme (Vester 1976 / Vester 1980]). Die Alternativenbündelung in
Schritt 4 erfolgt bei einer großen Zahl von Deskriptoren mithilfe einer Konsistenz­
matrix. Nach der Ausarbeitung der Szenarien wird noch einmal eine Systemanalyse
entsprechend Schritt 2 für die verschiedenen Szenarien und zukünftigen Zeithorizon­
te durchgeführt, da auch die Funktionsweise des Systems sich mit der Zeit ändern
kann.

Von einer Reihe von Autoren wird betont, daß zwei Szenarien durchaus ausreichend
sind, um ein Gespür für mögliche zukünftige Entwicklungen zu entwickeln und so­
wohl präventive als auch flexible "Strategien" zu entwickeln (Reibnitz 1987: 31,52;
Wack 1985, Ledergerber/Mauch 1984). Sie sollten durch ein griffiges Paar gegen­
sätzlicher Begriffe charakterisiert werden können. Arras (1986), Wack (1985), Reib­
nitz (1987), Batteile (1985) weisen darauf hin, daß es der Szenariomethode wider­
spricht und ihre Vorteile in Frage stellt, wenn eine der Zukunftsvisionen oder ein
"Mittelweg" als wahrscheinlichster Trend, als Prognoseersatz angesehen wird, dessen
Variationsbandbreite durch Alternativszenarien geprüft und eingegrenzt wird. Auch
Stiens (1983a: 9) weist darauf hin, daß diese unter deutschen Raumplanern verbrei­
tete Interpretation bei ausländischen Kollegen als unfruchtbar angesehen wird.
Letztlich stehen dahinter unterschiedliche Vorstellungen über die Kausalität von
Entwicklungsabläufen1.

Für Arras (1986) ist es wesentlich, daß mit der Szenariomethode ein Einstieg über
die Komplexität und nicht über Detailentwicklungen gesucht wird. Er betont: "Die
Verknüpfungen in den Scenarien sind nicht deterministisch, sie folgen keiner un­
ausweichlichen 'Wenn-dann-Logik', sondern einem 'Wenn-vielleicht-Unterstellen' von
Zusammenhängen". Szenarien sind für ihn" keine Untersuchung im klassischen Sinn,
sondern eher Teil eines Prozesses, in dem Kommunikation und gemeinsames Lernen
eine große Bedeutung hat". Er unterscheidet sechs Schritte:

1 - Experten- und Hintergrundgespräche
2 - Bestimmung der Wandlungsbereiche untergliedert in Wandlungselemente, die

durch Wertdimensionen beschrieben werden
3 - Bestimmung von Handlungsbereichen untergliedert in Handlungselemente, für

die Ausprägungen der Verhaltensweisen einzelner Akteure angenommen wer­
den

4 - Definition eines Leitmotivs, das die beiden Szenarien gestaltet. Daraus wer­
den Einstiegshypothesen abgeleitet.

5 - Wertdimensionen der Wandlungsbereiche und Ausprägungen der Handlungsbe­
reiche bilden das Annahmengerippe für die Ausformulierung von Szenarien

6 - Schreiben der Szenarien

1 Das Vorgehen der Szenariomethode entspricht eher neueren Vorstellungen
von Kausalität wie sie in der modernen Physik (Quantentheorie, am weitestgehenden
hier Bohm 1983), in Theorien der Selbstorganisation (z.B. Prigogine/Stengers 1981 ,
v.a. Jantsch 1979) oder in der Erkenntnistheorie des radikalen Konstruktivismus
(Watzlawick 1981, Schmidt 1987) formuliert werden, während die herkömmliche Prog­
nosemethode der modifizierten Trendextrapolation vom Determinismus der klassischen
Naturwissenschaften geprägt ist. Bifurkationen, Verzweigungen, spontane Entschei­
dungen, die sich nicht vorhersagen lassen und durch keine Trends streng determi­
niert werden, sind demnach mitverantwortlich für die Richtung der Entwicklung.
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Im Gegensatz zur Battelle-Methode umfassen diese Szenarien also nicht nur das
Umfeld (hier Wandlungsbereiche genannt), sondern malen vor allem Zukünfte für
den Untersuchungsbereich selber aus unter Einbezug der zuvor säuberlich getrenn­
ten externen Bedingungen und des angenommenen Verhaltens der Akteure.

Vielfach wird bei der Erstellung von dem, was man Szenarien nennt, recht pragma­
tisch verfahren. Oft werden einfach ohne großen methodischen Vorlauf zwei Zu­
kunftsbilder einander gegenübergestellt und Konsequenzen für das Untersu­
chungsfeld gezogen. Dies ist dann umso einfacher, wenn es sich um überschaubare
Teilbereiche handelt. Oft leidet jedoch die Originalität und Farbigkeit unter einem
solchen Vorgehen (s. z.B. Michelsen 1988). Schon einfache prägnante Skizzen kön­
nen jedoch bereits wichtige Hinweise für komplexe Entscheidungssituationen geben
und wirkungsvollere Denkanstöße sein als ausführliche komplizierte Analysen (vgl.
die Studie von Ledergerber/Mauch 1984, die allerdings beträchtliche Szenarioer­
fahrung hatten).

In der Unternehmensberatung wird großer Wert darauf gelegt, daß die Entschei­
dungsträger möglichst in den Szenarioprozeß, der oft von einem Team von Firmen­
angehörigen durchgeführt wird, einbezogen werden - zumindest bei der Formulierung
der Probleme und Ziele sowie bei der Konzeption der Maßnahmen. Als mindestens so
wichtig wie der Erarbeitung konkreter Maßnahmen wird die Verbesserung der Kom­
munikationsstrukturen im Unternehmen sowie die Erarbeitung einer gemeinsamen
Sichtweise der Zusammenhänge erachtet, die in unerwarteten Situationen schnelles
Entscheiden erlaubt (Reibnitz 1987, Wack 1985).

In der Politikberatung ist wohl die aufwendige Erstellung externer im Szenariostu­
dien üblicher, die wesentlich aufwendiger sind und an denen die Entscheidungsträ­
ger nicht mitwirken. Da der Lernprozeß beim Erstellen von Szenarien mindestens so
wichtig ist, wie das am Ende produzierte Papier, ist es nicht verwunderlich, daß
externe Studien relativ wirkungsloser sind. Unabhängige Außenstehende sind dafür
weniger an institutionenspezifische Denkzwänge gebunden. Wichtig wird hier dann
die Form der Darstellung und die Einleitung einer öffentlichen Debatte auf der
Grundlage der vorgelegten Entwürfe.

2. Probleme beim Versuch eines Blicks in die Zukunft

2.1. Brüche

Unvermeidlich gehen wir Menschen zunächst immer davon aus, daß alles oder zumin­
dest fast alles so bleibt oder weitergeht, wie es ist. Veränderungen bedrohen unsere
Möglichkeiten der Orientierung. Wir müssen uns sehr anstrengen, uns vorzustellen,
wie es wäre, wenn es anders wäre. Deshalb stoßen Szenarien, die starke Verände­
rungen postulieren, zunächst einmal auf Ablehnung. Und das besonders, wenn es um
Veränderungen zum Negativen geht. Die psychische Abwehr gegen die in den letzten
Jahren sichtbar gewordenen Bedrohungen unserer Lebensgrundlagen ist ungeheuer
stark. Selbst wenn ganz allgemein eine ganze Reihe von Bedrohungen anerkannt wird
oder gar eine pessimistische Grundstimmung vorherrscht, die vom Leben nicht viel
Gutes erwartet, ist der Weg weit zu einer Berücksichtigung dieser Bedrohungen im
täglichen Entscheiden und Handeln. Deshalb stoßen Szenarien, die eine ganze Reihe
von negativen Veränderungen - welche für sich genommen plausibel erscheinen - in
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einer Gesamtschau mit den entsprechenden Folgen veranschaulichen, zunächst einmal
auf Ablehnung. Sie widersprechen den Annahmen, die üblicherweise den Entscheidun­
gen zugrundegelegt werden, wirken bedrohlich und werden, wenn sie nur für sich
genommen dastehen, meist nicht als ernsthafte Diskussionsgrundlage akzeptiert.

Wir müssen Szenarien auch dort, wo sie eher als Prognose für schwer zu beeinflus­
sende Entwicklungen verwendet werden, vor allem auch als Kommunikationsinstru­
ment begreifen. Sie sollen der aktiven und handlungsrelevanten Auseinandersetzung
des Adressaten mit der Zukunft dienen, sie müssen deshalb auch seine Stimmungen,
Ängste und Hoffnungen ansprechen können. Mit der Szenariomethode lassen sich
verschiedene mögliche oder denkbare Wahrheiten oder auch nur häufige Denkmuster
einander gegenüberstellen und in eine produktive Beziehung zueinander bringen. Sie
ermöglicht es, verschiedene Sichtweisen und Verhaltensmuster miteinander zu kon­
frontieren und sie auf ihre langfristige Brauchbarkeit, auf ihre vermutliche Reali­
tätstauglichkeit, auf ihre Chancen und Risiken zu testen. In diesem Sinne ist diese
Methode auch Ausdruck einer anderen Erkenntnistheorie als der, die hinter konven­
tionellen Prognosen steht. Es geht nicht nur um die Abschätzung im Prinzip vorher­
sagbarer zukünftiger Entwicklungen bei mangelhafter Systemkenntnis und Datenlage,
sondern es geht um verschiedene vielschichtige Sichtweisen und Einstellungen.

Wenn wir der überzeugung sind, daß die Zukunft keineswegs so glatt und bruchlos
sich entwickeln wird, wie es in den meisten etablierten Prognosen dargestellt wird,
daß es Brüche und Katastrophen geben wird, die heute schon absehbar sind, dann ist
dies durchaus kein Grund, unsere vermeintliche Wahrheit in einem Szenario zusam­
menzufassen, das den meisten viel zu düster scheinen wird, und damit missionieren
zu gehen. Es geht vielmehr darum, unsere Adressaten dort "abzuholen", wo sie ste­
hen, ihre Sichtweise aufzugreifen, in ihren Konsequenzen darzustellen und mit unse­
rer Perspektive und Herangehensweise zu konfrontieren.

Möglicherweise hat man den kommunikativen Aspekt der Szenarienmethode in der
Unternehmensberatung mancherorts schon besser begriffen als in der Politikbera­
tung. In einem aufschlußreichen Artikel beschreibt z.B. Pierre Wack, der daran maß­
geblich beteiligt war, wie die Szenariomethode schon am Ende der sechziger Jahre
bei Royal Dutch Shell eingeführt, weiterentwickelt und bald als wichtigstes Instru­
ment der Unternehmensplanung eingesetzt wurde (Wack 1985). Dadurch war der
Konzern rechtzeitig auf eine Olkrise, wie sie dann 1973 eintrat, vorbereitet. Um
diesen Bruch in der vorher als kontinuierlich erscheinenden Entwicklung denkbar zu
machen und tatsächliche Investitionsentscheidungen darauf auszurichten, war die
Einbeziehung der Entscheidungsträger in den Diskussionsprozeß, die Erstellung einer
Reihe von "didaktischen" Szenarien und die Entwicklung einer neuen gemeinsamen
Sprache und Sichtweise im Unternehmen erforderlich.

In der Politikberatung ist dieser kommunikative Aspekt von Szenarien besonders im
Zusammenhang mit der Energiepolitik herausgearbeitet worden (z.B. Ueberhorst 1985,
Ueberhorst 1986).

Aus alledem folgt zunächst einmal, daß Vergleichsszenarien, die an den herrschen­
den Vorstellungen anknüpfen und ihre Konsequenzen für die Zukunft deutlich ma­
chen, sehr wichtig sind. Die Bezeichnungen "Trendszenario" und "Alternativszenario"
verlieren ihren Sinn, wenn kein für die Allgemeinheit relativ akzeptables Trendsze­
nario als besonders wahrscheinlich eingestuft wird. Es empfiehlt sich daher einen
Fächer von mindestens zwei Szenarien zu wählen und diese durch ihre speziellen
Eigenschaften zu charakterisieren (siehe oben).

Schwierig bleibt es, heute für umfassende Szenarien die vielfältigen Bedrohungen
und möglichen bruchartigen Entwicklungen in den verschiedenen Bereichen in einem
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oder wenigen Rahmenszenarien zu verdeutlichen, ohne unglaubwürdig und schwarz­
malerisch zu wirken.

Schon der von Präsident Carter veranlaßte Bericht Global 2000 (Barney u.a.1980)
und sein geringer Einfluß auf die tatsächliche Politik macht dies deutlich. Durchaus
denkbar und nach heutigen Erkenntnissen teilweise wahrscheinlich sind in den
nächsten Jahrzehnten die folgenden Entwicklungen:

- Ein weitgehendes Absterben der Wälder in Mitteleuropa hätte unmittelbar weit­
reichende klimatische und wirtschaftliche Folgen. Bergige Gebiete würden teil­
weise unbewohnbar, Erosion und eine Veränderung des Wasserhaushalts würde die
Landwirtschaft schwer beeinträchtigen. Mittelbar hätte diese Entwicklung - oder
auch die nicht mehr zu leugnende Aussicht darauf - eine Verschiebung der Wert­
haltungen, veränderte Konsumgewohnheiten, veränderte politische Präferenzen zur
Folge, möglicherweise auch eine politische Radikalisierung, ernstzunehmenden
Okoterrorismus. Eine lang hinausgezögerte und dann plötzlich als Notmaßnahme
durchgesetzte drastische Einschränkung des motorisierten Privatverkehrs und
anderer Emittenten hätte weitreichende wirtschaftliche Konsequenzen.

- Ein Abbau der Ozonschicht und damit eine Zunahme der ultravioletten Strahlung
würde zu Entwicklungen führen, die heute noch kaum zu überblicken sind. Durch
steigende Gefahr von Hautkrebs würde sich das Verhalten der Menschen und ihr
Verhältnis zur Natur ändern müssen. Reisegewohnheiten, Freizeitverhalten und die
Architektur würden sich ändern. Die freie Natur würde uns noch fremder, ge­
fährlicher; nur künstliche, überdachte Lebensräume könnten Schutz bieten; was
nach Tschernobyl als Alptraum zu ahnen war, würde teilweise Realität. Konse­
quenzen hätte ein Ansteigen der Strahlung nicht nur für den Menschen, sondern
auch für das übrige Leben auf der Erde. All dies könnte schon sehr bald relevant
werden. Viel schneller noch könnten die heute im Grunde dringend notwendigen
Maßnahmen zur Verhinderung eines weitgehenden Abbaus der Ozonschicht zu
Veränderungen führen. Möglicherweise müßte die gesamte Chlorchemie aufgegeben
werden.

- Auch schon innerhalb des üblichen Betrachtungszeitraums bis 2030 wird wahr­
scheinlich infolge einer Zunahme der atmosphärischen C02-Konzentration eine
spürbare weltweite Erwärmung eintreten, die zur Verschiebung der Klimazonen
führt.

- Eine nicht unerhebliche Zahl seriöser Beobachter geht davon aus, daß die Ver­
schuldung der Dritten Welt in den nächsten Jahren zu einem Kollaps des Welt­
währungssystems führen kann.

- Eine Inkaufnahme der weiteren Verarmung der Dritten Welt durch die Industrie­
länder kann zu einer Eskalation militärischer Konflikte auch unter Einsatz von
atomaren, biologischen und chemischen Massenvernichtungswaffen führen. Selbst
wenn es nicht zum Einsatz solcher Waffen kommt, nimmt die Verwundbarkeit der
Industriegesellschaften durch Terroranschläge zu.

- Einschneidend könnten auch Unfälle bei neuen, tief in die Natur eingreifenden
Techniken sich auf unsere Lebensbedingungen in Mitteleuropa, auf unsere Wirt­
schaft und auf unsere Politik auswirken: etwa ein großer Kernkraftwerksunfall in
Westeuropa oder ein gentechnischer Unfall mit sich verbreitenden gesundheits­
schädigenden oder ökologischen Folgen.

Weniger spektakulär, aber doch einschneidend für die von uns betrachtete Region
wären eine ganze Reihe von denkbaren negativen wirtschaftlichen Entwicklungen.
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Etwa eine krisenhafte Schrumpfung der westdeutschen Automobilherstellung auf ein
Drittel infolge nachlassender Konjunktur, Marktsättigung und verstärkter südostasia­
tischer Importe. Oder ein weitgehendes Aussterben der Landwirtschaft in weniger
fruchtbaren Gegenden als Folge der EG-Agrarpolitik und eines weiteren Intensivie­
rungsschubs mithilfe der Gentechnologie.

Gut begründbare sektorielle Brüche sollten zunächst einzeln für sich mit ihren ver­
mutlichen Auswirkungen grob beschrieben werden. Dann ist zu entscheiden, ob sie
Bestandteil eines oder mehrerer Szenarien werden oder zunächst nur als Stör-Ereig­
nis geprüft werden (siehe Battelle-Methode).

Mit einem oder zwei kohärenten Szenarien unsere heutige Bedrohungssituation auch
nur annähernd zu umreißen, dürfte außerordentlich schwierig sein. Dies scheint je­
doch für den Entwurf lebenswerter und verantwortungsvoller Leitbilder dringend
notwendig. Kritische Bewegungen haben sich bis jetzt allzusehr darauf beschränkt,
einzelne Schreckensszenarien grob zu skizzieren, die in einzelnen Fällen recht wir­
kungsvoll waren (wie der erste Bericht an der Club of Rome [Meadows 1973) oder
die Darstellungen der Folgen eines Atomkriegs [Schell 1982 und der Film "The Day
After"]). Untereinander aber standen sie kaum im Zusammenhang und stießen auf
solche emotionale Abwehr, daß sie mehr oder weniger verdrängt wurden. Sowohl
einzelne positive Utopien als auch einzelne Ausmalungen der Konsequenzen unseres
heutigen zerstörerischen Tuns werden als realitätsfremd abgetan, weil sie beharrli­
chen Vorstellungen von Normalität widersprechen. Diese Haltung des 'business as
usual' sollte durch Fächer von Szenarien aufgebrochen werden, in denen sich die
Adressaten wiederfinden können. Dabei ist zu bedenken, daß, um wünschenswerte
Leitbilder zu begründen, nicht notwendigerweise alle ansonsten drohenden Gefahren
als Abschreckung angeführt werden müssen.

2.2. Zelthorizonte

Technische Innovationen sind nur für eine relativ kurze Zeitspanne überblickbar.
Der Vergleich der technischen Visionen und Hoffnungen der sechziger Jahre mit
der heutigen Realität zeigt, wie schwierig die Vorausschau auch nur für ein Vier­
teljahrhundert ist. Selbst wenn die Techniken, die im Jahr 2030 die Welt prägen
werden, heute zum großen Teil schon im Ansatz vorhanden sind, ist ihre Gewich­
tung und Ausprägung kaum vorstellbar.

In den alternativen Energieszenarien, die die heutige Diskussion nachhaltig prägen,
wurden grundsätzlich nur solche Techniken in Betracht gezogen, die bereits erprobt
und verfügbar waren (s. z.B. Krause/Bossel/Müller-Reissmann 1980: 33 f.), so wurde
z.B. die photovoltaische Stromerzeugung, die aus heutiger Sicht bereits um die Jahr­
tausendwende einen beachtliche Beitrag leisten könnte, nicht mit einbezogen.

Durchaus anders scheint es sich mit sozialen Innovationen zu verhalten. Während
sich Verkehrstechniken, Kommunikationstechniken, Produktionstechniken etc. seit der
Jahrhundertwende oder auch seit Ende des zweiten Weltkriegs (für eine ähnliche
Zeitspanne von gut vierzig Jahren werden langfristige Szenarien üblicherweise ge­
schrieben) sehr weitgehend verändert haben, sind die Formen des Zusammenlebens,
der geschlechtlichen Arbeitsteilung, der Organisation staatlicher Verwaltung, der
Arbeitsbeziehungen etc. in vielfacher Hinsicht sehr ähnlich geblieben. Alte Verhal­
tensweisen und Vorstellungen sterben oft erst mit den Menschen aus, die besonders
stark durch sie geprägt wurden. Doch ist die Beurteilung dieser Veränderungen wohl
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auch eine Frage der Perspektive, soziale und technischer Wandel lassen sich schwer
miteinander vergleichen.

In der Debatte um Technikgestaltung wird häufig versucht, diesem Dilemma zu ent­
gehen, indem man sich in die Diskussion von Verfahren flüchtet. Gesellschaftlich
institutionalisierte Beurteilungsverfahren mit vereinbarten Kriterien sollen unabhän­
gig von der konkreten Technik eine natur- und sozialverträgliche Gestaltung ge­
währleisten. So etwas ist sicher sinnvoll und notwendig, doch kommt man auch dann
im konkreten Beurteilungsfall nicht umhin, sich die langfristigen Folgen heutiger
Technik-Entscheide konkret auszumalen. Verfahren und Kriterien sind zudem nur für
eine Beurteilung vorliegender Vorschläge brauchbar. Aktive Zukunftsgestaltung je­
doch erfordert auch spielerische Kreativität, nur mit konkreten Visionen, die auch
emotionale Ebenen ansprechen, lassen sich Menschen zu Engagement motivieren. Uns
scheint es deswegen wichtig, durchaus auch konkrete stofflich-technische Aspekte
in Szenarien einzubeziehen.

Um den Verlauf einer Entwicklung zu verdeutlichen, wird in der Szenariotechnik
häufig mit mehreren, meist dann zur Vereinfachung nur mit zwei Zeithorizonten
gearbeitet, für die mögliche Zukunftsbilder ausgemalt werden. Bei langfristigen Sze­
narien ist eine maximale Zeitspanne von vierzig, fünfzig Jahren üblich. Ein solcher
Zeitraum, der ein bis zwei Generationen umfaßt, ist sowohl im Hinblick auf soziale
Innovationen als auch auf die Laufzeit heutiger technischer Großprojekte sinnvoll.
Verwendet man zwei Zeithorizonte, so scheint es sinnvoll, für den ersten auch
stofflich-technische Entwicklungen auszumalen, für den zweiten jedoch das Schwer­
gewicht auf soziale Innovationen und langfristige Folgen früherer Entscheide zu
legen.

2.3. Unglelchzeltlgkelten

Auch wenn gesellschaftliche Veränderungen irgendwie langsamer zu sein scheinen,
kommt es hier vielleicht zu schärferen Diskontinuitäten als bei den technischen.
Katastrophen, Krisen, Kriege, politische Umstürze können innerhalb kurzer Zeit zu
sozialen Innovationen und veränderten Werthaltungen führen, die manchmal nur
vorübergehend, unter Umständen aber auch sehr dauerhaft sind.

In den letzten Jahrzehnten hat das technische Entwicklungstempo immer mehr zuge­
nommen. Die Kluft zwischen gesellschaftlicher, politischer, persönlicher Verarbeitung
und Reflexion neuer Möglichkeiten und der davon oft weitgehend losgelösten techni­
schen Entwicklung wird immer größer. Das führt notwendigerweise zu Spannungen,
die sich möglicherweise in heftigen sozialen, ökonomischen oder ökologischen Krisen
und Brüchen entladen. Genau solche Krisen und Brüche können ihrerseits zu raschen
gesellschaftlichen Veränderungen führen.

Zudem ergeben sich zunehmend auch Spannungen und Ungleichzeitigkeiten in der
technisch-wirtschaftlichen Entwicklung selbst. Einerseits läuft die technische Ent­
wicklung immer schneller, sind Maschinen und Apparate nach immer kürzerer Zeit
technisch veraltet. Andererseits wurde zumindest in den letzten Jahrzehnten die
zeitliche Reichweite der immer größeren technischen Projekte immer langfristiger.
Großprojekte sind zum Zeitpunkt ihrer Fertigstellung - wenn nicht gar bei Baube­
ginn nach langwieriger Planung - bereits veraltet.

Diese Ungleichzeitigkeiten und Spannungen führen nicht nur zu schmerzhaften Kri­
sen, krassen Fehlplanungen, Zerstörungen von Natur und gesellschaftlichem Reich-




